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Was ist 
genossenschaftliches 

Wohnen heute?



Vorwort

 3

Wohnungsnot, Verdrängung, Leerkündigungen … Wohn-
baufragen sind in aller Munde. Auch Wohnbaugenossen-
schaften sind nicht nur Inseln der Glückseligen. Sie sind 
Teil der Gesellschaft und haben den Auftrag, für guten, 
günstigen Wohnraum für möglichst viele unterschiedliche 
Menschen zu sorgen. Der Wohnraum ist zum Wohle der ak-
tuellen, und zukünftigen Mitglieder zu pflegen, zu erneuern 
und zu ergänzen. Wo soll dies geschehen? Erweiterungen 
auf der grünen Wiese sind mehrheitlich passé. In aller Regel 
wohnen die Genossenschaftsmitglieder als «Mitbesitzern-
de» in den Genossenschaftshäusern – eine Leerkündigung 
ohne Ersatzangebot ist also naturgemäss tabu. Trotzdem 
soll Wohnraum entstehen. Vor allem solcher, welcher güns-
tig bleibt oder im Falle von Neubauanteilen mit der Zeit 
günstig wird. Die Wohnbaugenossenschaften, aber auch 
andere Bauträger, sind gefordert. 
 
Wie kann zusätzlicher Wohnraum entstehen, ohne bishe-
rigen abzureissen, bestehende soziale Netze zu zerstören 
und unnötig CO2 zu erzeugen? Wie kann mehr Suffizienz 
gelingen, mehr Lebens- und Wohnqualität ohne zusätzliche 
Grundstücke? Wohnbaugenossenschaften sind optimale 
Gefässe für solche Überlegungen. 
 
Wohnbaugenossenschaften leben den sogenannten Ge-
nerationenvertrag. Jede neu gebaute Wohnung ist zuerst 
einmal «teuer». Da keine Gewinne nach aussen abfliessen, 
werden die Wohnungen mit der Zeit günstiger und können 
auch wieder saniert oder weiterentwickelt werden. Das 
heisst, jede Generation profitiert so vom Engagement der 
vorangegangenen. Dieses nachhaltige Vorgehen im Kopf, 
hat der Verband «Wohnbaugenossenschaften Nordwest-
schweiz» für sein 100-Jahre-Jubiläum 2026 beschlossen, 
einen Jubiläumswettbewerb auszuschreiben. Entwick-
lungsoffene Genossenschaften konnten sich bewerben. 
Drei Genossenschaften mit älteren Häusern, eine kleine, 
eine mittlere und eine grosse, wurden als Studienobjekte 
ausgewählt. 
 
Das Genossenschaftsgrundprinzip der «Gemeinsamen 
Selbsthilfe» hilft, gerade wenn der Budgetrahmen eng ist. 
Übersetzt auf den Jubiläumswettbewerb bedeutete dies: 
auf Schwarmintelligenz setzen, ergebnisoffen bleiben und 
einfach mal anfangen. Die Offenheit der Aufgabenstellung 
und des gewählten Verfahrens erwies sich als Glücksfall: 
Sie sorgte für freies Denken und durchaus überraschende 
Resultate. Viel Spass bei der Auseinandersetzung! 

Andreas Herbster



Ausgangslage

Im Rahmen des 100-Jahre-Jubiläums des Regionalver-
bands „wohnbaugenossenschaften nordwestschweiz“ soll 
ein kollektiver Denkraum für die Zukunft der Basler Wohn-
baugenossenschaften eröffnet werden, in dem unter den 
aktuellen Herausforderungen exemplarische Fragestellun-
gen zum künftigen Wohnen und Zusammenleben reflek-
tiert werden. Im Rahmen des Ideenwettbewerbs geht es 
darum, spekulative Zukunftsstrategien für das genossen-
schaftliche Wohnen im Allgemeinen zu eruieren und diese 
als fragmentarisch vertiefte Vorschläge anhand dreier 
auserkorener Genossenschaften zu erproben.

Auf einen Aufruf des Verbands Anfang 2024 hatten sich 
diverse Basler Genossenschaften zur Teilnahme an einem 
lösungsoffenen Ideenwettbewerb gemeldet. Die folgen-
den drei Genossenschaften – abgestuft nach ihrer Grösse 
– wurden ausgewählt:

Am Beispiel dieser drei Genossenschaften sollen speku-
lative Zukunftsstrategien zur baulichen, sozialräumlichen 
und partizipativen Weiterentwicklung der jeweiligen 
Liegenschaften formuliert werden. Wichtig ist dabei der 
Fokus auf einen ganzheitlichen Ansatz, der die Geschichte 
der bestehenden Genossenschaft zukunftsfähig weiter-
spinnt.

Die vorgeschlagenen Entwürfe sollen dabei möglichst ex-
emplarischen Charakter haben, damit sie bestenfalls auch 
für andere Genossenschaften zur Inspiration und Wei-
terentwicklung dienen. Gesucht sind also exemplarische 
Lösungsansätze, die im Idealfall «Vorbildcharakter» haben. 
Der Wohnschutz ist dabei vorgegeben: Die Mieter:innen 
bleiben in ihren Wohnungen und die bestehende Bausub-
stanz ist möglichst zu erhalten und aufzuwerten.

S = Wohngenossenschaft 
                    Am Horn
M = Wohngenossenschaft                        
                    Klybeck
L = Wohngenossenschaft 
              Albanrheinweg
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Ziele
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Die drei ausgewählten Genossenschaften verfolgen das 
Ziel, sich langfristig weiterzuentwickeln. Dazu gehört auch 
die Möglichkeit, neuen Wohnraum zu schaffen. Die beste-
henden Qualitäten der jeweiligen Liegenschaften sollen 
jedoch zugleich möglichst erhalten bleiben. Gesucht 
werden also Ideen für eine ganzheitlich nachhaltige Zu-
kunftsstrategie. Die vorgeschlagenen Lösungswege sind 
dabei offen.

Zusammenfassend sucht der Ideenwettbewerb mögliche 
Antworten auf folgende – und weitere – Fragestellungen:

Der Ideenwettbewerb versteht sich als gemeinsamer, 
öffentlicher Denkraum. Die teilnehmenden Teams sind 
eingeladen, weitere Fragen aufzuwerfen – und die for-
mulierten Ziele kritisch zu hinterfragen. Die Suche nach 
Zukunftsstrategien sollen möglichst lösungsoffen gesche-
hen. Ziel ist die kollektive Debatte.

• Was ist 
genossenschaftliches 
Wohnen heute?

• Wie funktioniert das 
Zusammenleben – und 
was zeichnet es aus?

• Wie kann bestehen-
der preisgünstiger 
Wohnraum erhalten und 
gleichzeitig ein neues 
und zukunftsweisendes 
Wohnangebot geschaf-
fen werden?

• Wie gelingt eine 
Weiterentwicklung, die 
den ökologischen Her-
ausforderungen unserer 
Zeit genügend Rechnung 
trägt?

• Wie kann die soziale 
und programmatische
Durchmischung gestärkt 
werden?

• Kann Wohnen mit 
Arbeiten zeitgemässer 
kombiniert werden?

• Inwiefern können gän-
gige Komfortstandards 
hinterfragt werden?

• Wie können bestands-
bauten an neue klimati-
sche Bedingungen ange-
passt werden?

• Inwiefern kann die 
Reduktion von individu-
ellem Raum die Gemein-
schaft stärken?

• Was heisst eine Ver-
dichtung für den Grün- 
und Freiraum?

• Wie lässt sich der Pro-
zess durch neue Betei-
ligungs- und Mitgestal-
tungsmöglichkeiten 
stärken?
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Portraits der Genossenschaften 

Die folgenden drei Genos-
senschaften suchen nach zu-
kunftsfähigen Strategien für die 
räumliche, bauliche und soziale 
Weiterentwicklung ihrer Häuser. 
Die von den Genossenschaften 
selbst verfassten Kurzportraits 
geben einen Eindruck der spe-
zifischen Fragestellungen und 
Herausforderungen.



Die 1948 gegründete Wohngenossenschaft Am Horn liegt 
im Rosentalquartier in Kleinbasel und bietet Wohnungen 
zu fairen Preisen an. Ziel ist es, bezahlbaren Wohnraum 
dauerhaft der Spekulation zu entziehen und ihn ökolo-
gisch, sozial und gemeinschaftlich zu erhalten. 
 
Unsere drei Häuser verfügen über Zwei-, Drei- und Vier-
zimmerwohnungen. Seit 1999 wurden Fenster, Küchen, 
Bäder, Keller und Dächer saniert, zudem wurde eine 
Photovoltaikanlage installiert. Der Vorgarten bildet ein 
gepflegtes Ökosystem, im Hof befinden sich Spiel- und 
Begegnungszonen unter einem alten Kastanienbaum. 
 
Im Zuge der städtischen Transformation möchte sich die 
Genossenschaft als „Enterprise Am Horn“ weiterentwi-
ckeln – innen wie aussen. Geplant sind eine thermische 
Fassadensanierung und Balkonerweiterungen. Dabei soll 
keine klassische Lösung, sondern ein eigenständiges, öko-
logisch und architektonisch zukunftsorientiertes Konzept 
entstehen. 
 
Die Lage zwischen der modernisierten Schwarzwaldallee 
und dem neuen Rosental Mitte bietet Chancen, sich mit 
einem modernen, nachhaltigen Auftritt in das Quartier 
einzubringen. Die sonnige Südostfassade zur Strasse und 
die kühlere, grüne Nordwesthofseite sollen bewusst als 
Verbindung von urbanem Leben und naturnaher Oase 
gestaltet werden.

Wohngenossenschaft 
am Horn

Adresse: 
- Maulbeerstrasse 97-99 
- Schwarzwaldallee 245 

Anzahl Wohnungen: 30 

Baujahr: 1949

 7



 8

Wohngenossenschaft 
Klybeck

Die vier nahezu identischen, vierstöckigen Mehrfami-
lienhäuser wurden 1933 in einfacher Bauweise erstellt. 
Ursprünglich enthielt jedes Stockwerk zwei Zweizimmer-
wohnungen. Gartenseitig befinden sich schmale Balkone 
innerhalb der Fassade und strassenseitig wurden neue 
Schallschutzfenster eingebaut. Die hofseitigen Fenster 
sind original und erhaltenswert. In den 1990er-Jahren 
wurden die Gemeinschaftsbäder durch Duschen in den 
Wohnungen ersetzt.

Adresse:
Altrheinweg 32, 4057 Basel 

Anzahl Wohnungen: 36 

Baujahr: 1933

Lage und Charakter:  
Die Liegenschaften liegen in Basel-Stadt (Parzelle 3090, 
Zone 4) und stehen im Inventar der schützenswerten 
Bauten. Die Umgebung ist durch Bahn und Industrie 
lärmbelastet (Empfindlichkeitsstufe III–IV). Die WG KLY-
BECK versteht sich als selbstbestimmte, nachbarschaftlich 
geprägte Gemeinschaft mit hoher Mitwirkungskultur. 
 
Herausforderung und Perspektive:  
Direkt hinter den Gärten entsteht auf dem ehemaligen 
Ciba-Areal ein neues Stadtquartier für rund 10 000 Men-
schen. Diese Entwicklung stellt für die Genossenschaft 
sowohl Herausforderung als auch Chance dar. Ziel ist es, 
die Wohnqualität trotz einfacher Bausubstanz zu verbes-
sern, insbesondere in Bezug auf Energieeffizienz, Lärm- 
und Staubschutz, und zugleich eine sinnvolle Verbindung 
zwischen Altbestand und künftiger Nachbarschaft zu 
schaffen.
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Die 1943 gegründete WGA erwarb zwischen St. Alban-
teich und St. Alban-Rheinweg Grundstücke der Thurney-
sen’schen Seidenbandfabrik und der Christoph Merian 
Stiftung. Auf dem 17’600 m² grossen Areal realisierten die 
Architekten Otto und Walter Senn acht Wohnblöcke mit 
insgesamt 200 Wohnungen sowie ein Ladengebäude 
(heute Verwaltung und Gemeinschaftsräume).  
 
Jedes der 25 Häuser umfasst acht Wohnungen auf vier 
Etagen ohne Lift. Grosszügige Grünflächen mit rund 70 
Bäumen und regelmässige Genossenschaftsanlässe prä-
gen die hohe Wohnqualität und das Gemeinschaftsleben. 
 
1971 entstanden zwei Tiefgaragen mit rund 80 Auto- und 
10 Motorradplätzen, seit 2023 mit moderner Ladeinfra-
struktur für E-Fahrzeuge. Eine zentrale Ölheizung versorgt 
die Gebäude und Warmwasser wird über Wärmepumpen 
erzeugt. 
 
Nach dem 80-jährigen Jubiläum 2023 beschäftigt sich 
der Vorstand mit der Zukunftsfähigkeit des Bestands. 
Herausforderungen sind die fehlende Barrierefreiheit, der 
unzureichende Schallschutz sowie der Mangel an grossen 
Familienwohnungen. Ziel ist, Wohnungen schrittweise 
hindernisfrei zu erschliessen, Schallschutz und Wohnkom-
fort zu verbessern und zusätzlichen Wohnraum für Famili-
en zu schaffen, um auch künftig bezahlbares, durchmisch-
tes Wohnen an zentraler Lage in Basel zu sichern.

Wohngenossenschaft 
Albanrheinweg

Adresse: 
In den Klosterreben, 4052 Basel 

Anzahl Wohnungen: 200

Baujahr: 1943
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Open Call
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ALLE EINGABEN DES  
OPEN CALLS SIND MIT

DEM NEBENSTEHENDEN 
QR-CODE AUFRUFBAR.



Jurierung Open Call
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•	 Beat Aeberhard, Kantonsbaumeister
•	 Astrid Staufer, Architektin
•	 Conrad Kersting, Architekt
•	 Barbara Emmenegger, Stadt- und Raumsoziologin
•	 Andreas Herbster, Architekt,  

Vorstand Wohnbaugenossenschaften NWCH 
•	 Stephan Köpfer, WG am Horn
•	 Michael Székely/Hermine Altink, WG Klybeck
•	 Céline Dietziker, WG Albanrheinweg

Begleitgremium

Beurteilung Der Open Call wurde Ende Februar 2025 an verschiede-
nen Orten, u.a. auf der Plattform competitions.espazium.
ch, auf architektur-basel.ch sowie auf der Website des 
Verbands wbg-nordwestschweiz.ch publiziert. Gesucht 
wurden sechs Teams von Architekt und Planenden, wo-
bei auch Arbeitsgemeinschaften oder interdisziplinäre 
Teams erwünscht waren. Die online als PDF abzugeben-
de Bewerbung umfasste ein A3-Querformat mit Thesen, 
Konzeptideen, Gedanken, Zeichnungen und Bildern zur 
Aufgabenstellung. Dieses A3 durfte keinerlei Hinweise 
auf das einreichende Team enthalten. Die Bewerbung 
zum Open Call wurde nicht entschädigt. Jedes der sechs 
ausgewählten Teams erhielt später für die Teilnahme am 
Ideenwettbewerb eine (symbolische) Entschädigung von 
8‘000 CHF (inkl. MwSt.). 
 
Bis zum Abgabedatum am 5. April 2025 wurden 71 Vor-
schläge fristgerecht eingereicht. Die Anonymität war ge-
währleistet, nur Lukas Gruntz als Wettbewerbssekretariat 
kannte die Absender. Ein Vorschlag wurde zu spät einge-
reicht. Das Auswahlgremium beschloss, diesen Vorschlag 
von der Auswahl auszuschliessen. 
 
Die Mitglieder des Auswahl- und Begleitgremiums erhiel-
ten alle eingegangenen Vorschläge im Vorfeld zugestellt. 
Am Auswahlworkshop vom 11. April 2025 wurden die Vor-
schläge von Mitgliedern des Gremiums kurz vorgestellt 
und im Plenum diskutiert. In zwei Wertungsdurchgängen 
mussten viele – etwas weniger interessant erscheinen-
de – Thesenvorschläge ausgeschieden werden, bis noch 
15 Vorschläge übrig blieben. Anschliessend erfolgte ein 
Kontrollrundgang. 
 
Mit dem Ziel, die getroffene Auswahl auf sechs Teams zu 
reduzieren und die Teams den Fallbeispielen zuzuordnen, 
traf sich das Auswahlgremium am 16. April noch einmal 
online. Danach konnte auch die Anonymität aufgehoben 
werden.
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02 Peter Drahtzieher

05 Nora Walter

08 Sebastian Fela Narendra Schneeberger

09 Timon Droll, Silvano Ursella

13 Sascha Cueni, Miriam Hahn, Raeto Studer

16 Team Cura

18 Vécsey*Schmidt Architekt*innen

21 Ferrara Architekten

22 jea. Architektur

24 Sauter Schmid Architekten

25 Team Selbstverwaltung

30 Co Plus

33 vista3d infografia

36 Hotz Partner

40 skapjan

46 Stefan Wülser +

47 atelier faire avec

55 Klumpe Architekten

59 Gruppe 019

60 YLVI + kühne wicki future stuff

61 Schenk.zone / Lars Junghans / Atmos Lab

64 Simon Hausmann, Paul Fromherz

70 Futurafrosch

71 Thomas Bauer

1. Wertungsrundgang



01 Cura Architekten

03 Matthias Bill

04 Studio Cinderella

07 Metron 

12 Palermo + Staehelin Meyer

15 Atelier für Architektologie / Cabineta

19 Corina Cadisch

20 Martin Zbinden, Salvatore Iasi, Ieva Zuklyte

23 Herzog Ritter 

27 Studio Huesser GmbH

29 RETREAT

31 Nord Architekten

34 Louis Sutter

37 Forward Planung und Forschung GmbH

38 Team-LEA

39 Lukas Kobel, Manuel Kost

41 Team FuGe

42 STADTGRAD KlG

43 Max Wendler, Hendrik Sell

44 Marc Roggenstein, Elias Petruschke

48 indiana collective

49 Tamino Kuny, Julian Wäckerlin, Jens Knöpfel

51 Clauss Kahl Merz + Ben Pohl

52 [Ko:labs]

56 nous-architektur

57 Beer Merz  Architekt:innen

62 Trafika Bekcic D-Lab

63 Robert Elert, Julia Pfeiffer

66 Neele Müller

67 Lars Langhans, Matthew Born, Damian Hess, 
Jeremy Walker

69 Concurrent

2. Wertungsrundgang
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3. Wertungsrundgang

Auswahl 

10 asphalt

17 ARGE Reem Almannai, Florian Fischer, 

     Nina Vollbracht, Yanik Wagner

28 Piertzovanis Toews

35 Serra Architekten

45 kollektive Architekt

50 ASA + SAGA

54 Miller & Maranta

58 MMMR Architekten

68 William Burgess, Vera Bannwart

06 Studio AA

14 Aequipe

26 Koya Architektur

32 Hannes Kalau

53 ATELIER  ANACHRON

65 gumball.agency
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Ein K
onzept: D

er W
ohnkern als Z

entrum
 eines flexiblen N

etzw
erks  

D
ie Idee basiert auf einer einfachen Struktur: einem

 zentralen W
ohnkern, 

der aus essenziellen R
äum

en w
ie K

üche, W
ohnräum

e und N
asszellen be-

steht. Ergänzt w
ird dieser K

ern durch satellitenartige R
äum

e, die je nach 
Bedarf hinzugefügt oder freigegeben w

erden können.  

D
iese Flexibilität optim

iert die R
aum

nutzung und verhindert überdim
en-

sionierte oder untergenutzte W
ohnungen. D

ie Vernetzung der R
äum

e 
erleichtert es, auf sich ändernde Lebensum

stände zu reagieren, ohne das 
em

otionale Fundam
ent des W

ohnkerns zu verlieren. D
as genossenschaft-

liche M
odell verstärkt dieses G

efühl durch gem
einschaftlich genutzte Flä-

chen und ein starkes G
em

einschaftsgefühl.  

D
och dieses M

odell ist nicht nur eine Antw
ort auf kurzfristige Bedürfnisse 

– es schafft langfristige Perspektiven. Indem
 es anpassungsfähige W

ohn-
form

en fördert, reduziert es das R
isiko architektonischer O

bsoleszenz und 
erm

öglicht es G
ebäuden, sich an gesellschaftliche Veränderungen anzupas-

sen. D
am

it trägt dieses K
onzept zu einem

 nachhaltigeren und resilienteren 
W

ohnungsbestand bei.  

B
estandsentw

icklung und behutsam
e Verdichtung: Sanierung, A

ufsto-
ckung und Flexibilität  
Anstatt Abriss setzt dieses K

onzept auf die W
eiterentw

icklung und An-
passung des Bestands – als Antw

ort auf ökologische und soziale H
eraus-

forderungen. D
as Projekt basiert auf einer respektvollen Transform

ation, 
die gezielte Sanierung, Aufstockung und eine verbesserte Zugänglichkeit 
kom

biniert. D
abei bleibt die architektonische Identität erhalten, w

ährend 
Eingriffe auf das notw

endige M
inim

um
 beschränkt w

erden.  

• Sanierung und Anpassung bestehender G
ebäude: N

ach dem
 Prinzip der 

„präzisen Sanierung“ w
erden W

ohnungen aufgew
ertet. Veraltete techni-

sche Installationen (z. B. K
üchen, N

asszellen) w
erden punktuell ersetzt, 

neue interne D
urchbrüche erleichtern die Vernetzung von W

ohnkernen 
und Satellitenräum

en, und flexible G
rundrisslösungen erm

öglichen eine 
nachhaltige N

utzung. Eine gezielte energetische Sanierung – etw
a durch 

W
ärm

edäm
m

ung, M
odernisierung der H

eiz- und Lüftungssystem
e – stei-

gert die Energieeffi
zienz, ohne unnötige Substanzverluste.  

•  M
oderate und kontextbezogene Verdichtung: D

urch behutsam
e Auf-

stockungen kann zusätzlicher W
ohnraum

 geschaffen und die G
em

ein-
schaftsflächen erw

eitert w
erden. D

iese Verdichtung w
ird jedoch an den 

städtebaulichen K
ontext angepasst: W

ährend an m
anchen Stellen eine 

Aufstockung um
 zw

ei oder m
ehr G

eschosse sinnvoll ist, bleiben andere 
Eingriffe bew

usst zurückhaltend, um
 Lichtverhältnisse und bestehende 

Q
ualitäten zu bew

ahren. So entsteht ein G
leichgew

icht zw
ischen Verdich-

tung und hoher Lebensqualität.  
• N

eue Erschliessungen durch Laubengänge und vertikale Verbindungen: 
D

iese Elem
ente verbinden bestehende W

ohnungen m
it neuen Aufsto-

ckungen, verbessern die M
obilität und sorgen für barrierefreie Zugänge. 

Zudem
 optim

ieren sie die Vernetzung der flexiblen W
ohnstrukturen und 

erm
öglichen eine bessere Anpassungsfähigkeit der G

ebäude.  

Psychologischer K
om

fort als Leitprinzip
Verdichtung bedeutet nicht den Verlust von Lebensqualität. W

arm
e M

a-
terialien, Licht, akustische D

äm
pfung und fliessende Ü

bergänge zw
ischen 

Privatheit und G
em

einschaft schaffen G
eborgenheit. D

urchdachte G
e-

m
einschaftsflächen fördern Rückzug, Austausch und die Verbindung zur 

Aussenw
elt – für eine langfristig lebensw

erte W
ohnform

.

N
eue B

auten: Program
m

atische V
ielfalt stärken, G

em
einschaft und A

us-
tausch fördern  
D

ort, w
o es der R

aum
 erlaubt, können neue Einheiten entstehen. D

urch 
gem

einschaftliche R
äum

e, K
üchen, N

asszellen, C
o-W

orking-Spaces und 
W

erkstätten reduzieren sie den Bedarf an privatem
 W

ohnraum
 und schaf-

fen Platz für zusätzlichen W
ohnraum

. Verbunden m
it Laubengängen 

entstehen flexible W
ohnform

en: Einzelne Satellitenräum
e können bei-

spielsw
eise tem

porär bew
ohnt w

erden, indem
 sie über G

em
einschaftsein-

richtungen erschlossen sind.  

D
iese neuen Einheiten erm

öglichen zudem
 eine phasenw

eise U
m

setzung 
des Projekts: Zunächst dienen sie als tem

porärer W
ohnraum

 w
ährend der 

Bauarbeiten, später als gem
einschaftliche Infrastruktur.  

D
och Verdichtung kann nur dort erfolgen, w

o sie eine hohe Lebensquali-
tät sichert. D

aher w
erden neue G

ebäude prioritär auf bereits versiegelten 
Flächen errichtet, w

ährend Eingriffe in G
rünräum

e durch Ausgleichsm
ass-

nahm
en w

ie begrünte D
ächer, Fassaden oder D

achgärten kom
pensiert 

w
erden.  

Eine durchdachte Verdichtung m
uss nicht auf K

osten von Lebensquali-
tät und U

m
w

elt gehen. Indem
 individuelle W

ohnflächen reduziert, aber 
zugleich m

ehr Flexibilität, gem
einschaftliche A

ngebote und hochw
ertige 

geteilte R
äum

e geschaffen w
erden, verw

andelt dieses M
odell räum

liche 
Z

w
änge in C

hancen.  

D
iese V

ision eines hybriden W
ohnm

odells zeigt eine realistische A
lterna-

tive für die Z
ukunft der G

enossenschaftsidee. Es ist kein starres K
onzept, 

sondern ein anpassungsfähiger R
ahm

en, der individuelle und kollektive 
B

edürfnisse in Einklang bringt – für eine dichte, lebensw
erte und resi-

liente Stadt.  

Architektur und R
aum

gestaltung spielen eine zentrale Rolle für diese neue 
D

efinition von K
om

fort. D
er gezielte Einsatz w

arm
er M

aterialien, eine 
stärkere Verbindung zur Aussenw

elt durch Zw
ischenräum

e w
ie Loggien, 

Laubengänge oder gem
einschaftliche G

ärten sow
ie eine sorgfältige G

estal-
tung der Ü

bergänge zw
ischen privaten und geteilten Flächen stärken das 

G
efühl der Verankerung und des W

ohlbefindens. 
 Flexibilität als Schlüssel zu einer intelligenten Verdichtung  
D

er W
andel gesellschaftlicher Strukturen – von Alleinerziehenden über 

eine alternde Bevölkerung bis hin zu vielfältigeren Lebensform
en – erfor-

dert neue W
ohnkonzepte. K

onventionelle W
ohnm

odelle sind oft zu starr, 
um

 sich flexibel an veränderte Lebenssituationen anzupassen. D
eshalb 

m
uss M

odularität bereits in den Bestand integriert w
erden.  

K
om

fort neu denken: über das M
aterielle hinaus, eine psychologische 

Perspektive  
H

istorisch w
urde K

om
fort vor allem

 m
ateriell definiert: Fläche, Licht, 

m
oderne Ausstattung. D

och in einer Zeit, in der es notw
endig ist, die 

individuelle W
ohnfläche zu reduzieren, um

 Städte zu verdichten, m
üssen 

w
ir K

om
fort - unter Einbeziehung seiner psychologischen und sozialen 

D
im

ensionen - neu betrachten. 

Eine W
ohnung ist nicht nur ein R

aum
, sondern ein O

rt der Stabilität 
und Erinnerung, ein Anker im

 Leben. W
ie kann also ein W

ohnm
odell 

entstehen, das sow
ohl eine effi

ziente R
aum

nutzung als auch eine hohe Le-
bensqualität bietet? U

nd w
ie kann individueller W

ohnfläche durch eine 
bereichernde und anpassbare U

m
gebung ausgeglichen w

erden?  

M
odulo

H
in zu einer neu gedachten G

enossenschaftsw
ohnform

: 
Flexibilität, psychologischer Kom

fort und Verankerung im
 Bestand  
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W
ohnkern als Zentrum

 eines flexiblen N
etzw

erks  

W
ohnkern :

Küche + Sanitär 
+ W

ohnräum
e 

Satellitenartige Räum
e:

- in der W
ohnung 

inklusive
-gem

einschaftlich von 
der G

enossenschaft 
genutzt

Technische Geräte werden 

punktuell ersetzt
Neue interne D

urchbrüche 

erleichtern die Vernetzung

Gezielter Fensteraustausch zur 

energetischen Optimierung

Umwandlung in Fenstertüren 

zur besseren Vernetzung und 

Belichtung

M
öglicher Abriss der be-

stehenden Treppenhäuser 

zur Schaffung neuer 

Räume, in Abstimmung 

mit den Bewohnern

N
achhaltige N

eubauten
-Ö

kologische Bauw
eise: 

Laubengänge, Aufstockungen, 
neue G

ebäude
-Verw

endung nachw
achsender 

+ recycelter M
aterialien

-Passive Sonnenenergienutzung 
+ ressourcenschonendes Bauen
-Begrünte D

ächer/Fassaden für 
D

äm
m

ung + Biodiversität
-Regenw

assernutzung + effi
zien-

tes Ressourcenm
anagem

ent

Energetische Sanierung 
-Austausch von Fenstern + 
Türen
-D

äm
m

ung von W
änden, 

D
ächern und Fenstern

- Erneuerung veralteter 
H

eizsystem
e

- Installation von Solarpanels
- Sanierung der Fassade bzw. 
der G

ebäudehülle
- M

odernisierung der Lüftungs-
system

e
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Z
e
i
t
 
&
 
W
a
n
d
e
l
 
a
l
s
 
F
u
n
d
a
m
e
n
t

G
eno

ssenschaft
liches W

o
hnen leb

t nicht vo
m

 S
tatus 

q
uo, so

nd
ern vo

n d
er B

ew
eg

ung
.

D
ie G

eschichte eines H
auses ist kein ab

g
eschlos-

senes K
ap

itel, sond
ern ein w

achsend
es A

rchiv. W
ir 

schlag
en vor, d

en W
and

el sichtb
ar und

  
g

estaltb
ar zu m

achen: D
urch d

o
kum

entierte S
chich-

ten vo
n B

ew
o

hner:innen, b
auliche E

rw
eiterung

en als 
S

p
uren d

er Zeit, d
urch eine H

altung
, d

ie „V
eränd

e-
rung

“ nicht fürchtet, so
nd

ern fö
rd

ert.

R
a
u
m
 
a
l
s
 
s
o
z
i
a
l
e
s
 
W
e
r
k
z
e
u
g

W
ir d

enken R
äum

e nicht als festg
eschrieb

en, so
nd

ern 
als W

erkzeug
e für A

lltag
, B

eg
eg

nung
 und

 R
ückzug

.
S

tatt stand
ard

isierter W
ohnflächen entstehen 

hyb
rid

e R
äum

e –
 W

aschküchen, d
ie zu Treff

p
unkten 

w
erd

en, Trep
p

enhäuser als B
ib

liotheken, K
üchen m

it 
g

em
einschaft

lichen und
 stillen Zonen. 

D
as R

aum
ang

eb
ot fo

lg
t d

en B
ed

ürfnissen d
er  

B
ew

o
hnend

en –
 nicht um

g
ekehrt.

K
u
l
t
u
r
 
d
e
r
 
B
e
t
e
i
l
i
g
u
n
g

Teilen b
ed

eutet m
ehr als R

essourcenschonung
.  

E
s schaff

t V
erb

ind
ung

.
G

eteilte W
erkzeug

e, Leb
ensm

itteln, R
äum

e und
  

A
lltag

sd
ienste führen zu kollektiver V

erantw
ortung

. 
D

ie P
fleg

e d
es G

em
einsam

en w
ird

 zum
 sozialen  

B
ind

eg
lied

 –
 sei es im

 G
em

einschaft
sg

arten, im
 

Tauschreg
al o

d
er im

 g
em

einsam
 kuratierten U

nter-
haltskalend

er.

D
i
g
i
t
a
l
e
 
&
 
a
n
a
l
o
g
e
 
S
c
h
n
i
t
t
s
t
e
l
l
e
n

O
rg

anisation ist A
rchitektur.

D
urch d

ig
itale To

o
ls w

ie R
aum

b
uchung

sp
lattfo

rm
en 

lassen sich R
äum

e b
esser nutzen –

 Leerständ
e ver-

m
eid

en sich, versteckte P
otenziale w

ie D
achb

öd
en 

od
er K

eller w
erd

en aktiviert.  
A

uch analo
g

e S
chnittstellen b

leib
en w

ichtig
:  

Trep
p

enhäuser, W
aschküchen und

 H
auseing

äng
e 

können d
urch G

estaltung
 zu B

eg
eg

nung
sorten  

w
erd

en.

Identität & Erinnerung als Ressource
Jed

e G
eno

ssenschaft
 träg

t eine G
eschichte in sich –

 
aus d

ieser V
erg

ang
enheit lässt sich Zukunft

  
entw

ickeln. 
W

ir schlag
en vor, m

it S
torytelling

, A
rchivfrag

m
enten 

und
 A

lltag
sg

eschichten d
ie eig

ene Id
entität zu stär-

ken und
 w

eiterzuschreib
en. 

D
er G

enius Lo
ci w

ird
 nicht ko

nserviert, so
nd

ern trans-
fo

rm
iert.

L
o
w
-
T
e
c
h
 
K
o
m
f
o
r
t
 
&
 
K
l
i
m
a
r
e
s
i
l
i
e
n
z

D
ie Zukunft

 d
er G

eno
ssenschaft

en lieg
t auch im

 intel-
lig

enten U
m

g
ang

 m
it d

em
 B

estehend
en.  

W
ir setzen auf einfache, ro

b
uste Lo

w
-Tech-S

trateg
ien, 

d
ie aus d

er Lo
g

ik vo
n M

asse, p
hysikalische G

esetze, 
S

o
nnenstand

 und
 V

eg
etatio

n heraus d
enken. 

B
estehend

e E
ig

enschaft
en (M

asse, vertikale R
äum

e) 
und

 G
eg

enheiten (A
usrichtung

, V
eg

etation) w
erd

en 
integ

ral g
ed

acht und
 g

enutzt.

W
as, w

enn R
äum

e nicht für B
ed

ürfnisse g
eb

aut, 
sond

ern m
it ihnen veränd

ert w
ürd

en?

U
nsere sp

ekulative Zukunft
sstrateg

ie b
eg

reift
 d

ie 
G

enossenschaft
 als d

ynam
isches G

efüg
e.  

N
icht „d

ie Lösung
“ steht im

 Zentrum
, sond

ern d
ie 

Fähig
keit zur g

em
einsam

en Transform
ation 

–
 räum

lich, sozial, ökolog
isch und

 org
anisatorisch.

S
ie leb

t vom
 W

and
el, w

ächst m
it d

er Teilhab
e und

 
öff

net sich für d
as U

ng
ep

lante und
 U

np
lanb

are.
B

essere O
rg

anisation –
 d

ig
ital w

ie analog
 –

 
schaff

t m
ehr R

aum
 und

 stärkt d
ie G

em
einschaft

P
fleg

e w
ird

 sichtb
ar –

 und
 w

ertg
eschätzt.

Zusam
m

enleb
en b

ed
eutet, d

en Leb
ensraum

 m
it an-

d
eren Leb

ew
esen zu teilen –

 und
 aktiv zu g

estalten.
W

enig
er Technik –

 m
ehr W

irkung
.

M
ehr K

lim
aresilienz –

 w
enig

er B
etrieb

skosten.
P

fleg
e w

ird
 sichtb

ar –
 und

 w
ertg

eschätzt.
Zeit ist M

aterial. W
and

el ist S
truktur.

M
ehr R

aum
 entsteht d

urch m
ehr Teilhab

e, nicht d
urch 

m
ehr F

läche.

 Archiv der Bewegung

0
0

0
1

0
0

0
2

0
0

0
3

0
0

0
4

0
0

0
5

0
0

0
6

0
0

0
7

0
0

0
8

0
0

0
9

0
0

1
0

0
0

1
1

0
0

1
2

0
0

1
3

0
0

1
4

0
0

1
5

0
0

1
6

0
0

1
7

0
0

1
8

0
0

1
9

0
0

2
0

0
0

2
1

0
0

2
2

0
0

2
3

0
0

2
4

Storytelling als Bauprinzip – Identität & Qualität durch Erinnerung und Veränderung

26 Koya Architektur

 18



Wall House 1, John Hejduk, 1968

Wolfgang Tillmans, Tree Filling Window, 2002

Solarhaus, O.M.U, Studie, 1980
„L

ife
 h

as
 to

 d
o 

w
ith

 w
al

ls;
 w

e 
ar

e 
co

nt
in

uo
us

ly
 g

oi
ng

 in
 a

nd
 o

ut
 

ba
ck

 a
nd

 fo
rt

h 
an

d 
th

ro
ug

h 
th

em
“ J

oh
n 

H
ej

du
k

W
är

e 
es

 n
ic

ht
 w

un
de

rb
ar

, w
en

n 
w

ir 
ei

nf
ac

h 
al

le
s w

as
 fe

hl
t v

on
 

au
ss

en
 a

nb
au

en
 k

ön
nt

en
? „

D
ur

ch
 d

ie
 W

an
d 

in
 d

ie
 D

us
ch

e“
 

„A
us

 d
em

 F
en

st
er

 w
ird

 d
ie

 T
ür

 zu
r K

üc
he

“ 
Ei

n 
A

nb
au

 d
er

 P
la

tz
 sc

ha
fft

 - 
ge

na
u 

do
rt

, w
o 

er
 g

eb
ra

uc
ht

 w
ird

.

Fi
lte

rs
ch

ic
ht

, P
uff

er
zo

ne
, Z

w
isc

he
nk

lim
a 

od
er

 
Ja

hr
es

ze
ite

nz
im

m
er

 - 
di

e 
Be

ze
ic

hn
un

ge
n 

sin
d 

vi
el

fä
lti

g.
 S

ie
 a

lle
 e

in
t d

ie
 F

re
ud

e 
an

 R
äu

m
en

, 
w

el
ch

e 
di

e 
no

rm
al

e 
W

oh
nu

ng
 e

rg
än

zt
 u

nd
 

gl
ei

ch
ze

iti
g 

de
n 

W
oh

nk
om

fo
rt

 d
es

 g
an

ze
n 

H
au

se
s s

te
ig

er
t. 

 „
Pu

lli
 im

 W
in

te
r“

 „
Ei

ne
 H

än
-

ge
m

at
te

 im
 G

rü
ne

n“
 „

A
rb

ei
te

n 
im

 G
ew

äc
hs

-
ha

us
“ „

U
nd

 p
lö

tz
lic

h 
di

es
e 

Ru
he

“

D
ie

 v
er

m
ei

nt
lic

he
 Z

ei
le

 st
re

ck
t i

hr
e 

Fi
ng

er
, f

or
m

t e
in

e 
H

an
d 

- u
nd

 sc
ha

fft
 R

au
m

. W
un

de
rb

ar
e 

Ba
lk

on
e 

un
d 

zu
gl

ei
ch

 e
in

e 
st

äd
te

ba
ul

ic
he

 S
ch

w
el

le
 - 

zw
ei

 M
as

ss
tä

be
, z

w
ei

 A
sp

ek
te

, 
ei

n 
Ra

um
ge

fü
hl

. D
ie

 T
yp

ol
og

ie
 w

ar
 si

ch
er

 n
ie

 a
ls 

N
ac

hv
er

-
di

ch
tu

ng
s-

To
ol

 g
ed

ac
ht

 - 
ab

er
 so

llt
en

 w
ir 

es
 n

ic
ht

 e
in

fa
ch

 
au

sp
ro

bi
er

en
?  

B 
A

nn
ex

-K
om

fo
rt

A
 Fil

te
r-

Lu
st

Strategien Genossenschaften

S 
H

or
n

M
 Kly

be
ck

L 
A

lb
an

rh
ei

nw
eg

D
 Ze

ile
n-

Fi
ng

er

Documenta Urbana, Hermann Hertzberger, Kassel, 1982

„S
pi

el
ra

um
 is

t s
oz

ia
le

r R
au

m
“  

H
er

m
an

n 
H

er
tz

be
rg

er
V

ie
l z

iti
er

t u
nd

 g
en

au
 so

 g
em

ei
nt

. E
in

e 
Au

fw
ei

tu
ng

 
de

s P
od

es
ts

 sc
ha

fft
 e

in
en

 g
em

ei
ns

ch
aft

lic
he

n 
O

rt
, 

se
i e

s a
ls 

Ba
lk

on
 o

de
r I

nn
en

ra
um

. D
as

 Z
w

isc
he

n-
po

de
st

 li
eg

t „
zw

isc
he

n“
 d

en
 W

oh
nu

ng
en

 u
nd

 g
eh

ör
t 

al
le

n.
 W

ie
 w

är
e 

es
 m

it 
ei

ne
r „

Po
de

st
kü

ch
e?

“ E
in

em
 

„P
od

es
tg

äs
te

zi
m

m
er

?“
 E

in
er

 „
Po

de
st

te
rr

as
se

?“
 

C
 Po

de
st

-U
ni

ve
rs

um

„Wohngehöfte“, Hans Scharoun, Charlottenburg, Berlin, 1960-1972

Ei
n 

Fa
ss

ad
en

rü
ck

-
sp

ru
ng

 m
it 

Pa
lm

e, 
dr

ei
 

Ei
ng

an
gs

tü
re

n,
 e

in
e 

la
ut

e 
St

ra
ss

e 
un

d 
ei

n 
ge

he
im

er
 H

of
: 

D
er

 H
of

 is
t w

oh
l e

in
 

Se
lb

st
lä

uf
er

 - 
ab

er
 w

ie
 

w
är

e 
es

 m
it 

ei
ne

m
 

gr
ün

en
 B

al
ko

n-
Fi

te
r 

(A
) z

u 
de

n 
St

ra
ss

en
 

un
d 

zw
ei

 G
em

ei
n-

sc
ha

fts
po

de
st

en
 (C

) 
zu

m
 H

of
?

Q
ue

lle
: G

eo
da

te
n 

Ka
nt

on
 B

as
el

-S
ta

dt
, m

ap
.g

eo
.b

s.
ch

D
ie

se
r 

Au
sd

ru
ck

 h
at

 n
ur

 in
fo

rm
at

iv
en

 C
ha

ra
kt

er
, w

w
w

.g
eo

.b
s.

ch
/a

gb
Au

sd
ru

ck
 v

om
 1

4.
 M

är
z 

20
25

 1
1:

08
 U

hr

Ze
nt

ru
m

sk
oo

rd
in

at
en

 L
V9

5:
E 

2'
61

2'
59

7 
/ N

 1
'2

67
'0

90
M

as
ss

ta
b 

1:
1'

00
0

Fr
üh

er
 ra

nk
te

n 
W

ei
nr

eb
en

 a
m

 
K

lo
st

er
, d

an
n 

ka
m

 d
ie

 W
an

d-
lu

ng
 d

ur
ch

 O
tto

 u
nd

 W
al

te
r 

Se
nn

. H
eu

te
 p

rä
ge

n 
ge

sc
hü

tz
e 

Bä
um

e 
un

d 
fr

ie
dl

ic
he

 S
til

le
 

de
n 

O
rt

. W
ie

 w
är

e 
es

, w
ie

de
r 

W
ei

nr
eb

en
 in

  „
Ze

ile
n-

Zw
i-

sc
he

nr
äu

m
en

“ w
ac

hs
en

 zu
 

la
ss

en
, g

em
ei

ns
ch

aft
lic

he
 

Po
de

st
en

 (C
) z

u 
sc

ha
ffe

n 
un

d 
du

rc
h 

Fi
ng

er
 (D

) p
un

kt
ue

ll 
zu

 v
er

di
ch

te
n?

  -
 n

at
ür

lic
h 

m
it 

gr
ös

st
em

 R
es

pe
kt

 v
or

 d
em

 
ge

ba
ut

en
 E

rb
e.

Q
ue

lle
: G

eo
da

te
n 

Ka
nt

on
 B

as
el

-S
ta

dt
, m

ap
.g

eo
.b

s.
ch

D
ie

se
r 

Au
sd

ru
ck

 h
at

 n
ur

 in
fo

rm
at

iv
en

 C
ha

ra
kt

er
, w

w
w

.g
eo

.b
s.

ch
/a

gb
Au

sd
ru

ck
 v

om
 1

4.
 M

är
z 

20
25

 1
1:

12
 U

hr

Ze
nt

ru
m

sk
oo

rd
in

at
en

 L
V9

5:
E 

2'
61

1'
25

3 
/ N

 1
'2

69
'4

83
M

as
ss

ta
b 

1:
75

0

Ei
ne

 G
em

ei
ns

ch
aft

 v
on

 H
äu

se
rn

, e
in

e 
fr

eu
nd

lic
he

 
St

ra
ss

e, 
ei

n 
gr

ün
er

 H
of

: s
ch

ei
nb

ar
 is

t a
lle

s d
a.

 
A

be
r w

as
, w

en
n 

ei
n 

A
nn

ex
 (B

) j
e 

W
oh

nu
ng

 p
lö

tz
lic

h 
di

e 
kn

ap
pe

 G
ru

nd
flä

ch
e 

er
w

ei
te

rn
 w

ür
de

? E
in

e 
Ba

de
-

w
an

ne
 im

 G
rü

ne
n,

 e
in

e 
Kü

ch
e 

zu
m

 H
of

?

Q
ue

lle
: G

eo
da

te
n 

Ka
nt

on
 B

as
el

-S
ta

dt
, m

ap
.g

eo
.b

s.
ch

D
ie

se
r 

Au
sd

ru
ck

 h
at

 n
ur

 in
fo

rm
at

iv
en

 C
ha

ra
kt

er
, w

w
w

.g
eo

.b
s.

ch
/a

gb
Au

sd
ru

ck
 v

om
 1

4.
 M

är
z 

20
25

 1
1:

11
 U

hr

Ze
nt

ru
m

sk
oo

rd
in

at
en

 L
V9

5:
E 

2'
61

2'
51

9 
/ N

 1
'2

68
'6

55
M

as
ss

ta
b 

1:
50

0

32 Hannes Kalau

 19



S
h
a
r
e
d
 
F
r
a
m
e
 
-
 
G
e
n
e
r
a
t
i
o
n
e
n
r
ä
u
m
e

D
i
e
 
G
e
s
e
l
l
s
c
h
a
f
t
 
a
l
t
e
r
t
,
 
d
i
e
 
g
e
b
u
r
t
e
n
s
t
a
r
k
e
n
 
J
a
h
r
g
ä
n
g
e
 

t
r
e
t
e
n
 
i
n
 
d
e
n
 
R
u
h
e
s
t
a
n
d
 
—
 
e
s
 
e
n
t
s
t
e
h
e
n
 
L
ü
c
k
e
n
 
i
n
 
d
e
r
 
E
r
-

w
e
r
b
s
w
e
l
t
 
u
n
d
 
d
e
r
 
s
o
z
i
a
l
e
n
 
V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
.
 
F
a
c
h
k
r
ä
f
t
e
m
a
n
g
e
l
,
 

s
t
e
i
g
e
n
d
e
 
L
e
b
e
n
s
h
a
l
t
u
n
g
s
k
o
s
t
e
n
 
u
n
d
 
f
e
h
l
e
n
d
e
 
C
a
r
e
-
S
t
r
u
k
t
u
-

r
e
n
 
b
e
l
a
s
t
e
n
 
F
a
m
i
l
i
e
n
 
u
n
d
 
N
a
c
h
b
a
r
s
c
h
a
f
t
e
n
 
g
l
e
i
c
h
e
r
m
a
ß
e
n
.
 

B
e
s
o
n
d
e
r
s
 
K
i
n
d
e
r
,
 
A
l
t
e
 
u
n
d
 
J
u
g
e
n
d
l
i
c
h
e
 
f
i
n
d
e
n
 
z
u
 
w
e
n
i
g
 

R
a
u
m
 
f
ü
r
 
B
e
t
r
e
u
u
n
g
,
 
F
ü
r
s
o
r
g
e
 
u
n
d
 
e
i
g
e
n
e
 
E
n
t
f
a
l
t
u
n
g
.

Z
i
e
l
 
i
s
t
 
e
s
,
 
l
o
k
a
l
e
 
N
e
t
z
w
e
r
k
e
 
z
u
 
s
t
ä
r
k
e
n
,
 
d
i
e
 
S
e
l
b
s
t
s
t
ä
n
-

d
i
g
k
e
i
t
 
f
ö
r
d
e
r
n
 
u
n
d
 
R
ä
u
m
e
 
f
ü
r
 
B
e
g
e
g
n
u
n
g
 
u
n
d
 
U
n
t
e
r
s
t
ü
t
z
u
n
g
 

s
c
h
a
f
f
e
n
.
 
Ä
l
t
e
r
e
 
M
e
n
s
c
h
e
n
 
u
n
d
 
N
a
c
h
b
a
r
:
i
n
n
e
n
 
ü
b
e
r
n
e
h
m
e
n
 

C
a
r
e
-
 
u
n
d
 
V
e
r
s
o
r
g
u
n
g
s
t
ä
t
i
g
k
e
i
t
e
n
,
 
w
ä
h
r
e
n
d
 
J
u
g
e
n
d
l
i
c
h
e
n
 
N
i
-

s
c
h
e
n
 
z
u
r
 
e
i
g
e
n
s
t
ä
n
d
i
g
e
n
 
E
n
t
w
i
c
k
l
u
n
g
 
o
f
f
e
n
s
t
e
h
e
n
.

T
r
a
n
s
i
t
i
o
n
 
F
r
a
m
e
 
-
 
U
m
b
r
u
c
h
r
ä
u
m
e

V
i
e
l
e
 
G
e
b
ä
u
d
e
 
a
u
s
 
d
e
r
 
N
a
c
h
k
r
i
e
g
s
z
e
i
t
 
s
t
a
m
m
e
n
 
a
u
s
 
d
e
m
 
B
a
u
-

b
o
o
m
 
u
n
d
 
s
i
n
d
 
h
e
u
t
e
 
w
e
d
e
r
 
b
a
r
r
i
e
r
e
f
r
e
i
 
n
o
c
h
 
k
l
i
m
a
f
i
t
.
 
S
i
e
 

w
u
r
d
e
n
 
f
ü
r
 
K
l
e
i
n
f
a
m
i
l
i
e
n
 
d
e
r
 
A
r
b
e
i
t
e
r
s
c
h
i
c
h
t
 
g
e
b
a
u
t
,
 
s
i
n
d
 

k
n
a
p
p
 
g
e
s
c
h
n
i
t
t
e
n
 
u
n
d
 
h
e
u
t
e
 
o
f
t
 
u
n
t
e
r
b
e
l
e
g
t
 
—
 
g
e
p
r
ä
g
t
 
v
o
n
 

s
t
r
i
k
t
e
r
 
F
u
n
k
t
i
o
n
s
t
r
e
n
n
u
n
g
 
u
n
d
 
i
n
e
f
f
i
z
i
e
n
t
e
r
 
N
u
t
z
u
n
g
.
 
D
i
e
 

K
l
i
m
a
z
i
e
l
e
 
e
r
f
o
r
d
e
r
n
 
b
a
u
l
i
c
h
e
 
A
n
p
a
s
s
u
n
g
e
n
,
 
g
l
e
i
c
h
z
e
i
t
i
g
 

f
e
h
l
e
n
 
A
u
f
e
n
t
h
a
l
t
s
r
ä
u
m
e
 
f
ü
r
 
g
e
m
e
i
n
s
c
h
a
f
t
l
i
c
h
e
s
 
L
e
b
e
n
.

Z
i
e
l
 
i
s
t
 
e
s
,
 
S
c
h
w
e
l
l
e
n
 
z
u
 
ü
b
e
r
w
i
n
d
e
n
 
u
n
d
 
n
e
u
e
 
g
e
m
e
i
n
-

s
c
h
a
f
t
l
i
c
h
e
 
I
n
f
r
a
s
t
r
u
k
t
u
r
e
n
 
z
u
 
s
c
h
a
f
f
e
n
,
 
d
i
e
 
d
e
n
 
p
r
i
v
a
t
e
n
 

R
a
u
m
 
e
n
t
l
a
s
t
e
n
 
u
n
d
 
e
r
g
ä
n
z
e
n
.
 
D
i
e
 
L
i
e
g
e
n
s
c
h
a
f
t
 
w
i
r
d
 
z
u
m
 

C
l
u
s
t
e
r
 
g
e
d
a
c
h
t
,
 
d
i
e
 
W
o
h
n
u
n
g
 
z
u
m
 
R
ü
c
k
z
u
g
s
o
r
t
 
—
 
o
f
f
e
n
 
f
ü
r
 

B
e
g
e
g
n
u
n
g
 
u
n
d
 
n
e
u
e
 
F
o
r
m
e
n
 
d
e
s
 
Z
u
s
a
m
m
e
n
l
e
b
e
n
s
.

C
a
r
e
 
F
r
a
m
e
 
-
 
F
ü
r
s
o
r
g
e
r
ä
u
m
e

D
e
r
 
R
e
s
s
o
u
r
c
e
n
v
e
r
b
r
a
u
c
h
 
b
l
e
i
b
t
 
h
o
c
h
,
 
w
ä
h
r
e
n
d
 
d
e
r
 
n
o
t
w
e
n
d
i
-

g
e
 
V
e
r
z
i
c
h
t
 
s
p
ü
r
b
a
r
e
 
E
i
n
s
c
h
n
i
t
t
e
 
m
i
t
 
s
i
c
h
 
b
r
i
n
g
t
.
 
K
l
i
m
a
-

e
r
w
ä
r
m
u
n
g
 
u
n
d
 
U
m
w
e
l
t
b
e
l
a
s
t
u
n
g
e
n
 
t
r
e
f
f
e
n
 
M
e
n
s
c
h
 
u
n
d
 
N
a
t
u
r
 

g
l
e
i
c
h
e
r
m
a
ß
e
n
 
—
 
L
u
f
t
,
 
B
ö
d
e
n
 
u
n
d
 
L
a
n
d
s
c
h
a
f
t
e
n
 
l
e
i
d
e
n
 
u
n
t
e
r
 

V
e
r
s
c
h
m
u
t
z
u
n
g
 
u
n
d
 
E
m
i
s
s
i
o
n
e
n
.

Z
i
e
l
 
i
s
t
 
e
i
n
 
g
a
n
z
h
e
i
t
l
i
c
h
e
r
 
A
n
s
a
t
z
,
 
d
e
r
 
G
e
s
u
n
d
h
e
i
t
,
 
N
a
c
h
-

h
a
l
t
i
g
k
e
i
t
 
u
n
d
 
L
e
b
e
n
s
q
u
a
l
i
t
ä
t
 
v
e
r
b
i
n
d
e
t
.
 
T
e
c
h
n
i
s
c
h
e
 
u
n
d
 

ö
k
o
l
o
g
i
s
c
h
e
 
M
a
ß
n
a
h
m
e
n
 
s
t
ä
r
k
e
n
 
d
i
e
 
R
e
s
i
l
i
e
n
z
:
 
G
e
b
ä
u
d
e
 
w
e
r
-

d
e
n
 
e
n
e
r
g
e
t
i
s
c
h
 
e
r
t
ü
c
h
t
i
g
t
,
 
F
l
ä
c
h
e
n
 
e
n
t
s
i
e
g
e
l
t
,
 
G
r
ü
n
r
ä
u
-

m
e
 
u
n
d
 
H
a
b
i
t
a
t
e
 
g
e
s
c
h
ü
t
z
t
 
u
n
d
 
v
e
r
n
e
t
z
t
.
 
S
o
 
e
n
t
s
t
e
h
t
 
e
i
n
e
 

U
m
w
e
l
t
,
 
d
i
e
 
a
t
m
e
n
 
k
a
n
n
 
—
 
l
e
b
e
n
d
i
g
,
 
w
i
d
e
r
s
t
a
n
d
s
f
ä
h
i
g
 
u
n
d
 

g
e
s
u
n
d
.

I
D
E
E
N
W
E
T
T
B
E
W
E
R
B
 
Z
U
K
U
N
F
T
 

W
O
H
N
B
A
U
G
E
N
O
S
S
E
N
S
C
H
A
F
T
E
N
 
B
A
S
E
L

O
P
E
N
 
F
R
A
M
E
 
=
 
S
T
R
U
K
T
U
R
E
L
L
E
 
E
R
G
Ä
N
Z
U
N
G
 
Z
U
R
 F
L
E
X
I
B
L
E
N
 
N
U
T
Z
U
N
G
.

E
R
M
Ö
G
L
I
C
H
T
 
E
I
N
 
L
A
N
G
E
S
 
L
E
B
E
N
 
I
N
 
 

D
E
R
 
V
E
R
T
R
A
U
T
E
N
 
U
M
G
E
B
U
N
G
.

 

OPEN FRAME

A
M
 
H
O
R
N

K
L
Y
B
E
C
K

ALBANRHEINWEG SÜD

A
L
B
A
N
R
H
E
I
N
W
E
G
 
 
O
R
 

serielle 
Struktur

hindernisfrei

Küche

Open  Space

Extra Space

sanfte Verdichtung

Biodiversität

H
a
b
i
t
a
t
e

f
ü
r
 
a
l
l
e

Gemeinschaft

im Garten

vielfältige

Aussenräume

B
e
g
r
ü
n
u
n
g

W
a
s
c
h
k
ü
c
h
e

Ü
b
u
n
g
s
r
a
u
m

 
 
+
 
K
ü
c
h
e

S
h
a
r
e
d
 
B
a
t
h

Gästezimmer

C
o
w
o
r
k
i
n
g
+
W
o
r
k
o
u
t

Zusammen am Tisch

Open Frame => Social Hub

mehr Open Frames
mehr Social Hubs

s
a
n
f
t
e
 
S
a
n
i
e
r
u
n
g
 
i
m
 

b
e
w
o
h
n
t
e
n
 
Z
u
s
t
an
d

 
 
T
e
r
r
a
s
s
e

Gemeinschaft +

A
u
f
s
t
o
c
k
u
n
g

D
a
c
h
t
e
r
r
a
s
s
e

Solar+Wind

Wassermanagement + Schwammstadt

53 ATELIER  ANACHRON

 20



Im
 Z

en
tru

m
 d

es
 P

ro
je

kt
s 

st
eh

t d
er

 W
ei

te
r- 

un
d 

U
m

ba
ug

ed
an

ke
 a

ls
 b

ew
us

st
er

 G
eg

en
en

tw
ur

f z
ur

 
gä

ng
ig

en
 A

br
is

s-
 u

nd
 E

rs
at

zn
eu

ba
ul

og
ik

. D
ie

 V
er

-
an

tw
or

tu
ng

 d
er

 B
au

in
du

st
rie

 im
 H

in
bl

ic
k 

au
f ö

ko
-

lo
gi

sc
he

 G
re

nz
en

 v
er

la
ng

t r
es

so
ur

ce
ns

ch
on

en
de

 
St

ra
te

gi
en

, d
ie

 s
oz

ia
le

 T
ei

lh
ab

e 
er

m
ög

lic
he

n 
un

d 
da

s 
ko

lle
kt

iv
e 

G
ed

äc
ht

ni
s 

de
s 

O
rte

s 
re

sp
ek

tie
re

n.
 

D
ie

 T
ra

ns
fo

rm
at

io
n 

de
r S

en
n-

Si
ed

lu
ng

 w
ird

 z
ur

 
so

zi
al

en
 P

ra
xi

s,
 w

el
ch

e 
C

om
m

on
s-

St
ru

kt
ur

en
 

st
är

kt
 u

nd
 n

eu
e 

Fo
rm

en
 d

er
 S

el
bs

tv
er

w
al

tu
ng

 
be

gü
ns

tig
en

 k
an

n.
 In

 u
ns

er
em

 V
or

sc
hl

ag
 w

er
de

n 

be
st

eh
en

de
 S

tru
kt

ur
en

 n
ic

ht
 n

ur
 m

at
er

ie
ll 

w
ei

te
r-

ge
nu

tz
t, 

so
nd

er
n 

au
ch

 s
oz

ia
l f

or
tg

es
ch

rie
be

n.
 

U
ns

er
 V

or
sc

hl
ag

 fü
r d

ie
 W

oh
ng

en
os

se
ns

ch
af

t 
am

  S
t. 

Al
ba

n-
Rh

ei
nw

eg
 fo

ku
ss

ie
rt 

si
ch

 in
 s

ei
ne

r 
Es

se
nz

 a
uf

 fo
lg

en
de

 F
ak

to
re

n:
 

- N
ac

hv
er

di
ch

tu
ng

 d
er

 R
es

so
ur

ce
 R

au
m

- Z
w

is
ch

en
zo

ne
n 

w
er

de
n 

Be
ge

gn
un

gs
rä

um
e

- N
eu

e 
An

ge
bo

te
 fü

r G
en

os
se

ns
ch

af
tli

ch
ke

it
D

ie
 p

ro
gr

am
m

at
is

ch
e 

In
te

ns
iv

ie
ru

ng
en

 d
ur

ch
 n

eu
e 

St
ru

kt
ur

en
 m

us
s 

so
rg

sa
m

 m
it 

de
n 

so
zi

al
en

 u
nd

 
rä

um
lic

he
n 

Be
st

än
de

n 
de

s 
Q

ua
rti

er
s 

ve
rw

ob
en

 

w
er

de
n.

 Ü
be

rg
an

gs
zo

ne
n 

zw
is

ch
en

 ö
ffe

nt
lic

he
n,

 
ha

lb
öf

fe
nt

lic
he

n 
un

d 
pr

iv
at

en
 B

er
ei

ch
en

 b
ild

en
 

da
s 

Rü
ck

gr
at

 n
ac

hb
ar

sc
ha

ftl
ic

he
r I

nt
er

ak
tio

ne
n.

 
D

ie
se

 Z
on

en
 w

er
de

n 
in

 u
ns

er
em

 V
or

sc
hl

ag
 in

 v
er

-
sc

hi
ed

en
en

 S
ka

lie
ru

ng
sg

ra
de

n 
ne

u 
m

ite
in

an
de

r 
ve

rn
et

zt
. 

D
ur

ch
 B

al
ko

ne
rw

ei
te

ru
ng

en
 w

ird
 d

ie
 p

riv
at

e 
N

ut
z-

flä
ch

e 
ve

rg
rö

ss
er

t u
nd

 in
 d

en
 h

al
bö

ffe
nt

lic
he

n 
Zw

is
ch

en
ra

um
 in

ne
rh

al
b 

de
r Z

ei
le

n 
er

w
ei

te
rt.

 S
o 

en
ts

te
he

n 
ne

ue
 S

yn
er

gi
en

, w
el

ch
e 

du
rc

h 
de

n 
zu

-
rü

ck
ge

zo
ge

ne
n 

C
ha

ra
kt

er
 d

er
 p

riv
at

en
 F

re
ib

er
ei

-

Ad
ap

te
r f

ür
 d

ie
 rä

um
lic

he
 T

ra
ns

fo
rm

at
io

n 
de

s 
Be

st
an

ds

Pi
on

ie
re

 fü
r n

eu
e 

Fo
rm

en
 d

er
 G

en
os

se
ns

ch
af

tli
ch

ke
it

Ö
ffe

nt
lic

he
s 

H
oc

hp
ar

te
rre

Ra
nk

ge
rü

st
En

er
gi

ee
rz

eu
ge

r
N

eu
e 

Au
ss

en
ra

um
be

zü
ge

Ei
n 

ge
no

ss
en

sc
ha

ftl
ic

h 
be

tri
eb

en
er

 R
au

m
 a

m
 S

t. 
Al

ba
n-

Rh
ei

nw
eg

 w
ird

 z
um

 n
eu

en
 Q

ua
rti

er
st

re
ff-

pu
nk

t u
nd

 (G
ar

ag
en

-) 
To

r z
ur

 S
ta

dt
.

D
as

 P
ot

en
tia

l d
er

 D
ac

hfl
äc

he
n 

w
ird

 ü
be

r d
ie

 
ge

bä
ud

e-
st

irn
se

iti
g 

st
eh

en
de

n 
Tr

ep
pe

nt
ür

m
e 

ak
tiv

ie
rt.

 D
as

 D
ac

h 
bi

et
et

 R
au

m
 z

ur
 ty

po
lo

gi
sc

he
 

N
ac

hv
er

di
ch

tu
ng

 m
it 

ne
ue

n 
W

oh
nk

on
ze

pt
en

, g
e-

m
ei

ns
ch

af
tli

ch
e 

Fl
äc

he
n 

un
d 

ni
ch

t z
ul

et
zt

 e
in

en
 

gu
te

n 
Au

sb
lic

k 
au

f d
as

 R
he

in
kn

ie
. 

W
oh

ng
en

os
se

ns
ch

af
t a

m
 S

t. 
A

lb
an

-R
he

in
w

eg
O

pe
n 

C
al

l „
10

0 
Ja

hr
e 

W
oh

nb
au

ge
no

ss
en

sc
ha

fte
n 

N
or

dw
es

ts
ch

w
ei

z“

ch
e 

ni
ch

t g
ew

äh
rle

is
te

t w
er

de
n.

 D
ie

se
 E

rw
ei

te
ru

ng
en

 s
in

d 
ad

ap
tie

rb
ar

 fü
r p

er
sö

nl
ic

he
 B

ed
ür

fn
is

se
 u

nd
 W

ün
sc

he
 

be
st

eh
en

de
r B

ew
oh

ne
r*

in
ne

n.
 S

ie
 k

ön
ne

n 
al

s 
Fl

äc
he

 fü
r 

Be
gr

ün
un

g 
di

en
en

, u
m

 d
ie

 P
riv

at
sp

hä
re

 z
u 

sc
hü

tz
en

, 
ne

ue
 K

om
m

un
ik

at
io

ns
flä

ch
en

 z
w

is
ch

en
 b

en
ac

hb
ar

te
n 

W
oh

nu
ng

en
 s

ei
n,

 o
de

r d
ur

ch
 v

or
ge

hä
ng

te
 P

V-
An

la
ge

n 
di

e 
En

er
gi

ea
ut

ar
ki

e 
de

r G
en

os
se

ns
ch

af
t g

en
er

el
l b

eg
ün

s-
tig

en
.

Al
s 

gr
os

se
s 

Po
te

nt
ia

l d
es

 G
eb

äu
de

be
st

an
ds

 e
rk

en
ne

n 
w

ir 
di

e 
D

ac
hfl

äc
he

n.
 D

ur
ch

 g
er

in
ge

 A
bh

än
gi

gk
ei

te
n 

zu
 

de
n 

da
ru

nt
er

lie
ge

nd
en

 T
yp

en
-G

es
ch

os
se

n 
bi

et
et

 s
ic

h 

hi
er

 d
ei

n 
Te

st
fe

ld
 fü

r n
eu

e 
W

oh
nt

yp
ol

og
ie

n.
 N

eb
st

 d
er

 E
r-

sc
hl

ie
ss

un
g 

üb
er

 s
tru

kt
ur

el
l u

na
bh

än
gi

ge
 T

re
pp

en
tü

rm
e 

w
er

de
n 

di
e 

O
be

rg
es

ch
os

se
 d

er
 S

ie
dl

un
g 

au
ch

 u
nt

er
ei

n-
an

de
r v

er
kn

üp
ft.

 
D

ie
 n

eu
en

 V
er

bi
nd

un
ge

n 
er

sc
hl

ie
ss

en
 d

ie
 D

ac
hg

es
ch

os
-

se
, v

er
bi

nd
en

 g
em

ei
ns

ch
af

tli
ch

en
 D

ac
ht

er
as

se
n,

 W
er

k-
st

ät
te

n,
 S

pi
el

flä
ch

en
, G

ew
äc

hs
hä

us
er

 u
nd

 v
ie

le
s 

m
eh

r. 
D

ie
se

 In
fra

st
ru

kt
ur

en
 w

er
de

n 
al

s 
Zo

ne
n 

de
s 

Au
sh

an
de

ln
s 

be
gr

iff
en

, s
ie

 g
ew

äh
rle

is
te

n 
di

e 
rä

um
lic

he
 V

or
au

ss
et

zu
ng

 
fü

r e
in

e 
di

ve
rs

e,
 d

ur
ch

lä
ss

ig
e 

N
ut

zu
ng

, d
ie

 N
ac

hb
ar

-
sc

ha
ftl

ic
hk

ei
t i

m
 A

llt
ag

 v
er

an
ke

rt.

„(
G

ar
ag

en
-) 

To
r z

ur
 S

ta
dt

“

„A
uf

 z
u 

ne
ue

n 
D

äc
he

rn
“

65 gumball.agency

 21



Workshops Ideenwettbewerb

 22

Die teilnehmenden Teams, das Begleitgremium und die 
Vertretungen der Genossenschaften trafen sich am 13. 
Mai 2025 in der Markthalle. Die sechs Teams stellten ihre 
Thesen vor, die drei Genossenschaften ihre Ausgangslage 
und Motivation. 

An Tischgesprächen wurden die Thesen andiskutiert und 
das weitere Vorgehen festgelegt. Im Plenum wurde dann 
beschlossen, das provisorische verschickte Bearbeitungs-
programm zu ignorieren und dafür strikt und – so der Auf-
trag – mit Mut die Thesen zu vertiefen und am jeweiligen 
Fallbeispiel weiter zu entwickeln und zu konkretisieren. 
Die Teams besuchten dann im Anschluss die Genossen-
schaften vor Ort.  

Workshop 1: 
Vorstellung 
& Aufgabe
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Am 9. September 2025 konnten die Teilnehmer ihre Arbei-
ten dem Begleitgremium, den anderen Teams, den Ge-
nossenschaften und weiteren Interessierten, vor allem aus 
der Wohngenossenschafts-Szene vorstellen. Nach jeweils 
ersten Reaktionen und Eindrücken nach der Präsentation 
durch die Mitglieder des Begleitgremiums wurde in einer 
weiteren Runde jede Arbeit an den Plakaten noch einmal 
im Plenum diskutiert. Einige Erkenntnisse sind am Schluss 
dieser Dokumentation kurz zusammengefasst. 

Es liegen sechs sehr unterschiedliche und je sehr gut aus-
gearbeitete und interessant sowie mit verschiedensten 
Mitteln präsentierte Arbeiten vor. Ein grosses Kompliment 
an alle Teams und herzlichen Dank für das enorme En-
gagement!

Workshop 2: 
Präsentation 
& Diskussion
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Koya Architektur

Kaspar Brütsch
Luca Riggio
Luca Ugolini
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 25

Koya Architektur
«Archiv der Möglichkeiten»

Ein Archiv der Möglichkeiten stärkt Selbstwirksamkeit und 
kollektives Handeln innerhalb einer Genossenschaft. Die 
Karten mit einfachen Zeichnungen eignen sich gut dafür, 
die Nutzenden (und im Fall von Genossenschaften auch 
«Entscheidende» zu Experten für ihr eigenes Wohnumfeld 
zu machen. 

Key points

• 	 «Archiv der Möglichkeiten» als Grundidee einer 	
	 lernenden Geschichte 

• 	 Wie könnte Prozessgestaltung aussehen? 

• 	 Wunschliste als Anlass zum Engagement 

• 	 Karten als Tool um die Genossenschafter:innen 	
	 «abzuholen» 

• 	 Prinzip vom Geben und Nehmen etablieren und 	
	 sichtbar machen als Strategie der Vermittlung

Fallbeispiel:  
WG AM Horn – size S



Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Archiv der Möglichkeiten
ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit
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Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Unsere spekulative Zukunftsstrategie begreift  
die Genossenschaft als dynamisches Gefüge. 

Nicht „DIE Lösung“ steht im Zentrum,  
sondern die Fähigkeit zur gemeinsamen Transformation – 
räumlich, organisatorisch und sozial.

Sie lebt vom Wandel, wächst mit der Teilhabe und öffnet 
sich für das Ungeplante und Unplanbare.

Das Archiv der Möglichkeiten stärkt Selbstwirksamkeit 
und kollektives Handeln:

Es macht Gestaltungsmöglichkeiten sichtbar, lädt zum 
Mitmachen ein und verwandelt Bewohner:innen  
von Verwalter:innen zu Gestalter:innen ihrer Zukunft.
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Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Wohngenossenschaft 
Am Horn, Basel

Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Seit 76 Jahren beständig und solide verwaltet

1949 2025

Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

1949 2025

Wie weiter, wenn verwalten nicht mehr genügt?

Verädnertes Umfeld

Verädnertes Wohnbedürfnisse

Wandelnde Lebesstile

Anhaltende Wohnungsnot

Klimakrise

Demographischer Wandel

 28



Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Archiv der Möglichkeiten  /
    ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit          www.koyaa.ch /

Archiv der Möglichkeiten
ein methodischer Ansatz zur Förderung der Selbstwirksamkeit

Archiv der Möglichkeiten /  Ideenwettbewerb Zukunft Wohngenossenschaften Basel
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als offene 
Handlungsbibliothek
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Hannes Kalau

«Fiter-Lust, Annex-Komfort und Podium-Universum»
Unter den drei Titeln werden klare punktuelle Strategien 
in ihrer konkreten Umsetzbarkeit gezeigt. Die Eingriffe sind 
auf verschiedenste Mehrfamilienhäuser aus unterschied-
lichsten Epochen anwendbar und eigenen sich gut dafür, 
Komfort und Nachbarschaftlichkeit zu steigern.

Key points

• 	 Drei sehr klare und prägnante Ansätze/Strategien 

• 	 Aufbauen auf vorhandenem Kulturgut 

• 	 Die Massnahmen können etappiert werden 

• 	 Sehr konkrete architektonische Eingriffe, die  
	 unterschiedlich aufwändig sind 

• 	 Anbauten an Strassenfassade schaffen Mehrwert 	
	 für die Stadt

Fallbeispiel:  
WG Am Horn – size S
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Die Genossenschaft Am Horn 
befindet sich in unmittelbarer Nähe 
zum badischen Bahnhof in Basel 
und wurde dort 1949 gegründet. 
Unter einem Dach versammeln 
sich drei Häuser mit gesamthaft 30 
Wohnungen. Basel Bad Bf.

Schwarzwaldallee

Maulbeerstrasse

Am Horn

Bestand: Strassenseitige Fassade
Bestand: Hofseitige Fassade mit Balkonen 

Bestand: Strassenseitige Fassade

AM HORN
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A Filter-Lust

Filterschicht, Pufferzone oder 
Jahreszeitenzimmer - die 
Bezeichnungen sind vielfältig. Sie 
alle eint die Freude an Räumen, 
welche die normale Wohnung ergänzt 
und gleichzeitig den Wohnkomfort 
des ganzen Hauses steigert. „Eine 
Hängematte im Grünen“ „Arbeiten im 
Gewächshaus“ „Und plötzlich diese 
Ruhe“

Eine typische Balkon-Situation - 
ein Reduit, ein belüftetes Bad, ein 
angrenzendes Schlafzimmer, eine Tür 
zur Küche. 
Funktional ist Vieles gelöst - aber was 
ist mit dem Familienessen, oder einer 
Hängematte? Braucht es also nur ein 
paar Zentimeter...?

Wie wäre es, wenn die Balkone 
nicht nur ein wenig verbreitert 
würden, sondern eine neue Form der 
horizotalen Nachbarschaft entstehen 
könnte? Eine leichte Filterschicht als 
sekundäre Erschliessung? 

Ein neuer informeller Gartenweg 
- ohne Auflagen oder Pflichten - 
bedeutet Lebensqualität für alle.
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Bestand: Die bisherige Farbigkeit von 
Fassade und Vorhängen wird ergänzt 
und fortgesetzt.

Durch  die Schichtung der Elemente 
entsteht eine neue Grosszügigkeit ohne 
die bisherige Privatsphäre zu verlieren.

AM HORN

A Filter-Lust
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STRATEGIE

„Life has to do with walls; we are 
continuously going in and out back 
and forth and through them“
John Hejduk
Wäre es nicht wunderbar, wenn wir 
einfach alles was fehlt von aussen 
anbauen könnten? „Durch die Wand 
in die Dusche“ „Aus dem Fenster wird 
die Tür zur Küche“ 
Ein Anbau der Platz schafft - genau 
dort, wo er gebraucht wird.

B Annex-Komfort
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Ein Wohnzimmer (19m2) mit 
zwei Fenstern zur Strasse, eine Tür 
zum Gang mit Küche, Bad und 
Schlafzimmern. Als zentraler Raum 
der Wohnung muss dieser viel leisten, 
da die angrenzende Küche (9m2) zu 
schmal für ein Familienessen ist...

... Ein Annex könnte neue 
Raumwelten eröffnen und somit  
Wohnen, Essen, Spielen und Arbeiten 
vereinen. Zusätzliche Türöffnungen 
könnten die innere Flexibilität der 
Wohnung steigern.



Bestand: Die heutige Fassade 
ist geprägt von ihrer strengen, 
schmucklosen Gliederung.

AM HORN

B Annex-Komfort

Die Annex-Wohnräume sind zur 
Strasse hin begrünt und öffnen sich 
seitlich mit Terrassen - ein vertikales, 
nachbarschaftliches Vis-à-vis entsteht. 
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STRATEGIEC Podest-Universum

„Spielraum ist sozialer Raum“  
Hermann Hertzberger
Viel zitiert und genau so gemeint. 
Eine Aufweitung des Podests schafft 
einen gemeinschaftlichen Ort, sei 
es als Balkon oder Innenraum. Das 
Zwischenpodest liegt „zwischen“ den 
Wohnungen und gehört allen. Wie 
wäre es mit einer „Podestküche?“ 
Einem „Podestgästezimmer?“ Einer 
„Podestterrasse?

Ein Treppenhaus erschliesst einen 
rückseitigen Hof und Garten. 
Eine Waschküche wird über den 
Keller erschlossen. Was könnte ein 
vermittelndes Podest leisten?
Gemeinschaftlicher Mehrwert? 

Die Waschküche ist häufig ein Ort der 
nachbarschaftlichen Begegung. Wie 
wäre es wenn gleich eine Gartenküche 
daraus würde? Wäsche aufhängen 
und danach direkt Wassermelone im 
Garten? Ein Podest könnte vermitteln 
und verbinden, was zusammengehört.
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AM HORN

C Podest-Universum

Bestand: Die Waschküchen sind 
funktional und sauber. Mehr aber 
auch nicht.

Was wäre, wenn die Waschküche zur 
Gartenküche würden...?
Waschen - jetzt (fast) im Garten!
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Ein Rücksprung und eine 
strenge Lochfassade. Der 
fröhliche Hof lässt sich - trotz 
prächtigem Biotop zur Strasse 
- kaum erahnen. Die Pflanzen 
erobern das Biotop - doch 
sollte dieser Raum nicht auch 
von den Bewohnenden erobert 
werden? Jeder Wohnraum 
erhält einen Annex und gibt 
dem Haus - nun auch nach 
aussen ein lebendiges Gesicht. 

Annex-Erweiterungen 
zu den Strassen, 
Filterschichten und 
Balkone zum Hof. 
Waschküchen zum 
Verweilen. Ein neuer Lift 
und damit ein Estrich 
voller neuer Potetiale...

Maulbeerstrasse

Grundriss Erdgeschoss, M 1:400

Querschnitt, M 1:400

Grundriss 1.-4. Obergeschoss, M 1:400

AM HORN

Hof

1:200
0     1    2               5                   10

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Grundriss 1.-3.Obergeschoss

Entwurf 

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Flächen

1:200
0     1    2               5                   10

Grundriss 1.-3.Obergeschoss

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Flächen

1:200
0     1    2               5                   10

Grundriss 1.-3.Obergeschoss

1:200
0     1    2               5                   10

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Entwurf

Schnitt

1:200
0     1    2               5                   10

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Entwurf

Schnitt

1:200
0     1    2               5                   10

Wohnbaugenossenschaft Am Horn 
Maulbeerstrasse 99, 4058 Basel

Grundriss Erdgeschoss

Entwurf 

Zusätzliche Garten-
Erschliessungen

bewohntes Biotop Lift: zusätzliches Erschliessungsangebot

gewohnte
Zugänge

Weiterhin Zäune oder bald eine grosse Hofgemeinschaft?

horizontale
Nachbarschaften

Vis-a-VisWeitblick

Die drei Häuser sind heute 
nicht barrierefrei erschlossen 
- ja treppensteigen hält gesund 
- aber wäre es nicht wichtig 
das Haus für alle zugänglich 
zu machen? Durch eine 
Filterschicht zum Hof und 
einem zentralen Lift in der 
Gebäudeecke liesse sich für alle 
drei Häuser eine informelle 
Lifterschliessung einrichten. 

Dach:  neue 
Möglichkeiten
dank Lift

Annex 

Podest:
Waschküchen
am Garten

Filter

Weitblick
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Studio AA 

Anouk André
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Studio AA 
«Modulo»

Die drohende Megabaustelle des Transformationsare-
als «Klybeck» wird als Herausforderung und als Chance 
gesehen. Die ausserhalb der bewohnten Häuser erstellte 
«Schutzmassnahme» in Form eines modularen Lauben-
gangsystems vor der Gartenfassade ermöglicht neue 
Zugänglichkeiten, Treffpunkte und vieles mehr. Ange-
boten wird Sozialraum ausserhalb der heute gebauten 
Wohnbauten anstelle einer rein provisorischer Baustellen-
schutzmassnahme.

Key points

•	 Haus am Altrheinweg steht vor allem im Fokus

•	 Garten soll erhalten bleiben > modulares Lauben-	
	 Gangsystem als aneigenbarer Filter

•	 Sozialräumliche Kriterien sind präzise adressiert

•	 Äusserst radikaler Ansatz > das Haus kann schon 	
	 ganz viel, kleine Eingriffe ermöglichen viel

•	 Die komplementäre Architektur schafft einen  
	 Möglichkeitsraum: Garten, Terrasse, Erschliessung, 	
	 Gemeinschaftsraum

•	 Bestehende Wohnungen werden performativ 
	 weiterentwickelt und neu konfiguriert

Fallbeispiel:  
WG Klybeck – size M
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Modulo - Studio a.a

IDEEN WETTBEWERB ZUKUNFT 
WOHNGENOSSENSCHAFTEN BASEL

Denkraum für spekulative Zukunftsstrategien

Wohnen der Zukunft

Das Wohnen der Zukunft muss auf tiefgreifende Veränderun-
gen reagieren: Bevölkerungswachstum, urbane Verdichtung, 
ökologische Dringlichkeit, aber auch den Wandel von Lebens-
formen und sozialen Strukturen. 

Standardisierte Wohnungen, seit Jahrzehnten unverändert, 
entsprechen kaum noch den heutigen Bedürfnissen: Patch-
workfamilien, zunehmende Mobilität, erschwerter Zugang zu 
Eigentum, das  Bedürfnis nach Flexibilität, Gemeinschaft und 
zugleich Rückzug.

So müssen wir „bauen – ohne bauen“. Aber wie?

MAN MUSS BAUEN

MAN MUSS „BAUEN OHNE BAUEN“

MAN MUSS NICHT BAUEN

Bauen ohne Neubauen

Die Antwort liegt nicht allein im Neubau, sondern in der in-
telligenten Transformation des Bestands. Das im ersten Work-
shop entwickelte Konzept bildet die Grundlage: ein Wohnkern 
als stabiler Anker (Küche, Wohnen, Nasszelle), Satellitenräu-
me, die horizontal oder vertikal hinzugefügt oder abgetrennt 
werden können – durch  kleine, präzise Eingri�e.

So entstehen modulare Wohnungen, die sich den Lebenspha-
sen anpassen: ein Jugendzimmer wird zum Studio, ein unge-
nutztes Zimmer zum gemeinschaftlich genutzten Gästezim-
mer, mehrere Kerne zu einem Cluster.

BESTAND LANGFRISTIGE VISION
AUFSTOCKUNG
VERNETZUNG

ERDGESCHOSS FREI

MIT DEM BESTEHENDEN MACHEN 
LAUBENGÄNGE + LIFT = BARRIEREFREI 

VERDICHTUNG AUF ASPHALT

Wohnkern :
Küche + Sanitär 
+ hnräume 

Satellitenartige Räume:
- in der Wohnung 
inklusive
-gemeinschaftlich von 
der Genossenschaft 
genutzt

Wohnkern als Zentrum eines �exiblen Netzwerks  

Satellitenartige Räume:

-gemeinschaftlich von 

WOHNKERN ALS 
ZENTRUM EINES 

FLEXIBLEN NETZWERK

WOHNKERN : KÜCHE + SANITÄR + 
WOHNRAUM 

SATELLITEN RÄUME

SATELLITEN RÄUME - FÜR DEN 
GENOSSENSCHAFT

Stud.

Single
Freelancer

Freelancer 
in Paaren

WG zu 3

WG zu 3 
-1

WG zu 2

Paar

Paar 
+1 Kind

Paar +1

Paar

Paar 
+1 Angeh.

Paar +Angeh.
+ 1 Kind

Familie 

Familie 
-1 Kind /Student

Eltern 
im alter

Gast

Gast

Mögliche Entwicklungsszenarien

1

2

3
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Modulo - Studio a.a

Technische Geräte werden 

punktuell ersetztNeue interne Durchbrüche 

erleichtern die Vernetzung

Gezielter Fensteraustausch zur 

energetischen Optimierung

Umwandlung in Fenstertüren 

zur besseren Vernetzung und 

Belichtung

Möglicher Abriss der be-

stehenden Treppenhäuser 

zur Scha�ung neuer 

Räume, in Abstimmung 

mit den Bewohnern

Nachhaltige Neubauten
-Ökologische Bauweise: 
Laubengänge, Aufstockungen, 
neue Gebäude
-Verwendung nachwachsender
+ recycelter Materialien
-Passive Sonnenenergienutzung 
+ ressourcenschonendes Bauen
-Begrünte Dächer/Fassaden für
Dämmung + Biodiversität
-Regenwassernutzung + e�zien-
tes Ressourcenmanagement

Energetische Sanierung 
-Austausch von Fenstern + 
Türen
-Dämmung von Wänden, 
Dächern und Fenstern
- Erneuerung veralteter 
Heizsysteme
- Installation von Solarpanels
- Sanierung der Fassade bzw. 
der Gebäudehülle
- Modernisierung der Lüftungs-
systeme

DURCHBRÜCHE 
+ VERNETZUNG

NEUE ÖFFNUNGEN
INNEN VERNETZEN

LAUBENGANG

CO-WORKING
GÄSTEZIMMER

WERKSTATT
GEMEINSCHAFTSGARTEN

AUFSTOCKUNG
CLUSTER-WOHNUNG

GEMEINSCHAFTSLOGGIA
FLEXIBLE NUTZUNG

AUFSTOCKUNG
+ VERDICHTUNG

GEMEINSCHAFTLICHE
RÄUME

MAN MUSS „BAUEN OHNE BAUEN“
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Modulo - Studio a.a

WOHNGENOSSENSCHAFT KLYBECK

Der Fall der Wohngenossenschaft Klybeck 

Der Fokus liegt auf den Gebäuden der Wohngenossenschaft 
Klybeck entlang des Altrheinwegs, die besonders stark den Aus-
wirkungen der künftigen Grossbaustelle ausgesetzt sind: Lärm, 
Staub und langfristige Belastungen.

Darüber hinaus weisen diese Häuser strukturelle und typologi-
sche Einschränkungen auf: fehlende Aufzüge, mangelnde Bar-
rierefreiheit für eine alternde Bewohnerschaft, standardisierte 
Grundrisse mit hohem, bislang ungenutztem Vernetzungspo-
tenzial.

Eigentums- 
verhältnisse Bauten

Rhystadt Swiss Life Kanton Basel Stadt

58
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WOHNGENOSSENSCHAFT
KLYBECK

GEBÄUDE IM FOKUSZUKÜNFTIGE NACHBACH BAUSTELLE
LÄRM + STAUB

NICHT NUR GEBÄUDE VOR BELASTUNGEN SCHÜTZEN, SONDERN AUCH DEN GRÜNRAUM.
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Modulo - Studio a.a

Das Projekt antwortet mit folgenden Massnahmen:

- Ein System aus Laubengängen und Aufzügen, das die Ge-
bäude barrierefrei erschliesst, Nachbarhäuser verbindet und zu-
gleich als Schutz�lter gegen Lärm und Staub wirkt.

- Diese Laubengänge, modular, leicht und rückbaubar, die-
nen nicht nur der Erschliessung, sondern auch als Orte 
der Begegnung. Sie sind nicht an allen Geschossen ange-
ordnet, um Lichtverhältnisse zu bewahren und visuelle Be-
ziehungen zwischen den Bewohner:innen zu ermöglichen. 
An einer Seite geschlossen – mit Glas oder transluzentem 
Material – bieten sie zugleich akustischen und staubtechni-
schen Schutz, ohne das Tageslicht zu blockieren.

VON DER THEORIE ZUR PRAXIS

SCHUTZEBENE FÜR 
WOHNUNGEN + GÄRTEN

SCHUTZSCHICHT UND GEMEIN-
SCHAFTLICHER AUSSENRAUM

- Minimal-invasive Eingri�e im Inneren: punktuelle Ergänzun-
gen von Bädern, akustische Türen, die Wohnungen horizontal 
oder vertikal  verbinden oder trennen können.

Ein neuer Bezug zu Garten und Gemeinschaftsraum

Der Garten wird zu einem gemeinsamen Raum – horizontal 
wie vertikal – und verbindet private Aussenräume mit den 
neuen Begegnungszonen der Laubengänge. So entsteht ein Ge-
�echt aus individuellen Kernen und gemeinschaftlicher Veran-
kerung.
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Modulo - Studio a.a

KONKRETE MASSNAHMEN

BESTAND
8 „WOHNKERN“

MÖGLICHE RAUMVERNETZUNG
 AUSSEN: DURCH LAUBENGÄNGE

INNEN: DURCH NEUE ÖFFNUNGEN

BESTAND
TRADITIONELLE WOHNUNGSAUFTEILUNG 
- 8 X 2.5 ZI. WHG

FLEXIBEL WOHNUNGSAUFTEILUNG
- WAHL DER ZIMMERZAHL NACH BEDARF

LAUBENGANG SYSTEM
+ LIFT

KÜCHE + SANITÄR
PUNKTUELL ERNEUERN

INTERNE VERBINDUNG: 
NEUE ÖFFNUNGEN
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Modulo - Studio a.a

GESAMTVISION
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Modulo - Studio a.a

Das Laubengangsystem ist nicht nur eine temporäre Antwort 
auf die Belastungen der Baustelle, sondern erö�net auch eine 
langfristige Perspektive. Mittelfristig ermöglicht es die Aufsto-
ckung der Bestandsgebäude auf Basis der neuen Erschliessungs-
struktur. Zugleich können Nachbarhäuser ins Netzwerk ein-
gebunden werden, sodass auch sie von Aufzügen und besserer 
Vernetzung pro�tieren. 

Langfristig, nach Abschluss der Baustelle, kann die Schutzwand 
als Filter gegen Lärm und Staub entfernt werden. Die Lauben-
gangschicht behält ihre soziale Funktion und entwickelt sich zu 
einem Ort der Begegnung und des Übergangs, der neue Nach-
barprojekte mit der Genossenschaft verbindet und als Pu�er-
zone zwischen Wohnen und Quartier wirkt.

LANGFRISTIGE VISION

ERWEITERBARES NETZWERK VERTIKALE VERDICHTUNG DURCH 
DAS LAUBENGANGSYSTEM

Das Projekt zeigt, wie sich die im ersten Workshop entwickel-
ten Prinzipien – psychologischer Komfort, Flexibilität, sanfte 
Transformation statt Abriss – in eine konkrete Situation über-
setzen lassen. In Klybeck, insbesondere entlang des Altrhein-
wegs, wird der Bestand zu einem adaptiven, ökologischen und 
gemeinschaftlichen Wohnmodell weiterentwickelt, das lang-
fristig tragfähig ist.

Die Laubengänge übernehmen eine Schlüsselrolle: Sie sind 
zugleich schützende Haut und soziale Struktur, technischer 
Filter und bewohnter Raum. Sie de�nieren die Fassade neu – 
als Schwelle und Ort der Interaktion – und verwandeln die 
Zwänge des Standorts in Qualitäten, sodass der Bestand zur 
Ressource für das Wohnen der Zukunft wird.
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Modulo - Studio a.a

ZUKUNFTSVISION
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Atelier Anachron

Gergor Bieri
Jonas Brun
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Atelier Anachron
«Open Frame»

Gemeinsame Selbsthilfe als konkretes Handlungsprinzip. 
Mit «Open Frame» formulieren die Autoren einen «Al-
leskönner», welcher bestehende Normen, Regeln und 
Gesetze in Frage stellt und Handlungsempfehlungen auf 
verschiedensten Ebenen formuliert für eine menschen-, 
generationengerechteren und suffizientere Stadt.

Key points

• 	 Open Frame als Struktur, die vielfältige Bedürfnisse 	
	 befriedigt 

• 	 Spannende organisatorische und baugesetzliche 	
	 Ansätze 

• 	 eine Verheissung mit fast utopischer Qualität 

• 	 konkrete Anwendung als nächster Schritt 

• 	 Problem: Belegungsdichte ist zu tief 

• 	 Wie gelingt die Umsetzung in der Realität? 

• 	 Wie viel «bottom up» funktioniert?

Fallbeispiel:  
WG Klybeck – size M



OPEN FRAME :
EIN POSITIONSPAPIER :

EIN HANDLUNGSHANDBUCH :



Gesellschaftliche und bauliche Analyse

Transition Frame : Umbruchräume
Viele Gebäude stammen aus dem Bauboom und sind heute weder barrierefrei noch klimafit. Sie wurden für Kleinfamilien 
gebaut und sind knapp geschnitten — geprägt von strikter Funktionstrennung und ineffizienter Nutzung.

Ziel ist es, Schwellen zu überwinden und neue gemeinschaftliche Infrastrukturen zu schaffen, die den privaten Raum  
entlasten und ergänzen. Die Liegenschaft wird als Cluster gedacht, die Wohnung zum Rückzugsort — offen für Begegnung 
und neue Formen des Zusammenlebens.

Care Frame : Fürsorgeräume
Klimaerwärmung und Umweltbelastungen betreffen Mensch und Natur.

Ziel ist ein ganzheitlicher Ansatz, der Gesundheit, Nachhaltigkeit und Lebensqualität verbindet.  
Technische und ökologische Massnahmen stärken die Resilienz: Gebäude energetisch ertüchtigen, Flächen entsiegeln, 
Grünräume und Habitate vernetzen. So entsteht eine lebendige und widerstandsfähige Umwelt.

Shared Frame : Generationenräume
Die Gesellschaft altert, die geburtenstarken Jahr-
gänge treten in den Ruhestand — es entstehen 
Lücken in der Erwerbswelt und der sozialen  
Versorgung. Fachkräftemangel, steigende Lebens-
haltungskosten und fehlende Care-Strukturen 
belasten Familien und Nachbarschaften.  
Besonders Kinder, Alte und Jugendliche finden zu 
wenig Raum für Betreuung, Fürsorge und eigene 
Entfaltung. 

Ziel ist es, lokale Netzwerke zu stärken, die Selbst-
ständigkeit fördern und Räume für Begegnung 
und Unterstützung schaffen. Ältere Menschen und 
Nachbar:innen übernehmen Care- und Versor-
gungstätigkeiten, während Jugendlichen Nischen 
zur eigenständigen Entwicklung offenstehen.

Ideenwettbewerb Zukunft Wohngenossenschaften Basel - Denkraum für spekulative Zukunftsstrategien
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Druck und Dynamik im städtischen Raum
Städte stehen unter wachsendem Druck:
• Bau- und Zonenordnungen werden liberalisiert.
• Aufstockungen sollen Flächen effizienter nutzen, 

oft jedoch mit steigenden Mietpreisen als Folge.
• Es droht eine weitere Neubauwelle: Ersatzneubauten verdrängen  

bestehenden, bezahlbaren Wohnraum und verursachen massive CO2-Emissionen.

Baugenossenschaften als Möglichkeitsraum:
Sie verfügen über kostbare Güter: Bestand, Vertrauen und Handlungsspielraum jenseits des Renditemarktes.  
Sie können Vorreiter sein für eine Verdichtung durch Belegung, nicht durch Abbruch und Neubau.

• Soziale Netzwerke aktivieren statt soziale Strukturen verdrängen.
• Flächensuffizienz leben durch gemeinschaftliche Nutzung.
• Der kleinstmögliche Eingriff
• Wohnflächen neu denken:  

privat = intim, geteilt = multifunktional, gemeinschaftlich = lebendig
• Demographischer Wandel auffangen:  

Ältere, Jüngere und Familien teilen Räume, Aufgaben und Verantwortung.

Politische Leitlinien und mögliche Interventionen
Gemeinwohlorientierte Anreize schaffen:
• Förderung von Belegungsdichte statt Flächenausbau.
• Belegungsoptimierte Sanierungen statt Abrissprämien.
• Raumprogramme mit Gemeinschaftsflächen gezielt fördern.
• Aufstockung mit sozialer Bindung verknüpfen.
• Ökologisch günstige Umbauten rechtlich privilegieren.

„Verdichten nicht durch Bauen, sondern durch Teilen.  
Wohnen wird gemeinschaftlich, Räume werden getragen, nicht verbraucht. 
Die Zukunft liegt nicht im Mehr an Fläche, sondern im Mehr an Beziehung.“
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Verdichtung durch Belegungssteigerung
Die Erhöhung der Belegung ist eine bewusste Antwort auf demographische, ökologische und soziale Herausforderung: 
Mehr Menschen teilen bestehende Wohnflächen - nicht aus Mangel, sondern aus gemeinsamer Haltung.  
Die Wohnfläche pro Person sinkt, der Nutzen pro Fläche steigt. 

2022 leben in Basel 204‘550 Menschen  
in 116‘551 Wohnungen. 

= 1.75 Personen pro Einheit 

2045 sind es 224‘000 Menschen,  
bei gleicher Zahl Wohnungen. 

= 1.92 Personen pro Einheit 

Die Belegung steigt um 0.17 Personen.

Auf sechs Einheiten nur eine Person mehr –  
und alle haben ein Dach über dem Kopf.
Statistik Kanton Basel Stadt: statistik.bs.ch
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Open Frame : Ein Positionspapier

1. Analyse der Ausgangslage
1.1 Urbane, soziale und ökonomische Realität:
• Basel steht vor einer Verdichtungungsaufgabe:  

demographischer Wandel, begrenzte Flächen, steigende Mieten.
• Bau- und Zonenordungsanpassungen ermöglichen Aufstockung und bauliche Verdichtung,  

erhöhen aber die Immobilienpreise.
• Der Immobilienmarkt ist von Finanzlogiken getrieben:  

Renditedruck führt zu Ersatzneubauten mit sozialer Verdrängung.
• Preissteigerungen durch Aufwertungsstrategien,  

Gentrifizierung durch fehlende soziale Bindung.
• Neubauwellen gefährden sozialen Kontinuität. 
• Fehlende politische Instrumente priorisieren Flächenexpansion statt Belegungsverdichtung.

1.2 Potenzial der Baugenossenschaften
• Liegenschaften sind gemeinnützig, besitzgebunden = langfristig orientiert und nicht frei handelbar.
• Baugenossenschaften können als Pioniere der sozialer Verdichtung agieren.
• Kollektiver Besitz ist Grundlage für langfristige Mietpreisbindung,  

soziale Mischung und Flächensuffizienz.

2. Politische Empfehlungen
2.1 Boden- und Bestandspolitik
• Erwerb von Grundstücken und Gebäuden durch die Stadt Basel
• Abkauf Liegenschaften zur Sicherung gegen spekulativen Verkauf
• Enteignung als Ultima Ratio bei spekulativem Leerstand oder marktverzerrender Preisbildung
• Aufbau eines kommunalen Bodenfonds

2.2 Regulatorische Anpassungen
• Zonenordnung: Einführung von Mindestbelegungskennzahlen
• Privilegierung von Projekten mit gemeinschaftlichen Flächen und sozialer Mischung
• Reduktion von Mindestwohnungsgrössen zugunsten von flexiblen Grundrissen und Gemeinschaftsräumen
• Integration von sozialen Kriterien als verbindliche Planungsziele
• Direkte Zuschüsse für Umnutzung bestehender Bauten  

(z.B. gemeinschaftliche Küchen, Waschräume, Co-Working)

2.3 Partizipation und Governance
• Verpflichtende Co-Design-Formate  

ab einer bestimmten Grösse. 
• Beteiligung bestehender Bewohner:innen  

an Konzept- und Entscheidungsfindung. 
• Förderung von Aneignungsfähigen Strukturen  

„Open Frame“ als Planungsprinzip.
• Partizipation verhindert teuere Fehlplanungen  

und stärkt Akzeptanz. 
• Partizipation als demokratische Versicherung:  

Gleichbehandlung und Transparenz  
für alle Beteiligten.
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3. Konkrete Lösungsansätze
3.1 Architektonisch-räumliche Prinzipen:
• Private Kerne (Bestehende Gebäudestruktur): Intime Räume zum Schlafen und Rückzug
• Kollektive Erweiterungen (Open Frame):  

Küche, Bad, Arbeits- und Betreuungsräume als gemeinschaftliche Infrastruktur
• Flexible Raumhüllen (Open Frame) für spätere Anpassungen durch Bewohner:innen
• Der kleinstmögliche Eingriff - Nutzung bestehender Bausubstanz

3.2 Soziale und ökologische Effekte
• Höhere Bewegungsdichte
• Geteilte Räume fördern soziale Vernetzung.
• Anpassungsfähige Grundrisse verhindern ein Veralten der Nutzung.

4. Strategie in Schritten für den Genossenschaftsbund
1. Politische Initiative: Open Frame als Ziel verankern.
2. Bündnisbildung: Genossenschaftsbund, Stadt
3. Boden- und Bestandesstrategie: Bodenfonds, Gebäudepool sichern.
4. Technische Entwicklung: Modulbaukasten, Re-Use-pool
5. Pilotprojekte: Tests verschiedener Einsatzfelder
6. Evaluation: soziale, ökologische und wirschaftliche Effekte
7. Dauerbetrieb: Open Frame als ständige Infrastruktur

Raumstrukturen
Open Frame ist keine fertige Struktur,  

sondern eine ständige Einladung -  
zum Mitgestalten, Teilen, Verändern  

und Pflegen von Beziehungen.  
Eine Infrastruktur, die so beweglich ist  

wie das Leben in der Stadt.
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Open Frame : Ein Handlungshandbuch

Grundidee
• Private Rückzugsräume im Bestand werden klar gefasst auf das Wesentliche reduziert: Schlafen, Ruhen, Intimität.
• Gemeinschaftliche Räume werden erweitert und gestalterisch ins Zentrum gerückt:  Kochen, Hygiene, Arbeiten, Fürsorge.
• Funktionale Ergänzungen wie eine grosse Küche, ein gemeinsames Bad oder Arbeits- und Betreuungsräume strukturieren 

das Gebäude neu - als offenes Gefüge aus individuellen Kernen und kollektiven Erweiterungen. 
• Flächensuffizienz entsteht nicht durch Verzicht, sondern durch Teilhabe,  

Gestaltungsintelligenz und architektonische Offenheit.

1. Open Frame als Planungsprinzip
• Erweiterungen, Rückbauten und Nutzungsänderungen werden strukturell vorgesehen. 
• Jede bauliche Massnahme ist „Rahmen statt Festlegung“. 
• Alle sind aneignungsfähige Strukturen.

Ziel: Langfristige Anpassungsfähigkeit an demographische, soziale und technologische Veränderungen

2. Open Frame als gebaute Struktur
• Schnittstellenstandard um Skalierbarkeit und Wiederverwendung zu sichern. 
• Elemente aus Reuse-Bauteil-Pools (Rückbau, urban mining)
• Entwicklung eines Baukasten-Gerüsts 

Ziel: Physische Infrastruktur, die mit anderen getauscht und skaliert wird. 

3. Organisationsmodell
3.1 Träger:
• Genossenschaftsbund als Hauptakteur
• Unterstützung durch ein gemeinnütziges Start-up „Open Frame“ 
• Kooperation mit Kommunen, sozialen Organisationen und nachhaltigen Handwerksbetrieben

3.2 Betriebsform:
• Bauteile werden vermietet, geliehen oder im Leasing bereitgestellt.
• Keine Gewinnorientierung - kostendeckend mit Fördermitteln
• Wartung, Lagerung, Logistik ist durch den Träger gesichert.

Ziel: Unabhängige Ressource für Genossenschaften, um flexibel auf Veränderungen zu reagieren.  
-> Gewährung eines Möglichkeitsraums
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4. Einsatzfelder
• Überbrückung bei Engpässen: 

z.B. provisorische Räume für Betreuung, Arbeit, Begegnung
• Transformation zur Erhöhung der Belegung: 

z.B. temporäre Einheiten, Gemeinschaftsräume, -küchen usw. 
• Pilotflächen für neue Wohn- und Sozialformen: 

z.B. intergenerationelle Cluster, Förderung der intergenerationellen Mobilität, Wohngemeinschaften auf Zeit 
• Klimapolitik: gezielte Anpassungen, sobald Technologien zur CO2-Kompensation  

oder Energieeinsparung verfügbar und wirtschaftlich sind.
• Soziale Mobilität: flexible Anpassungen an Haushaltsgrössen, Alter und Lebenssituationen

5. Politischer Mehrwert
• Flächen- und Struktursuffizienz fördern ohne Abriss.
• Demographischer Wandel abfedern - passgenaue Anpassung an die Altersstruktur und Haushaltsformen.
• Öffentlichkeitswirksames Symbol für eine neue Baukultur:  

Nicht Fertigstellung zählt, sondern Offenheit, Wandel und Teilhabe.

6. Strategie in Schritten zur Umsetzung

1. Open Frame als Positionspapier:
Verdichtung ist eine Gemeinwohlstrategie. 
2. Open Frame als Handlungshandbuch: 
Verdichtung eröffnet Möglichkeitenräume.
3. Das Vorgefundene: 
Gebäudebestand strategisch analysieren.
4. Organisationsmodell: 
Open Frame ist ein Partizipationsprinzip.
5. Open Frame als gebaute Struktur: 
Bietet offene und adaptive Räume.
6. Open Frame aneignen: 
Ermöglicht Teilhabe und Mitgestaltung.
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Aequipe
«Verdoppeln!»

Basel braucht generell mehr Wohnraum und der dabei 
soll der Anteil preiswerter Wohnungen deutlich steigen 
– das ist der formulierte politische Wille. Konkret heisst 
das, es braucht eine Verdoppelung des preisgünstigen 
Wohnungsbaus in Basel. Die Genossenschaften, die auf 
ihren Grundstücken können, müssen mit gutem Beispiel 
voran gehen. Es gilt, Akzeptanz zu schaffen und die nötige 
Lust zu erzeugen. Mit dem vorgeschlagenen Kartenspiel 
können Laienvorstände und Genossenschaftsmitglieder 
spielerisch ihre Möglichkeiten ausloten. Aus der Freude 
am Spiel folgt dann hoffentlich die Lust zur Umsetzung. 

Key points

•	 Verdoppeln ist eine klare prägnante Ansage

• 	 Spiel schafft einen guten, niederschwelligen Zu	
	 gang zur Diskussion über die Zukunft

• 	 Das Formulieren von positiven Qualitäten fordert 	
	 uns heraus, positives zu sehen

• 	 Guter Zugang für Laien

• 	 lösungsoffener Ansatz schafft gute Ausgangslage 	
	 für Zukunftsdiskussion

• 	 Das Kartenspiel weiss nichts besser! Es sucht nach 	
	 Lösungen

• 	 Frage: Sind günstige Bestandswohnungen und 	
	 teure Neubauwohnungen nur Widerspruch oder 	
	 auch Chance?

Fallbeispiel:  
WG St. Alban-
rheinweg – size L
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In Basel gibt es 2025 rund 99‘500 Mietwohnungen. Im Jahr 2050 
werden es je nach Bevölkerungsentwicklung rund 110‘500 Mietwoh-
nungen sein. Das ist eine Zunahme von ca. 11‘000 Wohnungen in den 
nächsten 25 Jahren.
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Wohnen kaum mehr bezahlbar - W
ohnungsnot: Ein altes Problem weitet...

https://w
ww.srf.c

h/news/schweiz/wohnen-kaum-mehr-bezahlbar-wohn...

1 von 6

20.03.2025, 10:37
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14'000

+11'000
Wohnungen

2025 liegt der Anteil an Preisgünstigem Wohnraum bei den Miet-
wohnungen bei rund 14%. Das heißt, heute gibt es in Basel ca. 14‘000 
preisgünstige Mietwohnungen. Gemäß der Basler Stimmbevölkerung 
(Angenommene Initiative „Recht auf Wohnen“) sowie der Basler Re-
gierung (Umsetzung) soll dieser Anteil bis im Jahr 2050 auf 25% an-
steigen. Das bedeutet konkret dass bis im Jahr 2050 weitere 14‘000 
preisgünstige Wohnungen dazukommen müssen.
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86% der preisgünstigen Mietwohnungen sind heute Genossenschafts 
Wohnungen. Nur gerade 14 Prozent fallen auf die öffentliche Hand 
oder auf andere Private. Dieses Verhältnis wird sich in den nächsten 
25 Jahren nicht grundsätzlich ändern. Um das 25% Ziel zu erreichen 
müssen sich die Genossenschaften verdoppeln. Es müssen nochmals 
so viele Genossenschaftliche Wohnungen erstellt werden wie es heute 
schon gibt. Dies kann im Neubau, Umbau, Umnutzung, etc geschehen. 
Es kann durch innere Verdichtung auf den Grundstücken, durch Zu-
kauf oder auch durch Kooperationen mit Privaten passieren.
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Die Lösung liegt in den schon heute bestehenden Genossenschaften. 
In und um Basel gibt es davon über 200. 
Wird ein Kreis mit einem 200-m-Radius um jede bestehende Genos-
senschaft gezogen, ist rund die Hälfte der Basler Gemeindefläche ab-
gedeckt. Die Nachbarschaft und die eigene Parzelle verstehen wir als 
Schlüssel zur zukünftigen Entwicklung aller Wohngenossenschaften.
In der Verdopplung können sämtliche Themen zur Weiterentwicklung 
jeder Genossenschaft spezifisch angegangen werden.
Die nachbarschaftlichen Netzwerke der Bewohnenden und der Genos-
senschaften sollen aktiviert werden. Die bestehenden Liegenschaften 
sind zum großen Teil abbezahlt und können für die Verdopplung be-
lehnt werden. Das Kapital ist vorhanden.
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Um die Verdopplung der Genossenschaft zu realisieren, 
werden sämtliche Gebäude um vier Geschosse auf-
gestockt. Die bestehende Struktur des Quartiers bleibt 
erhalten, gleichzeitig entstehen in den neuen Geschossen 
grössere und vielfältigere Wohntypologien wie etwa 
Maisonettewohnungen. Da keine Häuser abgebrochen 
oder angebaut werden, bleiben die Aussenräume in 
ihrem heutigen Zustand erhalten. Zu den bestehenden 
200 Wohnungen kommen 200 neue hinzu, sodass die 
Genossenschaft künftig 800 Personen beheimatet. Die 
Aufstockung respektiert den Lichteinfallswinkel von 45 
Grad und schafft zusätzliche Wohnungen, ohne die ge-
wachsenen Freiräume zu beeinträchtigen.

Die Verdopplung erfolgt, indem die Genossenschaft „ge-
öffnet“ wird – im baulichen wie im übertragenen Sinn. Alle 
Brüstungsfenster werden zu bodentiefen Fenstern ver-
grössert und die Gebäude um zwei zusätzliche Geschosse 
erweitert. Ergänzt wird eine vorgelagerte Laubengang-
schicht, welche die barrierefreie Erschliessung sicherstellt. 
Dadurch entstehen neue Wohnungstypologien, die unter-
schiedliche Formen von Aussen- und Zwischenräumen 
einbeziehen. Die Genossenschaft wird so nicht nur dichter, 
sondern auch durchlässiger und inklusiver. Das „Öffnen“ 
stärkt die soziale Mischung, fördert Begegnungen und 
macht den Bestand für verschiedene Bewohner*innen-
gruppen langfristig attraktiv.

Bei dieser Strategie werden zwei der drei Riegel am Rhein 
abgebrochen, um Raum für einen Turm mit 38 Geschossen 
und 120 Metern Höhe zu schaffen – vergleichbar mit dem 
Basler Messeturm. Neben rund 200 neuen Genossen-
schaftswohnungen beherbergt der Sockel des Turms 
ein Quartierszentrum. Der kompakte Fussabdruck ist so 
gesetzt, dass sein Schatten überwiegend auf den Rhein 
fällt. Auf der freiwerdenden Fläche entstehen grosszügige 
Freiräume, die für Gemeinschaftsgärten, Spielplätze oder 
einen Tiny Forest genutzt werden können. Der Turm öffnet 
sich sowohl zum Rhein als auch zur Genossenschaft und 
macht preiswertes Wohnen sichtbar als Teil der Basler 
Stadtsilhouette.

„Ersetzen“ knüpft an die in der Schweiz verbreitete Praxis 
des Ersatzneubaus an. Der mittlere Riegel sowie zwei 
Längsriegel werden durch ein langgestrecktes Wohnhaus 
ersetzt, das in seiner Dimension mit dem Genossen-
schaftsturm vergleichbar ist – nur liegend. Neben der 
baulichen Verdichtung schafft dieses grosse Haus einen 
zusammenhängenden, teils überdeckten Aussenraum. Mit 
800 statt bisher 400 Bewohner*innen entsteht genügend 
Dichte, um zusätzliche Infrastrukturen wie ein Quartiers-
zentrum oder eine offene Werkstatt zu betreiben. Fünf der 
ursprünglichen Bauten von Otto Senn bleiben unverän-
dert. Es entsteht eine kontrastreiche Genossenschaft, die 
Verdichtung und Bestand miteinander kombiniert.

Bei „Zentrieren“ wird der mittlere Riegel abgebrochen, 
um Platz für zwei neue Türme und einen zentralen Platz 
zu schaffen, der sämtliche Aussenräume verbindet. 
Gleichzeitig werden sieben Bestandsbauten um zwei 
Geschosse aufgestockt. Der neue Platz bildet das Herz-
stück der Genossenschaft und stärkt die urbane Qualität. 
Die Türme und Aufstockungen ermöglichen nicht nur 
eine bauliche Verdichtung, sondern auch eine grössere 
Vielfalt an Nutzungen – von Café und Gewerbe über ein 
Jugendzentrum bis hin zu neuen Wohnungstypologien. Das 
„Zentrieren“ bringt städtische Elemente in die Genossen-
schaft und schafft eine lebendige Mitte, die Gemeinschaft 
und Durchmischung fördert.

„Verändern“ sieht wie zwei andere Strategien den Abbruch 
des mittleren Riegels vor. Dadurch entsteht eine grüne 
Verbindung vom St. Albanteich bis zum Rhein. Verdichtet 
wird an drei Orten: Jeder Längsriegel erhält vorgelagerte 
Gartentürme von 7x7 Metern, die als Wohnungserwei-
terungen oder Gemeinschaftsräume genutzt werden 
können. Zudem werden alle Gebäude um zwei Geschosse 
aufgestockt. An den Köpfen der Bauten entstehen sechs 
neue Kopfteile mit Wohnungen und öffentlichen Räumen. 
Im Zentrum der Genossenschaft bildet ein grosser Park 
das Herzstück. So entstehen mehr Wohnungen, neue 
Begegnungsräume und eine grüne Vernetzung, die den 
Bestand nachhaltig weiterentwickelt.
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Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Am Beispiel der Wohngenossenschaft Albanrheinweg wird die Strate-
gie „Verdopplung durch innere Verdichtung“ spielerisch getestet. Die 
Grundstü-cke eignen sich dafür, sie haben Ausnutzungsreserven und 
auch eine stärkere Verdichtung über einen Bebauungsplan ist an 
dieser Lage gut möglich. 
Die partizipative Erarbeitung eines Bebauungsplan ermöglicht eine 
bedarfsgerechte Weiterentwicklung. Durch Typologien wie WGs, Hal-
lenwohnen und Arbeiten & Wohnen wird ein vielfältiges Angebot ge-
schaffen. Barrierefreiheit und Durchmischung werden gefördert. Die 
Verdopplung ist etappierbar, der Grünraum bleibt erhalten und wird 
durch Dachgärten ergänzt. Die räumliche Identität der Genossen-
schaft wird gestärkt.
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Um die Verdopplung der Genossenschaft zu realisieren, 
werden sämtliche Gebäude um vier Geschosse auf-
gestockt. Die bestehende Struktur des Quartiers bleibt 
erhalten, gleichzeitig entstehen in den neuen Geschossen 
grössere und vielfältigere Wohntypologien wie etwa 
Maisonettewohnungen. Da keine Häuser abgebrochen 
oder angebaut werden, bleiben die Aussenräume in 
ihrem heutigen Zustand erhalten. Zu den bestehenden 
200 Wohnungen kommen 200 neue hinzu, sodass die 
Genossenschaft künftig 800 Personen beheimatet. Die 
Aufstockung respektiert den Lichteinfallswinkel von 45 
Grad und schafft zusätzliche Wohnungen, ohne die ge-
wachsenen Freiräume zu beeinträchtigen.

Die Verdopplung erfolgt, indem die Genossenschaft „ge-
öffnet“ wird – im baulichen wie im übertragenen Sinn. Alle 
Brüstungsfenster werden zu bodentiefen Fenstern ver-
grössert und die Gebäude um zwei zusätzliche Geschosse 
erweitert. Ergänzt wird eine vorgelagerte Laubengang-
schicht, welche die barrierefreie Erschliessung sicherstellt. 
Dadurch entstehen neue Wohnungstypologien, die unter-
schiedliche Formen von Aussen- und Zwischenräumen 
einbeziehen. Die Genossenschaft wird so nicht nur dichter, 
sondern auch durchlässiger und inklusiver. Das „Öffnen“ 
stärkt die soziale Mischung, fördert Begegnungen und 
macht den Bestand für verschiedene Bewohner*innen-
gruppen langfristig attraktiv.

Bei dieser Strategie werden zwei der drei Riegel am Rhein 
abgebrochen, um Raum für einen Turm mit 38 Geschossen 
und 120 Metern Höhe zu schaffen – vergleichbar mit dem 
Basler Messeturm. Neben rund 200 neuen Genossen-
schaftswohnungen beherbergt der Sockel des Turms 
ein Quartierszentrum. Der kompakte Fussabdruck ist so 
gesetzt, dass sein Schatten überwiegend auf den Rhein 
fällt. Auf der freiwerdenden Fläche entstehen grosszügige 
Freiräume, die für Gemeinschaftsgärten, Spielplätze oder 
einen Tiny Forest genutzt werden können. Der Turm öffnet 
sich sowohl zum Rhein als auch zur Genossenschaft und 
macht preiswertes Wohnen sichtbar als Teil der Basler 
Stadtsilhouette.

„Ersetzen“ knüpft an die in der Schweiz verbreitete Praxis 
des Ersatzneubaus an. Der mittlere Riegel sowie zwei 
Längsriegel werden durch ein langgestrecktes Wohnhaus 
ersetzt, das in seiner Dimension mit dem Genossen-
schaftsturm vergleichbar ist – nur liegend. Neben der 
baulichen Verdichtung schafft dieses grosse Haus einen 
zusammenhängenden, teils überdeckten Aussenraum. Mit 
800 statt bisher 400 Bewohner*innen entsteht genügend 
Dichte, um zusätzliche Infrastrukturen wie ein Quartiers-
zentrum oder eine offene Werkstatt zu betreiben. Fünf der 
ursprünglichen Bauten von Otto Senn bleiben unverän-
dert. Es entsteht eine kontrastreiche Genossenschaft, die 
Verdichtung und Bestand miteinander kombiniert.

Bei „Zentrieren“ wird der mittlere Riegel abgebrochen, 
um Platz für zwei neue Türme und einen zentralen Platz 
zu schaffen, der sämtliche Aussenräume verbindet. 
Gleichzeitig werden sieben Bestandsbauten um zwei 
Geschosse aufgestockt. Der neue Platz bildet das Herz-
stück der Genossenschaft und stärkt die urbane Qualität. 
Die Türme und Aufstockungen ermöglichen nicht nur 
eine bauliche Verdichtung, sondern auch eine grössere 
Vielfalt an Nutzungen – von Café und Gewerbe über ein 
Jugendzentrum bis hin zu neuen Wohnungstypologien. Das 
„Zentrieren“ bringt städtische Elemente in die Genossen-
schaft und schafft eine lebendige Mitte, die Gemeinschaft 
und Durchmischung fördert.

„Verändern“ sieht wie zwei andere Strategien den Abbruch 
des mittleren Riegels vor. Dadurch entsteht eine grüne 
Verbindung vom St. Albanteich bis zum Rhein. Verdichtet 
wird an drei Orten: Jeder Längsriegel erhält vorgelagerte 
Gartentürme von 7x7 Metern, die als Wohnungserwei-
terungen oder Gemeinschaftsräume genutzt werden 
können. Zudem werden alle Gebäude um zwei Geschosse 
aufgestockt. An den Köpfen der Bauten entstehen sechs 
neue Kopfteile mit Wohnungen und öffentlichen Räumen. 
Im Zentrum der Genossenschaft bildet ein grosser Park 
das Herzstück. So entstehen mehr Wohnungen, neue 
Begegnungsräume und eine grüne Vernetzung, die den 
Bestand nachhaltig weiterentwickelt.
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Am Beispiel der Wohngenossenschaft Albanrheinweg wird die Strate-
gie „Verdopplung durch innere Verdichtung“ spielerisch getestet. Die 
Grundstü-cke eignen sich dafür, sie haben Ausnutzungsreserven und 
auch eine stärkere Verdichtung über einen Bebauungsplan ist an 
dieser Lage gut möglich. 
Die partizipative Erarbeitung eines Bebauungsplan ermöglicht eine 
bedarfsgerechte Weiterentwicklung. Durch Typologien wie WGs, Hal-
lenwohnen und Arbeiten & Wohnen wird ein vielfältiges Angebot ge-
schaffen. Barrierefreiheit und Durchmischung werden gefördert. Die 
Verdopplung ist etappierbar, der Grünraum bleibt erhalten und wird 
durch Dachgärten ergänzt. Die räumliche Identität der Genossen-
schaft wird gestärkt.
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Das Projekt Verdoppeln zeigt diese Notwendigkeit auf und macht gleich-
zeitig Vorschläge wie die Genossenschaften strategisch vorgehen können. 
An drei Fallbeispielen werden mögliche Herangehensweisen angedacht. 
Ob dies über Akuise, Kooperatiuon, Neubau oder Verdichtung erfolgt spielt 
keine Rolle.

Aequipe

Eine bestehende Genossenschaft mit 200 Wohnungen und 400 Be-
wohnenden zu verdoppeln ist ein anspruchsvoller Prozess. Um einen 
Einstieg zu gestalten wird daraus ein Kartenspiel gemacht, welches 
in der Genossenschaft oder im Vorstand gespielt werden kann. Es 
soll die spekulative Strategie möglichst niederschwellig für alle 
zugänglich machen und die ersten Schritte konkret ermöglichen.

Aequipe
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Verdoppeln: Albanrheinweg Quartett

Spielanleitung

1. Spielmaterial
Total 36 Karten in einem Set: 
1 Spielanleitung 
1 Spielfazit &  Umsetzung
5 Bestandskarten
6 Strategiekarten 
24 Spielkarten 
 
Jede Spielkarte stellt eine Qualität oder 
ein Szenario zur künftigen Entwicklung 
der Genossenschaft dar. Die Karten 
sind in 6 Strategien unterteilt (je 4 Kar-
ten pro Strategie). Die Strategiekarten 
verdeutlichen die Verdopplungsstrate-
gie und bleiben im Spiel auf der Seite.

2. Spielziel 
Das Spiel lädt Bewohner:innen und 
Interessierte ein, gemeinsam über die 
Zukunft der Genossenschaft nachzu-
denken. 
Ziel ist es, 4 Karten auszuwählen, die 
als besonders wünschenswert und 
richtungsweisend für die Entwicklung 
der Genossenschaft gelten. 

Spielvariante B: 
Der Quartett-Klassiker
Alle Karten werden gemischt und 
gleichmässig an die Mitspielenden 
verteilt. 
Die Spieler:innen fragen reihum nach 
Karten, um Strategien zu vervollständi-
gen (wie im klassischen Quartett). 
Beim Tauschen und Sammeln werden 
die Szenarien miteinander verglichen 
und diskutiert. 
Das Spiel endet, wenn alle Strategien 
gesammelt wurden oder die Gruppe 
beschliesst, über die favorisierten 
Karten zu sprechen.

Spielvariante C: 
Die Schnellauswahl 
Alle Karten werden gemischt und offen 
auf dem Tisch ausgelegt. 
Jede:r Spieler:in wählt heimlich 4 Lieb-
lingskarten. 
Die gewählten Karten werden gesam-
melt und aufgedeckt. 
Karten mit den meisten Stimmen kom-
men in die engere Auswahl. In einer 
zweiten Runde einigt sich die Gruppe 
auf die 4 endgültigen Karten. 4. Spielablauf 

Grundvariante:
Argumentieren & Überzeugen
Die Spielkarten werden wird gemischt. 
Jede:r Spieler:in zieht zu Beginn 4 
Karten aus dem Stapel. 
Reihum legt jede:r eine Karte offen auf 
den Tisch und beschreibt seine Karte 
und probiert die anderen Spieler von 
seiner Karte zu überzeugen. Danach 
wird gemeinsam diskutiert. 
Wenn eine Karte besprochen wurde, 
kommt sie offen in die Mitte. Am Ende 
liegen alle 24 Karten sichtbar aus. 
Nun wählt die Gruppe gemeinsam die 
4 Favoriten. 

5. Ende des Spiels 
Das Spiel endet, sobald die Gruppe 
sich auf 4 Karten geeinigt hat. 
Diese Karten stehen für die Szenarien 
und Qualitäten, die sich die Spieler:in-
nen für die Genossenschaft am meis-
ten wünschen. 

Spielfazit 
Jede Wohnung entscheidet sich am 
Ende der ersten Spielphase für 4 Lieb-
lingskarten. 
Diese Karten werden gesammelt (z. B. 
in einer Abstimmungsbox). 
Aus allen Rückmeldungen entsteht ein 
gemeinsames Bild der bevorzugten 
Entwicklungsstrategien. Dieses Er-
gebnis dient als Grundlage für den 
weiteren partizipativen Prozess und die 
Ausarbeitung eines Studienauftrags 
zur Entwicklung der Genossenschaft.

Verdoppeln: Albanrheinweg Quartett

Spielfazit & Umsetzung

Umsetzung Stufe 1:
Studienauftrag & 
Mitwirkung
Basierend auf den Strategien der Ge-
winnerkarten wird ein Studienauftrag 
zur Verdopplung der Genossenschaft 
beauftragt und ausgearbeitet. Der Stu-
dienauftrag behandelt neben dem Ge-
nossenschaftsleben auch die behörd-
lichen Herausforderungen (Erarbeitung 
Bebauungsplan). Das Resultat des 
Studienauftrags wird zur Grundlage für 
das Mitwirkungsverfahren. Im Rah-
men von Veranstaltungen können die 
Bewohnenden und interessierte neue 
GenossenschafterInnen ihre Anliegen 
und Ideen einbringen.
Nach Abschluss der Mitwirkung wer-
den die Ergebnisse an der Genossen-
schaftsversammlung präsentiert und 
gemeinsam wird der Entscheid zur 
konkreten Weiterentwicklung der Ge-
nossenschaft gefällt. 

Umsetzung Stufe 2:
Bebauungsplan & 400 Neue 
GenossenschafterInnen

In der 3. Runde wird der Studienauf-
trag aufgrund der Ergebnisse der Mit-
wirkung in eine konkrete Planung und 
Bebauungsplan überführt, welche die 
Wünsche und Bedürfnisse der beste-
henden und zukünftigen Bewohnenden 
wiederspiegelt sowie auch eine recht-
liche Grundlage schafft.
Parallel zur Planung werden die Qua-
litäten und Visionen für die künftige 
Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
einem breiteren Publikum gezeigt, um 
400 neue GenossenschafterInnen zu 
finden. 

Meilenstein der dritten Runde: Über-
führung des Entwicklungsprojekts in 
einen Bebauungsplan, welcher inhalt-
lich in der Genossenschaft breit abge-
stüzt ist.
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Wird ein Kreis mit einem 200-m-Radius 
um jede bestehende Genossenschaft ge-
zogen, ist rund die Hälfte der Basler Ge-
meindefläche abgedeckt. Die Nachbar-
schaft und die eigene Parzelle verstehen 
wir als Schlüssel zur zukünftigen Entwick-
lung aller Wohngenossenschaften.

Wohn-Countdown Basel 2050
Die Regierung will bis 2050 den Anteil an 
preisgünstigen Wohnungen von 13 % auf 
25 % steigern. Aufgrund des Bevölke-
rungswachstums werden bis 2050 rund 
12.000 Wohnungen geschaffen. Selbst 
wenn alle diese Wohnungen preisgüns-
tig wären, fehlen 4.000 Wohnungen, um 
die Ziele zu erreichen. Mit dem Neubau 
ist es folglich nicht getan. Strategien und 
Projekte zum Spekulationsentzug, Ver-
dichtung im Bestand sowie Umnutzungen 
werden ins Zentrum gerückt.
Heute gibt es in Basel 16.000 preis-
günstige Wohnungen, bis 2050 sollen es 
32.000 sein – eine Verdopplung bis 2050, 
der Countdown läuft!

Wohngenossenschaften verdoppeln!
Die Lösung liegt in den schon heute be-
stehenden Genossenschaften. In und um 
Basel gibt es davon über 200. Der Genos-
senschaftsverband soll seine Mitglieder 
aktiv unterstützen, sich bis 2050 zu ver-
doppeln.
Wird im Sinne der „10-Minuten-Stadt“ ein 
Kreis mit einem 200 m-Radius um jede 
bestehende Genossenschaft gezogen, 
ist rund die Hälfte der Basler Gemeinde-
fläche abgedeckt. Das Potenzial liegt auf 
den eigenen Grundstücken und in der 
Nachbarschaft. In der Verdopplung kön-
nen sämtliche Themen zur Weiterentwick-
lung jeder Genossenschaft spezifisch, z. 
B. mit partizipativen Workshops, ange-
gangen werden.
Die nachbarschaftlichen Netzwerke der 
Bewohnenden und der Genossenschaften 
sollen aktiviert werden. Die bestehenden 
Liegenschaften sind zum großen Teil ab-
bezahlt und können für die Verdopplung 
belehnt werden. Das Kapital ist vorhan-
den.

Am Beispiel der Wohngenossenschaft 
Albanrheinweg wird die Strategie „Ver-
dopplung durch innere Verdichtung“ um-
gesetzt. Die Grundstücke eignen sich für 
eine zweigeschossige Aufstockung und 
Aufdickung, unter Berücksichtigung einer 
massvollen Verdichtung und des Lichtein-
fallswinkels. Die partizipative Erarbeitung 
eines Bebauungsplan ermöglicht eine be-
darfsgerechte Weiterentwicklung. Durch 
Typologien wie WGs, Hallenwohnen und 
Arbeiten & Wohnen wird ein vielfältiges 
Angebot geschaffen. Barrierefreiheit und 
Durchmischung werden gefördert. Die 
Verdopplung ist etappierbar, der Grün-
raum bleibt erhalten und wird durch 
Dachgärten ergänzt. Die räumliche Iden-
tität der Genossenschaft wird gestärkt.

Albanrheinweg  :  
Durch Innere Verdichtung

Die 1943 gegründete Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
(WGA) umfasst acht Wohngebäude mit insgesamt 200 
Wohnungen, ergänzt durch grosszügige Grünanlagen mit 
altem Baumbestand. Erste Bezüge erfolgten 1944–48, 
seither wurden die Häuser laufend saniert und instand 
gestellt. Zwei Tiefgaragen bieten rund 90 Stellplätze und 
sind seit 2023 mit Ladeinfrastruktur für E-Mobilität aus-
gestattet. Die Verwaltung wird im Nebenamt von Genos-
senschaftsmitgliedern übernommen. Im Jahr 2023 feierte 
die WGA ihr 80-jähriges Bestehen. Heute stellen sich neue 
Herausforderungen: Die Wohnungen sind nicht barrierefrei 
erschlossen, der Schallschutz ist unzureichend, grössere 
Wohnungen fehlen und Familien müssen die Genossen-
schaft oft verlassen. Künftige Entwicklungen sollen die 
soziale Mischung sichern, den Verbleib von Familien 
ermöglichen und durch bauliche Verdichtung neue Pers-
pektiven eröffnen.

Um die Verdopplung der Genossenschaft zu realisieren, 
werden sämtliche Gebäude um vier Geschosse auf-
gestockt. Die bestehende Struktur des Quartiers bleibt 
erhalten, gleichzeitig entstehen in den neuen Geschos-
sen grössere und vielfältigere Wohntypologien wie etwa 
Maisonettewohnungen. Da keine Häuser abgebrochen 
oder angebaut werden, bleiben die Aussenräume in ihrem 
heutigen Zustand erhalten. Zu den bestehenden 200 
Wohnungen kommen 200 neue hinzu, sodass die Genos-
senschaft künftig 800 Personen beheimatet. Die Aufsto-
ckung respektiert den Lichteinfallswinkel von 45 Grad und 
schafft zusätzliche Wohnungen, ohne die gewachsenen 
Freiräume zu beeinträchtigen.

Die Verdopplung erfolgt, indem die Genossenschaft „ge-
öffnet“ wird – im baulichen wie im übertragenen Sinn. Alle 
Brüstungsfenster werden zu bodentiefen Fenstern ver-
grössert und die Gebäude um zwei zusätzliche Geschosse 
erweitert. Ergänzt wird eine vorgelagerte Laubengang-
schicht, welche die barrierefreie Erschliessung sicherstellt. 
Dadurch entstehen neue Wohnungstypologien, die unter-
schiedliche Formen von Aussen- und Zwischenräumen 
einbeziehen. Die Genossenschaft wird so nicht nur dichter, 
sondern auch durchlässiger und inklusiver. Das „Öffnen“ 
stärkt die soziale Mischung, fördert Begegnungen und 
macht den Bestand für verschiedene Bewohner*innen-
gruppen langfristig attraktiv.

Bei dieser Strategie werden zwei der drei Riegel am Rhein 
abgebrochen, um Raum für einen Turm mit 38 Geschossen 
und 120 Metern Höhe zu schaffen – vergleichbar mit dem 
Basler Messeturm. Neben rund 200 neuen Genossen-
schaftswohnungen beherbergt der Sockel des Turms 
ein Quartierszentrum. Der kompakte Fussabdruck ist so 
gesetzt, dass sein Schatten überwiegend auf den Rhein 
fällt. Auf der freiwerdenden Fläche entstehen grosszügige 
Freiräume, die für Gemeinschaftsgärten, Spielplätze oder 
einen Tiny Forest genutzt werden können. Der Turm öffnet 
sich sowohl zum Rhein als auch zur Genossenschaft und 
macht preiswertes Wohnen sichtbar als Teil der Basler 
Stadtsilhouette.

„Ersetzen“ knüpft an die in der Schweiz verbreitete Praxis 
des Ersatzneubaus an. Der mittlere Riegel sowie zwei 
Längsriegel werden durch ein langgestrecktes Wohnhaus 
ersetzt, das in seiner Dimension mit dem Genossen-
schaftsturm vergleichbar ist – nur liegend. Neben der 
baulichen Verdichtung schafft dieses grosse Haus einen 
zusammenhängenden, teils überdeckten Aussenraum. Mit 
800 statt bisher 400 Bewohner*innen entsteht genügend 
Dichte, um zusätzliche Infrastrukturen wie ein Quartiers-
zentrum oder eine offene Werkstatt zu betreiben. Fünf der 
ursprünglichen Bauten von Otto Senn bleiben unverän-
dert. Es entsteht eine kontrastreiche Genossenschaft, die 
Verdichtung und Bestand miteinander kombiniert.

Bei „Zentrieren“ wird der mittlere Riegel abgebrochen, 
um Platz für zwei neue Türme und einen zentralen Platz zu 
schaffen, der sämtliche Aussenräume verbindet. Gleich-
zeitig werden sieben Bestandsbauten um zwei Geschosse 
aufgestockt. Der neue Platz bildet das Herzstück der 
Genossenschaft und stärkt die urbane Qualität. Die Türme 
und Aufstockungen ermöglichen nicht nur eine bauliche 
Verdichtung, sondern auch eine grössere Vielfalt an Nut-
zungen – von Café und Gewerbe über ein Jugendzentrum 
bis hin zu neuen Wohnungstypologien. Das „Zentrieren“ 
bringt städtische Elemente in die Genossenschaft und 
schafft eine lebendige Mitte, die Gemeinschaft und Durch-
mischung fördert.

„Verändern“ sieht wie zwei andere Strategien den Abbruch 
des mittleren Riegels vor. Dadurch entsteht eine grüne 
Verbindung vom St. Albanteich bis zum Rhein. Verdichtet 
wird an drei Orten: Jeder Längsriegel erhält vorgelagerte 
Gartentürme von 7x7 Metern, die als Wohnungserwei-
terungen oder Gemeinschaftsräume genutzt werden 
können. Zudem werden alle Gebäude um zwei Geschosse 
aufgestockt. An den Köpfen der Bauten entstehen sechs 
neue Kopfteile mit Wohnungen und öffentlichen Räumen. 
Im Zentrum der Genossenschaft bildet ein grosser Park 
das Herzstück. So entstehen mehr Wohnungen, neue 
Begegnungsräume und eine grüne Vernetzung, die den 
Bestand nachhaltig weiterentwickelt.

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Bestandeskarte

Alle 6 Verdopplungs-Strategien erhöhen die Wohnungszahl von 200 
auf rund 400 Wohnungen. Anhand von Bildern in einem Quartettspiel 
werden Situationen und Qualitäten gezeigt welche entstehen können 
durch die jeweilige Verdopplungs-Strategie. Es soll den Bewohnenden 
und auch neuen Interessierten Lust machen, sich auf die Veränderung 
einzulassen, Qualitäten zu diskutieren und mitzuwirken.
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Verdoppeln: Albanrheinweg Quartett

Spielanleitung

1. Spielmaterial
Total 36 Karten in einem Set: 
1 Spielanleitung 
1 Spielfazit &  Umsetzung
5 Bestandskarten
6 Strategiekarten 
24 Spielkarten 
 
Jede Spielkarte stellt eine Qualität oder 
ein Szenario zur künftigen Entwicklung 
der Genossenschaft dar. Die Karten 
sind in 6 Strategien unterteilt (je 4 Kar-
ten pro Strategie). Die Strategiekarten 
verdeutlichen die Verdopplungsstrate-
gie und bleiben im Spiel auf der Seite.

2. Spielziel 
Das Spiel lädt Bewohner:innen und 
Interessierte ein, gemeinsam über die 
Zukunft der Genossenschaft nachzu-
denken. 
Ziel ist es, 4 Karten auszuwählen, die 
als besonders wünschenswert und 
richtungsweisend für die Entwicklung 
der Genossenschaft gelten. 

Spielvariante B: 
Der Quartett-Klassiker
Alle Karten werden gemischt und 
gleichmässig an die Mitspielenden 
verteilt. 
Die Spieler:innen fragen reihum nach 
Karten, um Strategien zu vervollständi-
gen (wie im klassischen Quartett). 
Beim Tauschen und Sammeln werden 
die Szenarien miteinander verglichen 
und diskutiert. 
Das Spiel endet, wenn alle Strategien 
gesammelt wurden oder die Gruppe 
beschliesst, über die favorisierten 
Karten zu sprechen.

Spielvariante C: 
Die Schnellauswahl 
Alle Karten werden gemischt und offen 
auf dem Tisch ausgelegt. 
Jede:r Spieler:in wählt heimlich 4 Lieb-
lingskarten. 
Die gewählten Karten werden gesam-
melt und aufgedeckt. 
Karten mit den meisten Stimmen kom-
men in die engere Auswahl. In einer 
zweiten Runde einigt sich die Gruppe 
auf die 4 endgültigen Karten. 4. Spielablauf 

Grundvariante:
Argumentieren & Überzeugen
Die Spielkarten werden wird gemischt. 
Jede:r Spieler:in zieht zu Beginn 4 
Karten aus dem Stapel. 
Reihum legt jede:r eine Karte offen auf 
den Tisch und beschreibt seine Karte 
und probiert die anderen Spieler von 
seiner Karte zu überzeugen. Danach 
wird gemeinsam diskutiert. 
Wenn eine Karte besprochen wurde, 
kommt sie offen in die Mitte. Am Ende 
liegen alle 24 Karten sichtbar aus. 
Nun wählt die Gruppe gemeinsam die 
4 Favoriten. 

5. Ende des Spiels 
Das Spiel endet, sobald die Gruppe 
sich auf 4 Karten geeinigt hat. 
Diese Karten stehen für die Szenarien 
und Qualitäten, die sich die Spieler:in-
nen für die Genossenschaft am meis-
ten wünschen. 

Spielfazit 
Jede Wohnung entscheidet sich am 
Ende der ersten Spielphase für 4 Lieb-
lingskarten. 
Diese Karten werden gesammelt (z. B. 
in einer Abstimmungsbox). 
Aus allen Rückmeldungen entsteht ein 
gemeinsames Bild der bevorzugten 
Entwicklungsstrategien. Dieses Er-
gebnis dient als Grundlage für den 
weiteren partizipativen Prozess und die 
Ausarbeitung eines Studienauftrags 
zur Entwicklung der Genossenschaft.

Verdoppeln: Albanrheinweg Quartett

Spielfazit & Umsetzung

Umsetzung Stufe 1:
Studienauftrag & 
Mitwirkung
Basierend auf den Strategien der Ge-
winnerkarten wird ein Studienauftrag 
zur Verdopplung der Genossenschaft 
beauftragt und ausgearbeitet. Der Stu-
dienauftrag behandelt neben dem Ge-
nossenschaftsleben auch die behörd-
lichen Herausforderungen (Erarbeitung 
Bebauungsplan). Das Resultat des 
Studienauftrags wird zur Grundlage für 
das Mitwirkungsverfahren. Im Rah-
men von Veranstaltungen können die 
Bewohnenden und interessierte neue 
GenossenschafterInnen ihre Anliegen 
und Ideen einbringen.
Nach Abschluss der Mitwirkung wer-
den die Ergebnisse an der Genossen-
schaftsversammlung präsentiert und 
gemeinsam wird der Entscheid zur 
konkreten Weiterentwicklung der Ge-
nossenschaft gefällt. 

Umsetzung Stufe 2:
Bebauungsplan & 400 Neue 
GenossenschafterInnen

In der 3. Runde wird der Studienauf-
trag aufgrund der Ergebnisse der Mit-
wirkung in eine konkrete Planung und 
Bebauungsplan überführt, welche die 
Wünsche und Bedürfnisse der beste-
henden und zukünftigen Bewohnenden 
wiederspiegelt sowie auch eine recht-
liche Grundlage schafft.
Parallel zur Planung werden die Qua-
litäten und Visionen für die künftige 
Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
einem breiteren Publikum gezeigt, um 
400 neue GenossenschafterInnen zu 
finden. 

Meilenstein der dritten Runde: Über-
führung des Entwicklungsprojekts in 
einen Bebauungsplan, welcher inhalt-
lich in der Genossenschaft breit abge-
stüzt ist.

BestandBestandeskarte

Bestand   
 

bewahrenStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2

0m2

20‘200m2

40‘400m2

x2.00

20‘200m2

öffnenStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2

0m2

19‘950m2

40‘150m2

x2.00

markierenStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2
4‘220m2

23‘400m2
39‘380m2

x1.95

ersetzenStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2
8‘680m2

22‘000m2
33‘520m2

x1.66

zentrierenStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2
3‘580m2

23‘160m2
39‘780m2

x1.97

verändernStrategiekarte

Bestand  
Abbruch  
Neubau  
Gesamt   
Verdopplung 

20‘200m2
3‘580m2

23‘560m2
40‘180m2

x2.00

Basis Karte © Courvoisier Stadtentwicklung GmbH

Wird ein Kreis mit einem 200-m-Radius 
um jede bestehende Genossenschaft ge-
zogen, ist rund die Hälfte der Basler Ge-
meindefläche abgedeckt. Die Nachbar-
schaft und die eigene Parzelle verstehen 
wir als Schlüssel zur zukünftigen Entwick-
lung aller Wohngenossenschaften.

Wohn-Countdown Basel 2050
Die Regierung will bis 2050 den Anteil an 
preisgünstigen Wohnungen von 13 % auf 
25 % steigern. Aufgrund des Bevölke-
rungswachstums werden bis 2050 rund 
12.000 Wohnungen geschaffen. Selbst 
wenn alle diese Wohnungen preisgüns-
tig wären, fehlen 4.000 Wohnungen, um 
die Ziele zu erreichen. Mit dem Neubau 
ist es folglich nicht getan. Strategien und 
Projekte zum Spekulationsentzug, Ver-
dichtung im Bestand sowie Umnutzungen 
werden ins Zentrum gerückt.
Heute gibt es in Basel 16.000 preis-
günstige Wohnungen, bis 2050 sollen es 
32.000 sein – eine Verdopplung bis 2050, 
der Countdown läuft!

Wohngenossenschaften verdoppeln!
Die Lösung liegt in den schon heute be-
stehenden Genossenschaften. In und um 
Basel gibt es davon über 200. Der Genos-
senschaftsverband soll seine Mitglieder 
aktiv unterstützen, sich bis 2050 zu ver-
doppeln.
Wird im Sinne der „10-Minuten-Stadt“ ein 
Kreis mit einem 200 m-Radius um jede 
bestehende Genossenschaft gezogen, 
ist rund die Hälfte der Basler Gemeinde-
fläche abgedeckt. Das Potenzial liegt auf 
den eigenen Grundstücken und in der 
Nachbarschaft. In der Verdopplung kön-
nen sämtliche Themen zur Weiterentwick-
lung jeder Genossenschaft spezifisch, z. 
B. mit partizipativen Workshops, ange-
gangen werden.
Die nachbarschaftlichen Netzwerke der 
Bewohnenden und der Genossenschaften 
sollen aktiviert werden. Die bestehenden 
Liegenschaften sind zum großen Teil ab-
bezahlt und können für die Verdopplung 
belehnt werden. Das Kapital ist vorhan-
den.

Am Beispiel der Wohngenossenschaft 
Albanrheinweg wird die Strategie „Ver-
dopplung durch innere Verdichtung“ um-
gesetzt. Die Grundstücke eignen sich für 
eine zweigeschossige Aufstockung und 
Aufdickung, unter Berücksichtigung einer 
massvollen Verdichtung und des Lichtein-
fallswinkels. Die partizipative Erarbeitung 
eines Bebauungsplan ermöglicht eine be-
darfsgerechte Weiterentwicklung. Durch 
Typologien wie WGs, Hallenwohnen und 
Arbeiten & Wohnen wird ein vielfältiges 
Angebot geschaffen. Barrierefreiheit und 
Durchmischung werden gefördert. Die 
Verdopplung ist etappierbar, der Grün-
raum bleibt erhalten und wird durch 
Dachgärten ergänzt. Die räumliche Iden-
tität der Genossenschaft wird gestärkt.

Albanrheinweg  :  
Durch Innere Verdichtung

Die 1943 gegründete Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
(WGA) umfasst acht Wohngebäude mit insgesamt 200 
Wohnungen, ergänzt durch grosszügige Grünanlagen mit 
altem Baumbestand. Erste Bezüge erfolgten 1944–48, 
seither wurden die Häuser laufend saniert und instand 
gestellt. Zwei Tiefgaragen bieten rund 90 Stellplätze und 
sind seit 2023 mit Ladeinfrastruktur für E-Mobilität aus-
gestattet. Die Verwaltung wird im Nebenamt von Genos-
senschaftsmitgliedern übernommen. Im Jahr 2023 feierte 
die WGA ihr 80-jähriges Bestehen. Heute stellen sich neue 
Herausforderungen: Die Wohnungen sind nicht barrierefrei 
erschlossen, der Schallschutz ist unzureichend, grössere 
Wohnungen fehlen und Familien müssen die Genossen-
schaft oft verlassen. Künftige Entwicklungen sollen die 
soziale Mischung sichern, den Verbleib von Familien 
ermöglichen und durch bauliche Verdichtung neue Pers-
pektiven eröffnen.

Um die Verdopplung der Genossenschaft zu realisieren, 
werden sämtliche Gebäude um vier Geschosse auf-
gestockt. Die bestehende Struktur des Quartiers bleibt 
erhalten, gleichzeitig entstehen in den neuen Geschos-
sen grössere und vielfältigere Wohntypologien wie etwa 
Maisonettewohnungen. Da keine Häuser abgebrochen 
oder angebaut werden, bleiben die Aussenräume in ihrem 
heutigen Zustand erhalten. Zu den bestehenden 200 
Wohnungen kommen 200 neue hinzu, sodass die Genos-
senschaft künftig 800 Personen beheimatet. Die Aufsto-
ckung respektiert den Lichteinfallswinkel von 45 Grad und 
schafft zusätzliche Wohnungen, ohne die gewachsenen 
Freiräume zu beeinträchtigen.

Die Verdopplung erfolgt, indem die Genossenschaft „ge-
öffnet“ wird – im baulichen wie im übertragenen Sinn. Alle 
Brüstungsfenster werden zu bodentiefen Fenstern ver-
grössert und die Gebäude um zwei zusätzliche Geschosse 
erweitert. Ergänzt wird eine vorgelagerte Laubengang-
schicht, welche die barrierefreie Erschliessung sicherstellt. 
Dadurch entstehen neue Wohnungstypologien, die unter-
schiedliche Formen von Aussen- und Zwischenräumen 
einbeziehen. Die Genossenschaft wird so nicht nur dichter, 
sondern auch durchlässiger und inklusiver. Das „Öffnen“ 
stärkt die soziale Mischung, fördert Begegnungen und 
macht den Bestand für verschiedene Bewohner*innen-
gruppen langfristig attraktiv.

Bei dieser Strategie werden zwei der drei Riegel am Rhein 
abgebrochen, um Raum für einen Turm mit 38 Geschossen 
und 120 Metern Höhe zu schaffen – vergleichbar mit dem 
Basler Messeturm. Neben rund 200 neuen Genossen-
schaftswohnungen beherbergt der Sockel des Turms 
ein Quartierszentrum. Der kompakte Fussabdruck ist so 
gesetzt, dass sein Schatten überwiegend auf den Rhein 
fällt. Auf der freiwerdenden Fläche entstehen grosszügige 
Freiräume, die für Gemeinschaftsgärten, Spielplätze oder 
einen Tiny Forest genutzt werden können. Der Turm öffnet 
sich sowohl zum Rhein als auch zur Genossenschaft und 
macht preiswertes Wohnen sichtbar als Teil der Basler 
Stadtsilhouette.

„Ersetzen“ knüpft an die in der Schweiz verbreitete Praxis 
des Ersatzneubaus an. Der mittlere Riegel sowie zwei 
Längsriegel werden durch ein langgestrecktes Wohnhaus 
ersetzt, das in seiner Dimension mit dem Genossen-
schaftsturm vergleichbar ist – nur liegend. Neben der 
baulichen Verdichtung schafft dieses grosse Haus einen 
zusammenhängenden, teils überdeckten Aussenraum. Mit 
800 statt bisher 400 Bewohner*innen entsteht genügend 
Dichte, um zusätzliche Infrastrukturen wie ein Quartiers-
zentrum oder eine offene Werkstatt zu betreiben. Fünf der 
ursprünglichen Bauten von Otto Senn bleiben unverän-
dert. Es entsteht eine kontrastreiche Genossenschaft, die 
Verdichtung und Bestand miteinander kombiniert.

Bei „Zentrieren“ wird der mittlere Riegel abgebrochen, 
um Platz für zwei neue Türme und einen zentralen Platz zu 
schaffen, der sämtliche Aussenräume verbindet. Gleich-
zeitig werden sieben Bestandsbauten um zwei Geschosse 
aufgestockt. Der neue Platz bildet das Herzstück der 
Genossenschaft und stärkt die urbane Qualität. Die Türme 
und Aufstockungen ermöglichen nicht nur eine bauliche 
Verdichtung, sondern auch eine grössere Vielfalt an Nut-
zungen – von Café und Gewerbe über ein Jugendzentrum 
bis hin zu neuen Wohnungstypologien. Das „Zentrieren“ 
bringt städtische Elemente in die Genossenschaft und 
schafft eine lebendige Mitte, die Gemeinschaft und Durch-
mischung fördert.

„Verändern“ sieht wie zwei andere Strategien den Abbruch 
des mittleren Riegels vor. Dadurch entsteht eine grüne 
Verbindung vom St. Albanteich bis zum Rhein. Verdichtet 
wird an drei Orten: Jeder Längsriegel erhält vorgelagerte 
Gartentürme von 7x7 Metern, die als Wohnungserwei-
terungen oder Gemeinschaftsräume genutzt werden 
können. Zudem werden alle Gebäude um zwei Geschosse 
aufgestockt. An den Köpfen der Bauten entstehen sechs 
neue Kopfteile mit Wohnungen und öffentlichen Räumen. 
Im Zentrum der Genossenschaft bildet ein grosser Park 
das Herzstück. So entstehen mehr Wohnungen, neue 
Begegnungsräume und eine grüne Vernetzung, die den 
Bestand nachhaltig weiterentwickelt.

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Strategiekarte

Bestandeskarte

Alle 6 Verdopplungs-Strategien erhöhen die Wohnungszahl von 200 
auf rund 400 Wohnungen. Anhand von Bildern in einem Quartettspiel 
werden Situationen und Qualitäten gezeigt welche entstehen können 
durch die jeweilige Verdopplungs-Strategie. Es soll den Bewohnenden 
und auch neuen Interessierten Lust machen, sich auf die Veränderung 
einzulassen, Qualitäten zu diskutieren und mitzuwirken.
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gumball.agency
«Pioniere für neue Formen  
der Genossenschaftlichkeit»

Ausgehend von einer Analyse der Genossenschaftssta-
tuten wird ein konkreter Vorschlag zur Weiterentwicklung 
der Bestandsbauten inkl. Zeitrahmen entwickelt. Der erste 
Schritt ist eine Aussichtsplattform mit Blick auf den Rhein 
für alle, die sich am Prozess beteiligen. Der Exo-Skelett-
Ansatz lässt es zu, die Bestandsbauten zu schonen und 
gleichzeitig vorhandene Defizite zu beseitigen und Auf-
stockungen zur ermöglichen. Präsentiert wird ein bereits 
recht ausgetüftelter Beitrag.

Key points

• 	 Die Auseinandersetzung mit dem Bestand kann 	
	 vertieft werden 

• 	 Was sind die Qualitäten des Vorhandenen? Wie 	
	 gehen wir um mit dem Bestand 

• 	 Die Spuren der Vergangenheit sollen lesbar bleiben 

• 	 Positive Visionen sind wichtig: Was möchten wir 	
	 alle zusammen erreichen? 

• 	 Auffächerung und Update der Statuten ist guter 	
	 Ausgangspunkt 

• 	 Was passiert mit den Menschen in den bestehen	
	 den Wohnungen? 

• 	 Plattform zum Rhein ist ein lustvoller Auftakt 

• 	 2046 ist realistischer Zeithorizont  
	 --> 100 Jahre Jubiläum 

• 	 Schafft potenziell ein Überangebot an Balkonen, 	
	 Terrassen und an gemeinschaftlichen Räumen

Fallbeispiel:  
WG St. Alban-
rheinweg – size L
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 
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senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
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g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
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h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
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selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
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der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
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3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
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1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-

satz 

Höhe der Einlage 
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Rechnungswesen   
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Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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Reservefonds, Grund-

satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-

genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 

- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 

- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 
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Firma 
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Sitz 
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3  Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-

mungen:  
Verwaltung / Verwen-

dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-

tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 

e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

11
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  

a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-

versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5  Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6  Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-

versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5  Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6  Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 

der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 

Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 

der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 

Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 
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Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.

c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;

b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes

1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 

der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;

b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 
Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

8

Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 

7

e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 

Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 
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Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Liquidations-
überschuss 
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dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
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OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
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Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 
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Überblick 
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Generalversammlung   
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Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
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Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
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nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
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Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
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wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
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c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
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d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 

14

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 
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Eheschutz 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
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sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 
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stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 
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4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
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drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.
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Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
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3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 

18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 

18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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Grundsatz 

Organisations-
reglement 
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1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 
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1. Firma und Sitz  
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Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 
Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 

18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
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Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

8

Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 

7

e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 

Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 
jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-
che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-
spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 
die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-
tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-
nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-
worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 
zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-
tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-
niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-
triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-
rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 
des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-
hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-
lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 
enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –
663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 
Eigentumsvorbehalt; 

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 
d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 
den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-
steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 
günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 
j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 
l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-
breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 
jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.
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Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-
che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-
spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 
die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-
tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-
nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-
worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 
zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-
tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-
niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-
triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-
rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 
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des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-
hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-
lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 
enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –
663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 
Eigentumsvorbehalt; 

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 
d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 
den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-
steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 
günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 
j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 
l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-
breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 
Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-
sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 
Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-
mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 
und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 
sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-
tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 
Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 
aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-
schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 
schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 
solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-
rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-
tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 
beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 
verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-
trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-
letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-
versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-
schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 
welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-
liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 
Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-
dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-
führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 
Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 
einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 
Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-
dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-
lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 
aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 
wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-
dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-
ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 
abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 
zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 
Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 
ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 
ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-
lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 
besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 
und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 
wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 
Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 
Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

3

1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 
eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-
senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-
fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-
günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-
strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-
dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-
antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:
a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 
c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 
werden können. 

e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 
Kostenmiete. 

f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 
g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-
winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-
nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 
Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 
zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 
Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-
schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 
ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 
in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 
nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 
den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 
Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-
schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-
geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 
Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 
die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-
führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-
nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-
nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 
Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 
einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 
des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 
einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-
nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 
von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 
Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 
sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 
- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-
schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 
a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 
vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 
verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-
onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 
OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 
Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-
lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-
che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 
nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 
Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 
b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 
c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 
d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 
Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 
b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 
c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 
d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 
f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 
h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-
mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-
nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 
Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-
schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 
dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-
vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 
er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 
Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 
der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 
a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-
cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-
belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 
d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 
zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 
zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 
acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-
bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 
diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 
Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-
glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 
einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-
halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-
hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-
hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 
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Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 
ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 
1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
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Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 
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gung 
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rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
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2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 
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1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 
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Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 
ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 
1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 
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Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-
gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-
gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-
stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-
keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;
c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-
grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-
heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 
und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 
auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 
Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 
dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-
se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 
Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-
me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-
der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 
verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 
kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 
Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-
glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 
Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 
Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 
Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 
Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 
Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 
Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 
Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-
gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-
heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 
junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-
dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 
16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-
sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;
c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-
angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-
kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 
der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-
lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 
ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 
der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-
autonomie und Ressourcenschonung an.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-
voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;
b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 
einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-
raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-
cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.
3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 
den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-
gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 
Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 
zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 
die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 
eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 
Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 
Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-
assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 
Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-
wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 
die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 
verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-
men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-
schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
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Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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Verzicht 
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Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  
2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   
Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 
2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 
3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 
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Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   
Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 
2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 
3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 
4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 
2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

17
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4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 
2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:
a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 
c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 
3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 
3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   
2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 
b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 
c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 
d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 
b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 
c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 
k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 
2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 
3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  
2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 
a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.
3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.
3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 
3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 
3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-
gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-
gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-
stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-
keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;
c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-
grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-
heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 
und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 
auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 
Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 
dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-
se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 
Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-
me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-
der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 
verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 
kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 
Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-
glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 
Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 
Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 
Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 
Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 
Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 
Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 
Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-
gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-
heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 
junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-
dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 
16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-
sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;
c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-
angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-
kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 
der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-
lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei 
ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 
der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-
autonomie und Ressourcenschonung an.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-
voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;
b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 
einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-
raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-
cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.
3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 
den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-
gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 
Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 
zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 
die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 
eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 
Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 
Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-
assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 
Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-
wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 
die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 
verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-
men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-
schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
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Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Entscheide 

Unvereinbarkeit 
18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 
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Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 
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Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 
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OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  
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Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
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dung 

Weitere Fonds 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
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Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

3

1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
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vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 
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lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
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Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 
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b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
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Überblick 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
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durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
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ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 
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1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
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Grundsatz 

Organisations-
reglement 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 
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2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-
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3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 
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Verzicht 

Ausnahme 
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Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
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Prüfung 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

17
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
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Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Rechnungswesen   
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Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 

3

1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 

11

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 

14

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

15

2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 
jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 
Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-
spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile.  
2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 
die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-
tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-
nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-
worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 
zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-
tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-
niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-
triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-
rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 
Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 
des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche Haftung und Nach-schusspflicht 
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Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-
hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-
lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 
enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –
663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 
verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 
Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 
mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-
senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-
tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 
und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 
den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-
steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 
günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 
übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-
stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-
breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 
Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-
sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 
Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-
mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 
und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 
sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-
tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 
Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 
aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-
schluss zu geben. 
2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 
schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 
solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-
rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-
tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 
beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 
verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-
trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-
letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-
versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-
schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 
welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-
liegenden Pflichten verursachen. 
4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 
Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-
dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-
führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 
Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 
Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 
einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 
Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-
dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-
lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 
aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-
dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-
ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 
abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 
zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 
Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 
ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 
ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-
lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 
besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 
und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 
wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 
Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 
Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 
eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-
senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-
fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-
günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-
strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-
dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-
antwortung und gegenseitiger Solidarität. 
2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 
der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 
nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 
werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 
Kostenmiete. f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 
preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-
nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 
Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 
zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 
Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-
schaft beitreten. 
3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 
ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 
in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 
nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 
den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 
Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-
schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-
geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 
Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 
die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-
führung gedeckt sein. 
5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-
nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-
nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 
Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 
einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 
des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 
einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-
nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 
von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 
Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 
sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 
- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-
schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 

3
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Firma 
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Sitz 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 
a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 
vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 
verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-
onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 
OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 
Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-
lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
festgelegt wird.   
2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-
che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 
nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 
a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 
Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 
Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-
se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 
und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 
Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-
nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 
Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über Anträge 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 
a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 
Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 
Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-
se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 
und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 
Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-
nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 
Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über Anträge 
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Bekanntmachungen 
Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-
nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 
Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-
schreibt. 
2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 
3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ Zeitpunkt 

Einschränkung 
Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 
dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-
vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 
er den Nachweis erbringen.  
2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 
Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 
der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 5 vorliegt. c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-
cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-
belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 
d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 
zwei übersteigt. 

Gründe 

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 
3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ Zeitpunkt 

Einschränkung 
Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
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der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 
zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 
acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-
bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 
diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 
Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-
glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 
einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 
2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-
men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-
resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 
Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 
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gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-reglement 
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einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;

b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.

2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfondsf) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.

d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 
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Betrag 

Auszahlung 
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Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
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des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 
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schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
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zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 

16

2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 

Statuten
Update
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 

9

3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
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Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
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Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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Reservefonds, Grund-

satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
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Freiwillige Anteile 

Zertifikate 
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Grundsatz 
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Verrechnung 

Haftung 
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Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-

genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 

- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 

- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3  Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-

mungen:  
Verwaltung / Verwen-

dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-

tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 

e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  

a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-

versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5  Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6  Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-

versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5  Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6  Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 

der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 

Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 

der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 

Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-

den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.

c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;

b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes

1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 

der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;

b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 
Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
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3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
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Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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kapital 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 
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Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 
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1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 

Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Prüfung 

Prüfungsbericht 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Generalversammlung   
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 
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Firma 
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2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
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Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

11

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

19

Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Unvereinbarkeit 
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Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 

           Wohngenossenschaft

Albanrheinweg

Statuten
der 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

2

Inhaltsverzeichnis 

1. FIRMA UND SITZ ..........................................................................
...................................................................... 3 

ART. 1 FIRMA..........................................................................
..........................................................................

. 3 

ART. 2 SITZ ..........................................................................
..........................................................................

... 3 

2. ZWECK, MITTEL UND GRUNDSÄTZE..........................................................................
..................................... 3 

ART. 3 ZWECK UND MITTEL ..........................................................................
....................................................... 3 

ART. 4 GRUNDSÄTZE ZUR VERMIETUNG..........................................................................
...................................... 4 

ART. 5 UNVERKÄUFLICHKEIT DER GRUNDSTÜCKE, HÄUSER UND WOHNUNGEN ......................................................... 5 

3. MITGLIEDSCHAFT: ERWERB, VERLUST UND PFLICHTEN ..........................................................................
.. 5 

ART. 6 ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT..........................................................................
....................................... 5 

ART. 7 ERLÖSCHEN DER MITGLIEDSCHAFT..........................................................................
.................................. 5 

ART. 8 AUSTRITT..........................................................................
...................................................................... 6 

ART. 9 TOD ..........................................................................
..........................................................................

... 6 

ART. 10  AUSSCHLUSS ..........................................................................
................................................................. 6 

ART. 11  EHESCHUTZ, EHESCHEIDUNG, EHETRENNUNG, AUFLÖSUNG DER EINGETRAGENEN PARTNERSCHAFT ................ 7 

ART. 12  VERPFÄNDUNG UND ÜBERTRAGUNG VON GENOSSENSCHAFTSANTEILEN......................................................... 8 

ART. 13  PERSÖNLICHE PFLICHTEN DER MITGLIEDER ..........................................................................
...................... 8 

4. FINANZIELLE BESTIMMUNGEN ..........................................................................
.............................................. 8 

GENOSSENSCHAFTSKAPITAL ..........................................................................
............................................................... 8 

ART. 14  GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
............................................ 8 

ART. 15  VERZINSUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
.................. 9 

ART. 16  RÜCKZAHLUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
............... 9 

HAFTUNG..........................................................................
..........................................................................

................ 9 

ART. 17  HAFTUNG..........................................................................
....................................................................... 9 

RECHNUNGSWESEN ..........................................................................
.........................................................................

10 

ART. 18  JAHRESRECHNUNG UND GESCHÄFTSJAHR..........................................................................
....................... 10 

ART. 19  RESERVEFONDS, ERNEUERUNGSFONDS ..........................................................................
......................... 10 

ART. 20  ENTSCHÄDIGUNG DER ORGANE..........................................................................
...................................... 11 

5. ORGANISATION..........................................................................
...................................................................... 11 

ORGANE ..........................................................................
..........................................................................

............... 11 

ART. 21  ÜBERBLICK ..........................................................................
.................................................................. 11 

GENERALVERSAMMLUNG ..........................................................................
.................................................................. 12 

ART. 22  BEFUGNISSE ..........................................................................
................................................................ 12 

ART. 23  EINBERUFUNG UND LEITUNG..........................................................................
.......................................... 13 

ART. 24  STIMMRECHT..........................................................................
................................................................ 13 

ART. 25  BESCHLÜSSE UND WAHLEN ..........................................................................
........................................... 13 

VORSTAND..........................................................................
..........................................................................

............ 14 

ART. 26  WAHL UND WÄHLBARKEIT..........................................................................
.............................................. 14 

ART. 27  AUFGABEN..........................................................................
................................................................... 14 

ART. 28  KOMPETENZDELEGATION ..........................................................................
............................................... 15 

ART. 29  VORSTANDSSITZUNGEN..........................................................................
................................................. 15 

REVISIONSSTELLE..........................................................................
..........................................................................

.. 15 

ART. 30  GESETZLICHE REVISIONSSTELLE..........................................................................
.................................... 15 

ART. 31  STATUTARISCHE KONTROLLSTELLE ..........................................................................
................................ 16 

ART. 32  AUFGABEN DER STATUTARISCHEN KONTROLLSTELLE..........................................................................
........ 17 

REKURSKOMMISSION ..........................................................................
....................................................................... 17 

ART. 33  AUFGABEN DER REKURSKOMMISSION ..........................................................................
............................. 17 

6. SCHLUSSBESTIMMUNGEN..........................................................................
................................................... 18 

AUFLÖSUNG DURCH LIQUIDATION BZW. FUSION ..........................................................................
.................................. 18 

ART. 34  LIQUIDATION ..........................................................................
................................................................ 18 

ART. 35  LIQUIDATIONSÜBERSCHUSS ..........................................................................
........................................... 18 

ART. 36  FUSION..........................................................................
........................................................................ 18 

BEKANNTMACHUNGEN..........................................................................
...................................................................... 19 

ART. 37  MITTEILUNGEN UND PUBLIKATIONSORGAN..........................................................................
....................... 19 

           Wohngenossenschaft

Albanrheinweg

Statuten
der 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

2

Inhaltsverzeichnis 

1. FIRMA UND SITZ ..........................................................................
...................................................................... 3 

ART. 1 FIRMA..........................................................................
..........................................................................

. 3 

ART. 2 SITZ ..........................................................................
..........................................................................

... 3 

2. ZWECK, MITTEL UND GRUNDSÄTZE..........................................................................
..................................... 3 

ART. 3 ZWECK UND MITTEL ..........................................................................
....................................................... 3 

ART. 4 GRUNDSÄTZE ZUR VERMIETUNG..........................................................................
...................................... 4 

ART. 5 UNVERKÄUFLICHKEIT DER GRUNDSTÜCKE, HÄUSER UND WOHNUNGEN ......................................................... 5 

3. MITGLIEDSCHAFT: ERWERB, VERLUST UND PFLICHTEN ..........................................................................
.. 5 

ART. 6 ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT..........................................................................
....................................... 5 

ART. 7 ERLÖSCHEN DER MITGLIEDSCHAFT..........................................................................
.................................. 5 

ART. 8 AUSTRITT..........................................................................
...................................................................... 6 

ART. 9 TOD ..........................................................................
..........................................................................

... 6 

ART. 10  AUSSCHLUSS ..........................................................................
................................................................. 6 

ART. 11  EHESCHUTZ, EHESCHEIDUNG, EHETRENNUNG, AUFLÖSUNG DER EINGETRAGENEN PARTNERSCHAFT ................ 7 

ART. 12  VERPFÄNDUNG UND ÜBERTRAGUNG VON GENOSSENSCHAFTSANTEILEN......................................................... 8 

ART. 13  PERSÖNLICHE PFLICHTEN DER MITGLIEDER ..........................................................................
...................... 8 

4. FINANZIELLE BESTIMMUNGEN ..........................................................................
.............................................. 8 

GENOSSENSCHAFTSKAPITAL ..........................................................................
............................................................... 8 

ART. 14  GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
............................................ 8 

ART. 15  VERZINSUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
.................. 9 

ART. 16  RÜCKZAHLUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE..........................................................................
............... 9 

HAFTUNG..........................................................................
..........................................................................

................ 9 

ART. 17  HAFTUNG..........................................................................
....................................................................... 9 

RECHNUNGSWESEN ..........................................................................
.........................................................................

10 

ART. 18  JAHRESRECHNUNG UND GESCHÄFTSJAHR..........................................................................
....................... 10 

ART. 19  RESERVEFONDS, ERNEUERUNGSFONDS ..........................................................................
......................... 10 

ART. 20  ENTSCHÄDIGUNG DER ORGANE..........................................................................
...................................... 11 

5. ORGANISATION..........................................................................
...................................................................... 11 

ORGANE ..........................................................................
..........................................................................

............... 11 

ART. 21  ÜBERBLICK ..........................................................................
.................................................................. 11 

GENERALVERSAMMLUNG ..........................................................................
.................................................................. 12 

ART. 22  BEFUGNISSE ..........................................................................
................................................................ 12 

ART. 23  EINBERUFUNG UND LEITUNG..........................................................................
.......................................... 13 

ART. 24  STIMMRECHT..........................................................................
................................................................ 13 

ART. 25  BESCHLÜSSE UND WAHLEN ..........................................................................
........................................... 13 

VORSTAND..........................................................................
..........................................................................

............ 14 

ART. 26  WAHL UND WÄHLBARKEIT..........................................................................
.............................................. 14 

ART. 27  AUFGABEN..........................................................................
................................................................... 14 

ART. 28  KOMPETENZDELEGATION ..........................................................................
............................................... 15 

ART. 29  VORSTANDSSITZUNGEN..........................................................................
................................................. 15 

REVISIONSSTELLE..........................................................................
..........................................................................

.. 15 

ART. 30  GESETZLICHE REVISIONSSTELLE..........................................................................
.................................... 15 

ART. 31  STATUTARISCHE KONTROLLSTELLE ..........................................................................
................................ 16 

ART. 32  AUFGABEN DER STATUTARISCHEN KONTROLLSTELLE..........................................................................
........ 17 

REKURSKOMMISSION ..........................................................................
....................................................................... 17 

ART. 33  AUFGABEN DER REKURSKOMMISSION ..........................................................................
............................. 17 

6. SCHLUSSBESTIMMUNGEN..........................................................................
................................................... 18 

AUFLÖSUNG DURCH LIQUIDATION BZW. FUSION ..........................................................................
.................................. 18 

ART. 34  LIQUIDATION ..........................................................................
................................................................ 18 

ART. 35  LIQUIDATIONSÜBERSCHUSS ..........................................................................
........................................... 18 

ART. 36  FUSION..........................................................................
........................................................................ 18 

BEKANNTMACHUNGEN..........................................................................
...................................................................... 19 

ART. 37  MITTEILUNGEN UND PUBLIKATIONSORGAN..........................................................................
....................... 19 

9

3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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satz 

Höhe der Einlage 
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Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
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zwei übersteigt. 

Gründe 

13

Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 
Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 

10

Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 

3

1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 

11

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Art. 21  Überblick 
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c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
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Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 

13

Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 

14

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 

7

e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 
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Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 

Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;

c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 
jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-
che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-
spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 
die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-
tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-
nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-
worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 
zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-
tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-
niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-
triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-
rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 
des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-
hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-
lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 
enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –
663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 
Eigentumsvorbehalt; 

c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 
d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 
den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-
steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 
günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 
j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 
l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-
breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Geschäftsjahr 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 
Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-
sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 
Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-
mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 
und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 
sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-
tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 
Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 
aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-
schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 
schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 
solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-
rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-
tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 
beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 
verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-
trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-
letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-
versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-
schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 
welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-
liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 
Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-
dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-
führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 
Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 
einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 
Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-
dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-
lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 
aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 
wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-
dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-
ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 
abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 
zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 
Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 
ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 
ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-
lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 
besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 
und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 
wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 
Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 
Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 
Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 
ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 
ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-
lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 
besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 
und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 
wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 
Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 
Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

3

1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 
eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-
senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-
fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-
günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-
strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-
dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-
antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:
a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 
c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 
werden können. 

e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 
Kostenmiete. 

f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 
g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-
winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-
nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 
Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 
zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 
Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-
schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 
ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 
in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 
nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 
den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 
Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-
schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-
geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 
Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 
die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-
führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-
nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-
nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 
Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 
einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 
des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 
einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-
nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 
von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 
Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 
sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 
- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-
schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 
a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 
vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 
verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-
onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 
OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 
Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-
lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-
che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 
nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 
Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 
b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 
c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 
d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 
Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 
b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 
c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 
d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 
f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 
h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-
mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-
nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 
Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-
schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 
dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-
vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 
er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 
Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 
der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 
a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-
cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-
belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 
d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 
zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 
dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-
vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 
er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 
Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 
der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 
a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-
cken benutzt werden. 

d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-
belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 
d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 
zwei übersteigt. 

Gründe 

13

Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 
zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 
acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-
bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 
diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 
Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-
glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 
einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-
halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 
zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 
acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-
bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 
diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 
Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-
glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 
einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-
halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-
hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. 

h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-
hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 
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Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 
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Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
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1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 
ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 
1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 
ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 
1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-
gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-
gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-
stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-
keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;
c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-
grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-
heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 
und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 
auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 
Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 
dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-
se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 
Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-
me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-
der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 
verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 
kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 
Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-
glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 
Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 
Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 
Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 
Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 
Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 
Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 
Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-
gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-
heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 
junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-
dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 
16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-
sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;
c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-
angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-
kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 
der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-
lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 
ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 
der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-
autonomie und Ressourcenschonung an.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-
voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;
b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 
einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-
raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-
cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.
3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 
den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-
gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 
Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 
zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 
die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 
eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 
Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 
Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-
assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 
Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-
wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 
die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 
verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-
men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-
schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 36  Fusion 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 

8

Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 

7

e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  
2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   
Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 
2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 
3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  
2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung   
Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 
2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 
f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 
g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 
h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; 
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k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 
3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
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Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 
4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 
2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 
2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:
a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 
c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 
3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   
2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 
b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 
c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 
d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 
b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 
c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 
k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 
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b) der Vorstand; 
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d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 
b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 
c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 
d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 
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c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 
k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
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Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 
2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 
3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  
2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 
a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.
3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 
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4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 
3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 
3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 
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Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-
gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-
gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-
stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-
keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;
c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-
grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-
heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 
und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 
auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 
Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 
dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-
se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 
Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-
me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-
der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 
verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 
kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 
Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-
glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 
Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 
Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 
Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 
Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 
Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 
Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 
Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-
gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-
heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 
junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-
dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 
16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-
sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-
schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;
c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-
angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-
kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 
der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-
lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei 
ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 
der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-
autonomie und Ressourcenschonung an.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:
a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-
voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;
b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 
einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-
raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-
cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.
3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 
den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-
gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 
Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 
zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 
die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 
eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 
Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 
Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-
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c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-
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men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-
schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 

           Wohngenossenschaft

Albanrheinweg

Statuten
der 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

2

Inhaltsverzeichnis 

1. FIRMA UND SITZ .................................................
.................................................

.............................................. 3 

ART. 1 FIRMA.................................................
.................................................

.................................................
.. 3 

ART. 2 SITZ .................................................
.................................................

.................................................
.... 3 

2. ZWECK, MITTEL UND GRUNDSÄTZE.................................................
.................................................

............. 3 

ART. 3 ZWECK UND MITTEL .................................................
.................................................

............................... 3 

ART. 4 GRUNDSÄTZE ZUR VERMIETUNG.................................................
.................................................

.............. 4 

ART. 5 UNVERKÄUFLICHKEIT DER GRUNDSTÜCKE, HÄUSER UND WOHNUNGEN .................................................
........ 5 

3. MITGLIEDSCHAFT: ERWERB, VERLUST UND PFLICHTEN .................................................
........................... 5 

ART. 6 ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT.................................................
.................................................

............... 5 

ART. 7 ERLÖSCHEN DER MITGLIEDSCHAFT.................................................
.................................................

.......... 5 

ART. 8 AUSTRITT.................................................
.................................................

.............................................. 6 

ART. 9 TOD .................................................
.................................................

.................................................
.... 6 

ART. 10  AUSSCHLUSS .................................................
.................................................

......................................... 6 

ART. 11  EHESCHUTZ, EHESCHEIDUNG, EHETRENNUNG, AUFLÖSUNG DER EINGETRAGENEN PARTNERSCHAFT ................ 7 

ART. 12  VERPFÄNDUNG UND ÜBERTRAGUNG VON GENOSSENSCHAFTSANTEILEN.................................................
........ 8 

ART. 13  PERSÖNLICHE PFLICHTEN DER MITGLIEDER .................................................
............................................... 8 

4. FINANZIELLE BESTIMMUNGEN .................................................
.................................................

...................... 8 

GENOSSENSCHAFTSKAPITAL .................................................
.................................................

....................................... 8 

ART. 14  GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
.................................................

.................... 8 

ART. 15  VERZINSUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
........................................... 9 

ART. 16  RÜCKZAHLUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
........................................ 9 

HAFTUNG.................................................
.................................................

.................................................
................. 9 

ART. 17  HAFTUNG.................................................
.................................................

............................................... 9 

RECHNUNGSWESEN .................................................
.................................................

.................................................
10 

ART. 18  JAHRESRECHNUNG UND GESCHÄFTSJAHR.................................................
................................................

10 

ART. 19  RESERVEFONDS, ERNEUERUNGSFONDS .................................................
.................................................

. 10 

ART. 20  ENTSCHÄDIGUNG DER ORGANE.................................................
.................................................

.............. 11 

5. ORGANISATION.................................................
.................................................

.............................................. 11 

ORGANE .................................................
.................................................

.................................................
................ 11 

ART. 21  ÜBERBLICK .................................................
.................................................

.......................................... 11 

GENERALVERSAMMLUNG .................................................
.................................................

.......................................... 12 

ART. 22  BEFUGNISSE .................................................
.................................................

........................................ 12 

ART. 23  EINBERUFUNG UND LEITUNG.................................................
.................................................

.................. 13 

ART. 24  STIMMRECHT.................................................
.................................................

........................................ 13 

ART. 25  BESCHLÜSSE UND WAHLEN .................................................
.................................................

................... 13 

VORSTAND.................................................
.................................................

.................................................
............. 14 

ART. 26  WAHL UND WÄHLBARKEIT.................................................
.................................................

...................... 14 

ART. 27  AUFGABEN.................................................
.................................................

........................................... 14 

ART. 28  KOMPETENZDELEGATION .................................................
.................................................

....................... 15 

ART. 29  VORSTANDSSITZUNGEN.................................................
.................................................

......................... 15 

REVISIONSSTELLE.................................................
.................................................

.................................................
... 15 

ART. 30  GESETZLICHE REVISIONSSTELLE.................................................
.................................................

............ 15 

ART. 31  STATUTARISCHE KONTROLLSTELLE .................................................
.................................................

........ 16 

ART. 32  AUFGABEN DER STATUTARISCHEN KONTROLLSTELLE.................................................
................................. 17 

REKURSKOMMISSION .................................................
.................................................

............................................... 17 

ART. 33  AUFGABEN DER REKURSKOMMISSION .................................................
.................................................

..... 17 

6. SCHLUSSBESTIMMUNGEN.................................................
.................................................

........................... 18 

AUFLÖSUNG DURCH LIQUIDATION BZW. FUSION .................................................
.................................................

.......... 18 

ART. 34  LIQUIDATION .................................................
.................................................

........................................ 18 

ART. 35  LIQUIDATIONSÜBERSCHUSS .................................................
.................................................

................... 18 

ART. 36  FUSION.................................................
.................................................

................................................
18 

BEKANNTMACHUNGEN.................................................
.................................................

.............................................. 19 

ART. 37  MITTEILUNGEN UND PUBLIKATIONSORGAN.................................................
................................................

19 

           Wohngenossenschaft

Albanrheinweg

Statuten
der 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

2

Inhaltsverzeichnis 

1. FIRMA UND SITZ .................................................
.................................................

.............................................. 3 

ART. 1 FIRMA.................................................
.................................................

.................................................
.. 3 

ART. 2 SITZ .................................................
.................................................

.................................................
.... 3 

2. ZWECK, MITTEL UND GRUNDSÄTZE.................................................
.................................................

............. 3 

ART. 3 ZWECK UND MITTEL .................................................
.................................................

............................... 3 

ART. 4 GRUNDSÄTZE ZUR VERMIETUNG.................................................
.................................................

.............. 4 

ART. 5 UNVERKÄUFLICHKEIT DER GRUNDSTÜCKE, HÄUSER UND WOHNUNGEN .................................................
........ 5 

3. MITGLIEDSCHAFT: ERWERB, VERLUST UND PFLICHTEN .................................................
........................... 5 

ART. 6 ERWERB DER MITGLIEDSCHAFT.................................................
.................................................

............... 5 

ART. 7 ERLÖSCHEN DER MITGLIEDSCHAFT.................................................
.................................................

.......... 5 

ART. 8 AUSTRITT.................................................
.................................................

.............................................. 6 

ART. 9 TOD .................................................
.................................................

.................................................
.... 6 

ART. 10  AUSSCHLUSS .................................................
.................................................

......................................... 6 

ART. 11  EHESCHUTZ, EHESCHEIDUNG, EHETRENNUNG, AUFLÖSUNG DER EINGETRAGENEN PARTNERSCHAFT ................ 7 

ART. 12  VERPFÄNDUNG UND ÜBERTRAGUNG VON GENOSSENSCHAFTSANTEILEN.................................................
........ 8 

ART. 13  PERSÖNLICHE PFLICHTEN DER MITGLIEDER .................................................
............................................... 8 

4. FINANZIELLE BESTIMMUNGEN .................................................
.................................................

...................... 8 

GENOSSENSCHAFTSKAPITAL .................................................
.................................................

....................................... 8 

ART. 14  GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
.................................................

.................... 8 

ART. 15  VERZINSUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
........................................... 9 

ART. 16  RÜCKZAHLUNG DER GENOSSENSCHAFTSANTEILE.................................................
........................................ 9 

HAFTUNG.................................................
.................................................

.................................................
................. 9 

ART. 17  HAFTUNG.................................................
.................................................

............................................... 9 

RECHNUNGSWESEN .................................................
.................................................

.................................................
10 

ART. 18  JAHRESRECHNUNG UND GESCHÄFTSJAHR.................................................
................................................

10 

ART. 19  RESERVEFONDS, ERNEUERUNGSFONDS .................................................
.................................................

. 10 

ART. 20  ENTSCHÄDIGUNG DER ORGANE.................................................
.................................................

.............. 11 

5. ORGANISATION.................................................
.................................................

.............................................. 11 

ORGANE .................................................
.................................................

.................................................
................ 11 

ART. 21  ÜBERBLICK .................................................
.................................................

.......................................... 11 

GENERALVERSAMMLUNG .................................................
.................................................

.......................................... 12 

ART. 22  BEFUGNISSE .................................................
.................................................

........................................ 12 

ART. 23  EINBERUFUNG UND LEITUNG.................................................
.................................................

.................. 13 

ART. 24  STIMMRECHT.................................................
.................................................

........................................ 13 

ART. 25  BESCHLÜSSE UND WAHLEN .................................................
.................................................

................... 13 

VORSTAND.................................................
.................................................

.................................................
............. 14 

ART. 26  WAHL UND WÄHLBARKEIT.................................................
.................................................

...................... 14 

ART. 27  AUFGABEN.................................................
.................................................

........................................... 14 

ART. 28  KOMPETENZDELEGATION .................................................
.................................................

....................... 15 

ART. 29  VORSTANDSSITZUNGEN.................................................
.................................................

......................... 15 

REVISIONSSTELLE.................................................
.................................................

.................................................
... 15 

ART. 30  GESETZLICHE REVISIONSSTELLE.................................................
.................................................

............ 15 

ART. 31  STATUTARISCHE KONTROLLSTELLE .................................................
.................................................

........ 16 

ART. 32  AUFGABEN DER STATUTARISCHEN KONTROLLSTELLE.................................................
................................. 17 

REKURSKOMMISSION .................................................
.................................................

............................................... 17 

ART. 33  AUFGABEN DER REKURSKOMMISSION .................................................
.................................................

..... 17 

6. SCHLUSSBESTIMMUNGEN.................................................
.................................................

........................... 18 

AUFLÖSUNG DURCH LIQUIDATION BZW. FUSION .................................................
.................................................

.......... 18 

ART. 34  LIQUIDATION .................................................
.................................................

........................................ 18 

ART. 35  LIQUIDATIONSÜBERSCHUSS .................................................
.................................................

................... 18 

ART. 36  FUSION.................................................
.................................................

................................................
18 

BEKANNTMACHUNGEN.................................................
.................................................

.............................................. 19 

ART. 37  MITTEILUNGEN UND PUBLIKATIONSORGAN.................................................
................................................

19 

9

3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Rechnungswesen   
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steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
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l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
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Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

17

Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
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Prüfung 
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Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

11

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

19

Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Rechnungswesen   
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Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
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d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
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e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 
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2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
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besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 
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senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
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Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
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Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 

14

3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
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Partnerschaft 

8

Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 
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kapital 

Pflichtanteile 

15

2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 
1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 
1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 
3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 
4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  
5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 
Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 
1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 
2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle
1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 
1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  
3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  
3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur Benützung der Wohnung berechtigt ist.  
6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; - Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-schliessend). 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 
4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 
5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 
3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 
4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 
3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  
4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 

11
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 
1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  
1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 
Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  
2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 
2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 
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3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 Abs. 5 vorliegt. 

c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als zwei übersteigt. 

Gründe 

13

Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 
2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  
4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  
2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 
6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 
7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 
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Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 
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4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 
2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 
1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 
2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 
1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 
3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 
2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen. 
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Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet ist; und 

Grundsatz 

16

2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-resdurchschnitt hat. 
2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer Nachschusspflicht unterliegen. 
4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-der der Verwaltung der Genossenschaft sein.
4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 
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Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.Art. 24.1

Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst.
Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 

  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 

b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 

e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 

i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 

k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

17

Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
18

4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 

3

1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 

b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 

d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 

a) bei Untermiete für den Mieter; 

b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 

- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 
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Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-
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Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  

b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 

e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 

g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 

i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Weitere Befugnisse 
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Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 

Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 

6

Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  

b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
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acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.
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Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
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Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
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Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 
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Generalversammlung 

Einberufung 
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teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 
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der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 

g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
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durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
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oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 

8

Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
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sen hat. 
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Folgen 
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1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 

a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 

c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 

15

2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 

2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 

3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.

3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.

b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;

c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:

a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-

tens einer Person, die im Zeitpunkt 

der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 

vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-

schliesslich aus drei Frauen oder drei 

Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds

e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-

senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 

digitale Kommunikationsmittel ein-

setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 

Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

zur transparenten Ausweisung der 

Entschädigungen und achtet auf die 

Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 

Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 

Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 

Grundsätze eines ressourcenscho-

nenden und energieeffizienten Um-

gangs mit den genossenschaftlichen 

Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 

ökologisch nachhaltiger Bau- und 

Bewirtschaftungsweisen sowie die 

Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 

der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 

Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 

vielfältige Zusammensetzung im 

Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-

formen und soziale Hintergründe, um 

eine durchmischte und solidarische 

Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 

Einlagen der Mitglieder im Rahmen 

ökonomischer Dauerhaftigkeit und 

gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 

in regionale, nachhaltige und sozial-

verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;

c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;

b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 
übernehmen. 
4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 
jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 
Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-
spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-
schaftsanteile.  
2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 
die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-
tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-
nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-
worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 
zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 
der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 
Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-
tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-
niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-
triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-
rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-
scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-
ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 
Haftung 

  Art. 17  Haftung 
1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 
des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche Haftung und Nach-schusspflicht 
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Rechnungswesen   
Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-
hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 
Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-
lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 
enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –
663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 
verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 
Eigentumsvorbehalt; c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 
mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-
standes nach Zimmerzahl; e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-
senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-
tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 
und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 
den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-
steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 
günstiger dargestellt wird; i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 
übernehmenden Pflichtanteilscheinen; k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-
stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-
breiten.  
4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 
Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-satz 

Höhe der Einlage 
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Keine persönliche Haftung und Nach-schusspflicht 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 
Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-
sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 
Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-
mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 
und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 
sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-
tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 
Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 
aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-
schluss zu geben. 
2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 
schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 
solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-
rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-
tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 
beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 
verzichtet. 
3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-
trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-
letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-
versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-
schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 
welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-
liegenden Pflichten verursachen. 
4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 
Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-
dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-
führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 
Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-genheit 

Rekurskommission 
Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 
einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 
Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-
dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-
lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 
aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-
dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-
ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 
abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 
zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 
5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 
Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 
ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 
ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

6. Schlussbestimmungen 
Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  
Art. 34  Liquidation 
1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-
lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-
dation beschliessen. 
2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-
setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 
besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 
1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 
und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 
wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 
Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 
Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 
1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-
bauträger beschliessen. 
2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 
dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-
tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  
Art. 1   Firma 
1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 
eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-
senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  
1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 

Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 
Art. 3   Zweck und Mittel 
1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-
fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-
günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-
strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-
dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-
antwortung und gegenseitiger Solidarität. 
2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:a) Erwerb von Bauland und Baurechten. b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 
der bestehenden Bauten. d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 
nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 
werden können. e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 
Kostenmiete. f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 
preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 
4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-
nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und Mitgliedschaft 

4

Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 
1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 
Aufgabe des Vorstandes. 
2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 
zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 
Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-
schaft beitreten. 
3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 
ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 
in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 
nachfolgend) gekündigt werden. 
4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 
den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 
Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-
schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-
geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 
Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 
die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-
führung gedeckt sein. 
5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-
nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-
nahmen von der Residenzpflicht gelten a) bei Untermiete für den Mieter; b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 
Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 
einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 
des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 
einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-
nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 
von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 
Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 
sowie insbesondere: - unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; - Überbelegung der Wohnung; - übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 
- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-
schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 
a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 
vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 
verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-
onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 
OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 
Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-
lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
festgelegt wird.   
2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-
che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 
nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 
a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 
Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 
Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-
se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 
und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 
Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-
nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 
Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über Anträge 

11

3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-
stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 
a) Reparaturfonds b) Antennenfonds c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 
vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 
verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-
onsstelle überprüft. 
6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 
OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-mungen:  
Verwaltung / Verwen-dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 
1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 
Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-
lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 
festgelegt wird.   
2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-
che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 
nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 
Organe 

Art. 21  Überblick 
Die Organe der Genossenschaft sind:  
a) die Generalversammlung;  b) der Vorstand; c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   
Art. 22  Befugnisse 
1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-
bare Befugnisse zu: 
a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; d) die Entlastung des Vorstandes; e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 
Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-fugnisse 
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a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-
se des Vorstandes: e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 
und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 
Erstellung von neuen Überbauungen; g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-
nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 
Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 
Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 
Bilanzsumme übersteigen; i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-
schaft; 

j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 
Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-
ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-
stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 
Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-
diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 
bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-dierung 

Abstimmung über Anträge 
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Bekanntmachungen 
Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-
nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 
Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-
schreibt. 
2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-
nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 
Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg Der Präsident: Felix Maurer     

5

Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 
sind grundsätzlich unverkäuflich.  
2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-
sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 
Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 
1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 
Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 
Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland. 
3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 
4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 
durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-
tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 
der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-
schaftswohnung ist. 
5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-
forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 
1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  
6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-
nung der Genossenschaft. 
7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 
1 Die Mitgliedschaft erlischt  a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 
2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-
schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 
1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 
setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 
des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 
Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-
gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-
sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-
rechtlichen Kündigungsfrist. 
3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 
ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ Zeitpunkt 

Einschränkung 
Art. 9   Tod 
1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 
gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-
tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-
nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 
dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-
vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 
er den Nachweis erbringen.  
2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 
Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 
und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 
1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-
schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 
der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-
mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 
sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-
lichen Belange der Genossenschaft.  b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 
wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 
Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 5 vorliegt. c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-
zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-
cken benutzt werden. d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-
belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 
d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 
zwei übersteigt. 

Gründe 
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Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 
1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 
von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-
fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 
Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 
zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 
acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 
Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 
die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 
Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 
ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-
bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 
diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 
Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-
glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 
einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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einen Tagespräsidenten wählen. 
5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 
Protokollführer. 

Ordentliche General-versammlung 

Ausserordentliche Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 
1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 
oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 
Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 
als ein anderes Mitglied vertreten. 
3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 
haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 
teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 
1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-
mäss einberufen worden ist.  
2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 
der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-
sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 
unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 
absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 
Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 
der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen notwendig. 
5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 
8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 
vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       
Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 
1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-
heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 
auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-
ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 
selbst. 
2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 
dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-
schaft stehen.  
3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 
Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 
sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 
der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-
periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 
neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 27  Aufgaben  
1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 
Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-
nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-
gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 
2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-
men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-kapital 

Pflichtanteile 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-
nung. 

f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 
zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 
betreffenden Liegenschaft gefasst hat. g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 
vorgesehen ist. h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-
grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 
OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-
gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 
3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 
durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 
Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 
Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 
Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-
geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 
selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 
4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-
ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-
kung.  
5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-
chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft  
1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 
Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 
der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 
anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 
Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 
Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 
Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-
zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-
schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
fügung stellen kann oder will. 
2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 
oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 
oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 
er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 
oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-scheidung, Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 
der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-
nehmen. 
3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-
schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 
Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 
Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 
Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-
sen hat. 

Vermögensrechtliche Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-
anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 
der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-
stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-
tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 1   Die Mitglieder sind verpflichtet: a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 
b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-
men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 
Genossenschaftskapital 
Art. 14  Genossenschaftsanteile 
1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-
neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 
auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 
werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-
gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-
senschaftsanteile ausgeben. 
2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   
übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-
schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-
nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-
schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 
Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 
der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-kapital 

Pflichtanteile 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-
resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 
Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 
aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-
mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 
die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 
gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 
Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 
darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 
1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-
rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 
ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-
re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 
zu sein brauchen. 
2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-
lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 
Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-
pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 
1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 
dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 
die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-
zende mit Stichentscheid. 
3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 
die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-
stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-
standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-
zung aufzunehmen. 
4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 
Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 
Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    
Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 
1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 
die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-
resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-
senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-
neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 1. 10 % der Genossenschafter; 2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 
Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 
Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 
1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 
und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-
on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-
ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-
genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 
Handelsregister eingetragen werden.  
2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 
Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-
onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 
zu sein brauchen.  
3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-
der der Verwaltung der Genossenschaft sein.4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 
einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 
drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 
bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 
Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 
seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-
sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 
Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung
1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-stimmungen;

b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-grundlagen und Ergebnisse.3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens
Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der Hausordnung eingehalten werden.b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten verwendet werden.c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation
1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und Dokumentenzugang;b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der Transparenz und Effizienz;c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-gesetzten digitalen Systemen.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht
1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-sammlung;

b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-lichen Entwicklungen an. Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes1 Der Vorstand besteht aus mindes-tens einer Person, die im Zeitpunkt der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht vollendet hat.

2 Der Vorstand darf zudem nie aus-schliesslich aus drei Frauen oder drei Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds
d) Umwelt- und Begrünungsfondse) Mobilitätsfondsf) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-senschaft
e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen
Die Genossenschaft kann ergänzend digitale Kommunikationsmittel ein-setzen, sofern die Erreichbarkeit aller Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen der Organe
Die Genossenschaft verpflichtet sich zur transparenten Ausweisung der Entschädigungen und achtet auf die Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der Mitglieder
d) Die Mitglieder verpflichten sich, die Grundsätze eines ressourcenscho-nenden und energieeffizienten Um-gangs mit den genossenschaftlichen Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft
Die Genossenschaft berücksichtigt bei ihren Tätigkeiten auch die Förderung ökologisch nachhaltiger Bau- und Bewirtschaftungsweisen sowie die Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung der Selbstverwaltung und Partizipation der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“
Die Genossenschaft achtet bei der Aufnahme neuer Mitglieder auf eine vielfältige Zusammensetzung im Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-formen und soziale Hintergründe, um eine durchmischte und solidarische Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital
Die Genossenschaft verpflichtet sich Einlagen der Mitglieder im Rahmen ökonomischer Dauerhaftigkeit und gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt in regionale, nachhaltige und sozial-verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit
1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-autonomie und Ressourcenschonung an.2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-raturinitiativen;

c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial
a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder Extremwetterereignissen;b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich
a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher Grün- und Schattenräume;b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und Energiegewinnung;c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen verbessern.

d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 
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3 Mitglieder können ausserdem freiwillige Genossenschaftsanteile 

übernehmen. 

4 Es werden keine Anteilscheine ausgegeben. Jedes Mitglied kann 

jedoch eine Bestätigung über die Höhe seiner Beteiligung verlangen.

Freiwillige Anteile 

Zertifikate 

Art. 15  Verzinsung der Genossenschaftsanteile 

1 Die Genossenschaftsanteile werden nicht verzinst. Grundsatz 

Art. 16  Rückzahlung der Genossenschaftsanteile 

1 Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine Ansprü-

che auf das Genossenschaftsvermögen mit Ausnahme des An-

spruchs auf Rückzahlung der von ihnen einbezahlten Genossen-

schaftsanteile.  

2 Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Genossenschaftsanteilen, 

die nach Art. 9 und 11 dieser Statuten vom Ehepartner oder einge-

tragenen Partner übernommen werden. Die Rückzahlung von Ge-

nossenschaftsanteilen, die mit Mitteln der beruflichen Vorsorge er-

worben wurden, hat nach den Weisungen des bisherigen Mitglieds 

zu seinen Gunsten entweder an eine Wohnbaugenossenschaft, bei 

der es nun eine Wohnung selbst dauernd bewohnt, oder an eine 

Einrichtung der beruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Ren-

tenalters an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen. 

3 Die Rückzahlung erfolgt zum Nennwert. Hat die Mitgliedschaft we-

niger als zwei Jahre gedauert, wird bei der Rückzahlung eine Um-

triebsentschädigung von max. 10 % in Abzug gebracht. 

4 Die Auszahlung erfolgt spätestens nach Genehmigung der Jahres-

rechnung durch die nächste ordentliche Generalversammlung.  

5 Die Genossenschaft ist berechtigt, die ihr gegenüber dem aus-

scheidenden Mitglied zustehenden Forderungen mit dessen Gutha-

ben aus den Anteilscheinen zu verrechnen. 

Grundsatz 

Ausnahmen 

Betrag 

Auszahlung 

Verrechnung 

Haftung 
  

Art. 17  Haftung 

1 Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-

nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbarkeit 

des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen. 

Keine persönliche 
Haftung und Nach-
schusspflicht 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 

1 Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz und An-

hang und wird nach den Grundsätzen der ordnungsgemässen 

Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Vermögens- und Ertrags-

lage der Genossenschaft zuverlässig beurteilt werden kann. Sie 

enthält auch die Vorjahreszahlen. Massgebend sind die Art. 662a –

663b, 663h – 670 OR sowie die branchenüblichen Grundsätze. 

2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 

a) der Gesamtbetrag der Bürgschaften, Garantieverpflichtungen und 

Pfandbestellungen zugunsten Dritter; 
b) der Gesamtbetrag der zur Sicherung eigener Verpflichtungen 

verpfändeten oder abgetretenen Aktiven sowie der Aktiven unter 

Eigentumsvorbehalt; 
c) der Gesamtbetrag der nichtbilanzierten Leasingverbindlichkeiten; 

d) die im Eigentum der Genossenschaft befindlichen Liegenschaften 

mit Angabe der Brandversicherungswerte und des Wohnungsbe-

standes nach Zimmerzahl; 
e) Verbindlichkeiten gegenüber Vorsorgeeinrichtungen; 

f) die Beträge, Zinssätze und Fälligkeiten allfälliger von der Genos-

senschaft ausgegebenen Anleihensobligationen; 

g) jede Beteiligung, die für die Beurteilung der Vermögens- und Er-

tragslage der Genossenschaft wesentlich ist; 

h) der Gesamtbetrag der aufgelösten Wiederbeschaffungsreserven 

und der darüber hinausgehenden stillen Reserven, soweit dieser 

den Gesamtbetrag der neu gebildeten derartigen Reserven über-

steigt, wenn dadurch das erwirtschaftete Ergebnis wesentlich 

günstiger dargestellt wird; 
i) Angaben über Gegenstand und Betrag von Aufwertungen; 

j) Angaben über allfällige Erhöhungen der von den Mitgliedern zu 

übernehmenden Pflichtanteilscheinen; 
k) Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

l) Allenfalls die Gründe, die zum vorzeitigen Rücktritt der Revisions-

stelle geführt haben. 

3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Rechnungswesen   

Art. 18  Jahresrechnung und Geschäftsjahr 
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2 Im Anhang zur Bilanz sind mindestens aufzuführen: 
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3 Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung zu unter-

breiten.  

4 Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

Grundsatz 

Anhang 

Prüfung 

Geschäftsjahr 

Art. 19  Reservefonds, Erneuerungsfonds 

1 Der Jahresgewinn, welcher aufgrund der Jahresbilanz berechnet 

wird, wird in erster Linie dem Reservefonds zugewiesen. 

2 Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung von 

Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den Reservefonds. 

Reservefonds, Grund-
satz 

Höhe der Einlage 
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Art. 32  Aufgaben der statutarischen Kontrollstelle

1 Die statutarische Kontrollstelle hat die Geschäftsführung und die 

Jahresrechnung für jedes Geschäftsjahr zu prüfen. Sie hat insbe-

sondere zu prüfen, ob sich die Erfolgsrechnung und die Bilanz in 

Übereinstimmung mit den Büchern befinden, ob diese ordnungsge-

mäss geführt sind und ob die Darstellung des Geschäftsergebnisses 

und der Vermögenslage nach den massgebenden Vorschriften 

sachlich richtig ist. Zu diesem Zwecke hat die Verwaltung der statu-

tarischen Kontrollstelle die Bücher und Belege vorzulegen und auf 

Verlangen über das Inventar und die Grundsätze, nach denen es 

aufgestellt ist, sowie über einzelne bestimmte Gegenstände Auf-

schluss zu geben. 

2 Die statutarische Kontrollstelle hat der Generalversammlung einen 

schriftlichen Bericht mit Antrag vorzulegen. Ohne Vorlegung eines 

solchen Berichts kann die Generalversammlung über die Jahres-

rechnung nicht Beschluss fassen. Mindestens ein Mitglied der statu-

tarischen Kontrollstelle muss der ordentlichen Generalversammlung 

beiwohnen, sofern die Versammlung nicht auf seine Anwesenheit 

verzichtet. 

3 Die statutarische Kontrollstelle hat bei der Ausführung ihres Auf-

trags wahrgenommene Mängel der Geschäftsführung oder die Ver-

letzung gesetzlicher oder statutarischer Vorschriften der General-

versammlung unverzüglich mitzuteilen. Sie haftet der Genossen-

schaft und jedem einzelnen Genossenschafter für den Schaden, 

welchen sie durch absichtliche oder fahrlässige Verletzung ihrer ob-

liegenden Pflichten verursachen. 

4 Die statutarische Kontrollstelle wahrt bei der Berichterstattung die 

Geschäftsgeheimnisse der Genossenschaft. Ihr und ihren Mitglie-

dern ist es untersagt, von den Wahrnehmungen, die sie bei der Aus-

führung ihres Auftrages gemacht haben, einzelnen Mitgliedern der 

Genossenschaft oder Dritten Kenntnis zu geben. 

Prüfung 

Prüfungsbericht 

Meldepflicht 

Pflicht zu Verschwie-
genheit 

Rekurskommission 

Art. 33  Aufgaben der Rekurskommission 

1 Zur Behandlung von Streitigkeiten persönlicher Natur, die zwischen 

einzelnen Mitgliedern der Genossenschaftsorgane, zwischen den 

Organen und Angestellten, zwischen den Angestellten und Mitglie-

dern, oder zwischen Mitgliedern unter sich entstehen und nicht fried-

lich beigelegt werden können, wählt die Generalversammlung eine 

aus fünf Mitgliedern bestehende Rekurskommission. 

2 Die Entscheide der Rekurskommission sind endgültig.  

3 Mitglieder des Vorstandes sind in die Rekurskommission nicht 

wählbar. 

Grundsatz 

Entscheide 

Unvereinbarkeit 
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4 Die Mitglieder der Rekurskommission werden jeweils an einer or-

dentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von fünf Jah-

ren gewählt. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen sind derart 

abgestuft, dass jährlich jeweils ein Mitglied der Rekurskommission 

zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der Rekurskommission aus, bevor seine 

Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung 

ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode 

ein. 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

6. Schlussbestimmungen 

Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion  

Art. 34  Liquidation 

1 Eine besonders zu diesem Zweck einberufene Generalversamm-

lung kann jederzeit die Auflösung der Genossenschaft durch Liqui-

dation beschliessen. 

2 Der Vorstand führt die Liquidation nach den Vorschriften von Ge-

setz und Statuten durch, falls die Generalversammlung damit nicht 

besondere Liquidatoren beauftragt. 

Beschluss 

Durchführung 

Art. 35  Liquidationsüberschuss 

1 Das Genossenschaftsvermögen, das nach Tilgung aller Schulden 

und Rückzahlung sämtlicher Anteilscheine zum Nennwert verbleibt, 

wird vollumfänglich Institutionen übereignet, welche sich für gleiche 

Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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Zwecke einsetzen, wie sie die Genossenschaft nach Art. 3 dieser 

Statuten anstrebt. 

Liquidations-
überschuss 

Art. 36  Fusion 

1 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflösung der Genos-

senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützigen Wohn-

bauträger beschliessen. 

2 Die Vorbereitung der Fusion ist Sache des Vorstandes. Er kann 

dazu jedoch vorgängig die Generalversammlung in einer Konsulta-

tivabstimmung befragen. 

Beschluss 

Durchführung 
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1. Firma und Sitz  

Art. 1   Firma 

1 Unter der Firma �Wohngenossenschaft Albanrheinweg“ besteht 

eine auf unbeschränkte Dauer gegründete gemeinnützige Genos-

senschaft im Sinne von Art. 828 ff. OR. 

Firma 

Art. 2   Sitz  

1 Sitz der Genossenschaft ist Basel. 
Sitz 

2. Zweck, Mittel und Grundsätze 

Art. 3   Zweck und Mittel 

1 Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer Selbsthil-

fe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden und preis-

günstigen Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten. Sie ist be-

strebt, Wohnraum für alle Bevölkerungskreise anzubieten. Sie för-

dert das Zusammenleben im Sinne gesamtgesellschaftlicher Ver-

antwortung und gegenseitiger Solidarität. 

2 Sie sucht diesen Zweck zu erreichen durch:

a) Erwerb von Bauland und Baurechten. 
b) Bau und Erwerb von Wohnhäusern, die den zeitgemässen ge-

nossenschaftlichen Wohnbedürfnissen entsprechen. 

c) Sorgfältigen und laufenden Unterhalt und periodische Erneuerung 

der bestehenden Bauten. 
d) Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden Bauten 

nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und Weise erneuert 

werden können. 
e) Verwaltung und Vermietung der Wohnungen auf der Basis der 

Kostenmiete. 
f) Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Siedlungen. 

g) Ideelle und materielle Unterstützung von Bestrebungen, die 

preiswertes, gesundes und gutes Wohnen zum Ziel haben.  

3 Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und nicht ge-

winnstrebig. 

4 Die Genossenschaft kann sich an Unternehmen und Organisatio-

nen mit gleichen oder ähnlichen Zielsetzungen beteiligen.  

Zweck 

Mittel 

Gemeinnützigkeit  

Beteiligungen und 
Mitgliedschaft 
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Art. 4   Grundsätze zur Vermietung 

1 Die Vermietung ist im Rahmen der nachfolgenden Bestimmungen 

Aufgabe des Vorstandes. 

2 Die Miete von Wohnungen der Genossenschaft setzt den Beitritt 

zur Genossenschaft voraus. Wenn Ehepartner oder eingetragene 

Partner gemeinsam mieten, muss einer von beiden der Genossen-

schaft beitreten. 

3 Der Mietvertrag lautet auf eine Person, welche Genossenschafter 

ist. Der Mietvertrag mit Mitgliedern darf von der Genossenschaft nur 

in Verbindung mit dem Ausschluss aus der Genossenschaft (Art. 10 

nachfolgend) gekündigt werden. 

4 Die Genossenschaft vermietet ihre Wohnungen grundsätzlich zu 

den Selbstkosten. Mit den Mietzinsen müssen insbesondere die 

Verzinsung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche Ab-

schreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom Gesetz vor-

geschriebenen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 

Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Umgebung, die 

Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versicherungsprämien, sowie 

die Kosten einer zeitgemässen Verwaltung und Genossenschafts-

führung gedeckt sein. 

5 Jeder Mieter ist verpflichtet, selber in der von ihm gemieteten Woh-

nung zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben. Aus-

nahmen von der Residenzpflicht gelten 
a) bei Untermiete für den Mieter; 
b) bei Eheschutz für den Ehepartner oder bei Aufhebung des Zu-

sammenlebens für den eingetragenen Partner, welcher nicht zur 

Benützung der Wohnung berechtigt ist.  

6 Die ganze oder teilweise Untervermietung einer Wohnung oder 

einzelner Zimmer ist nur mit vorgängiger schriftlicher Zustimmung 

des Vorstandes zulässig. Der Vorstand kann die Zustimmung zu 

einem entsprechenden Gesuch aus den in Art. 262 Abs. 2 OR ge-

nannten Gründen verweigern. Als "wesentliche Nachteile" im Sinne 

von Art. 262 Abs. 2 OR gilt jede vertragswidrige Abweichung vom 

Hauptmietvertrag betreffend Gebrauchszweck und -modalitäten, 

sowie insbesondere: 
- unbefristete Untervermietung, sofern der Mieter keine schutzwür-

digen Interessen anführt; 
- Überbelegung der Wohnung; 
- übermässige Abnützung der Wohnung durch den Untermieter; 

- Beeinträchtigung der Anwohner durch den Untermieter, etwa in-

folge Lärm, Geruch, Haustiere, politische Gesinnung (nicht ab-

schliessend). 

Vermietung 

Mitgliedschaft 

Mietvertrag/ 
Kündigungsschutz 

Mietzins 

Residenzpflicht 

Untervermietung 
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3 Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet der Vor-

stand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR. 

4 Überdies bestehen mindestens folgende Erneuerungsfonds: 

a) Reparaturfonds 
b) Antennenfonds 
c) Waschmaschinen- und Tumblerfonds 

5 Die Mittel des Reservefonds und der Erneuerungsfonds werden 

vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 
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Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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vom Vorstand entsprechend dem jeweiligen Zweck verwaltet und 

verwendet sowie im Rahmen der Gesamtrechnung von der Revisi-

onsstelle überprüft. 

6 Die Generalversammlung kann im Rahmen von Art. 862 und 863 

OR beschliessen, weitere Fonds zu bilden.  

Beanspruchung 

Erneuerungsfonds 

Gemeinsame Bestim-
mungen:  
Verwaltung / Verwen-
dung 

Weitere Fonds 

Art. 20  Entschädigung der Organe 

1 Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine massvolle 

Entschädigung, welche sich nach den Aufgaben und der Arbeitsbe-

lastung der einzelnen Mitglieder richtet und vom Vorstand selber 

festgelegt wird.   

2 Die Entschädigung der Revisionsstelle, sofern nicht auf eine sol-

che verzichtet wird, richtet sich sinngemäss nach Abs. 1. Sie wird 

nach den branchenüblichen Ansätzen entschädigt. 

3 Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen. 

4 Ferner werden den Mitgliedern der Organe die im Interesse der 

Genossenschaft aufgewendeten Auslagen ersetzt. 

Grundsätze / Vorstand 

Revisionsstelle 

Ausschluss von Tan-
tiemen 

Auslagenersatz 

5. Organisation 

Organe 

Art. 21  Überblick 

Die Organe der Genossenschaft sind:  

a) die Generalversammlung;  
b) der Vorstand; 
c) die Revisionsstelle, sofern nicht auf eine solche verzichtet wird; 

und 
d) die Rekurskommission. 

Überblick 

12

Generalversammlung   

Art. 22  Befugnisse 

1 Der Generalversammlung stehen die nachfolgenden unübertrag-

bare Befugnisse zu: 

a) Festsetzung und Abänderung der Statuten; 

b) Wahl des Vorstandes und der Revisionsstelle; 

c) Abnahme der Jahresrechnung und gegebenenfalls die Beschluss-

fassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes; 

d) die Entlastung des Vorstandes; 
e) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die durch 

Gesetz oder  Statuten der Generalversammlung vorbehalten sind 

Unübertragbare Be-
fugnisse 

2 Im weiteren stehen der Generalversammlung die nachfolgenden 

Befugnisse zu: 

a) Wahl und Abberufung des Vorstandspräsidenten; 

b) Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes; 

c) Wahl und Abberufung der statutarischen Kontrollstelle; 

d) Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschlussbeschlüs-

se des Vorstandes: 
e) Beschlussfassung über den Verkauf von Grundstücken, Häusern 

und Wohnungen und die Einräumung von Baurechten; 

f) Beschlussfassung über den Kauf von Grundstücken und/oder die 

Erstellung von neuen Überbauungen; 
g) Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern der Ge-

nossenschaft und die Erstellung von Ersatzneubauten; 

h) Beschlussfassung über Einzelausgaben, sowie über mehrere 

Ausgaben die in unmittelbarem Zusammenhang stehen oder die 

Genossenschaft in anderer Weise belasten, wenn sie 10 % der 

Bilanzsumme übersteigen; 
i) Beschlussfassung über Auflösung oder Fusion der Genossen-

schaft; 
j) Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern traktandierte 

Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung durch die Gene-

ralversammlung unterstehen (Art. 22 Abs. 3); 

k) Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die vom Vor-

stand der Generalversammlung unterbreitet werden. 

3 Anträge der Mitglieder auf Traktandierung eines Geschäftes ge-

mäss Buchst. j) müssen spätestens 10 Tage vor der ordentlichen 

Generalversammlung beim Vorstand schriftlich eingereicht werden.  

4 Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie traktan-

diert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen der Traktanden 

bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung. 

Weitere Befugnisse 

Anträge auf Traktan-
dierung 

Abstimmung über 
Anträge 
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Bekanntmachungen 

Art. 37  Mitteilungen und Publikationsorgan 

1 Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden inter-

nen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schriftlich oder durch 

Zirkular, sofern das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vor-

schreibt. 

2 Publikationsorgan der Genossenschaft ist das Schweizerische 

Handelsamtsblatt. 

Interne Mitteilungen 

Publikationen 

Die vorstehenden Statuten sind an der Generalversammlung vom 29. April 2010 ge-

nehmigt worden; sie ersetzen diejenigen vom 19. Oktober 1943 und 6. April 2009. 

Basel, 29. April 2010 

Wohngenossenschaft Albanrheinweg 
Der Präsident: Felix Maurer     
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Art. 5   Unverkäuflichkeit der Grundstücke, Häuser und Wohnungen  

1 Die Grundstücke, Häuser und Wohnungen der Genossenschaft 

sind grundsätzlich unverkäuflich.  

2 Beim Vorliegen wichtiger Gründe entscheidet die Generalver-

sammlung mit Dreiviertelmehrheit über einen Verkauf und dessen 

Modalitäten. 

Verkaufsverbot 

Ausnahmen 

3. Mitgliedschaft: Erwerb, Verlust und Pflichten 

Art. 6   Erwerb der Mitgliedschaft 

1 Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder juristische 

Person werden, welche mindestens einen Anteilschein übernimmt.  

2 Die Mitgliedschaft ausländischer Staatsangehöriger untersteht den 

Einschränkungen durch das Bundesgesetz über den Erwerb von 

Grundstücken durch Personen im Ausland. 

3 Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt. 

4 Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines schriftlichen Beitrittsgesuchs 

durch einen Vorstandsbeschluss. Der Vorstand entscheidet endgül-

tig und braucht die Ablehnung auch dann nicht zu begründen, wenn 

der Kandidat bereits Mieter oder Untermieter einer Genossen-

schaftswohnung ist. 

5 Die Mitgliedschaft beginnt mit der vollständigen Einzahlung der er-

forderlichen Anteilscheine bzw. bei Ratenzahlung nach Art. 14 Abs. 

1 mit der Bezahlung der ersten Rate.  

6 Die Mitgliedschaft begründet kein Recht auf die Miete einer Woh-

nung der Genossenschaft. 

7 Der Vorstand führt ein Mitgliederregister. 

Voraussetzungen 

Ausländer 

Anzahl Mitglieder 

Aufnahme 

Beginn 

Wirkung 

Mitgliederregister 

Art. 7   Erlöschen der Mitgliedschaft 

1 Die Mitgliedschaft erlischt  
a) bei natürlichen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

b) bei juristischen Personen durch Austritt, Ausschluss oder Auflö-

sung. 

2 Die Rückzahlung der Anteilscheine bei Erlöschen der Mitglied-

schaft richtet sich nach Art. 16 der Statuten. 

Gründe 

Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 

Fällen den Austritt auch unter Beachtung einer kürzeren Kündi-

gungsfrist oder auf einen anderen Zeitpunkt bewilligen, so insbe-

sondere bei Kündigung des Mietvertrages auf das Ende der miet-

rechtlichen Kündigungsfrist. 

3 Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft gefasst 

ist, kann der Austritt nicht mehr erklärt werden. 

Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 

Einschränkung 

Art. 9   Tod 

1 Stirbt ein Mitglied, das Mieter einer Wohnung der Genossenschaft 

gewesen ist, kann der im Haushalt lebende Ehepartner oder einge-

tragene Partner die Mitgliedschaft des Verstorbenen und gegebe-

nenfalls dessen Mietvertrag übernehmen. Der Lebenspartner ist nur 

dann zur Übernahme von Mitgliedschaft und gegebenenfalls Miet-

vertrag berechtigt, wenn er Erbe des Verstorbenen ist. Hierfür muss 

er den Nachweis erbringen.  

2 Andere im gemeinsamen Haushalt lebende Personen können mit 

Zustimmung des Vorstandes Mitglied der Genossenschaft werden 

und einen Mietvertrag abschliessen.  

Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 

Art. 10  Ausschluss 

1 Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Genossen-

schaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund oder einer 

der nachfolgenden Ausschlussgründe vorliegt: 

a) Verletzung genereller Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der 

genossenschaftlichen Treuepflicht, Missachtung statutenkonfor-

mer Beschlüsse der Generalversammlung oder des Vorstandes 

sowie vorsätzliche Schädigung des Ansehens oder der wirtschaft-

lichen Belange der Genossenschaft.  
b) Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Wohnungen zu 

wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
c) Zweckentfremdung der Wohnung, namentlich wenn sie und da-

zugehörende Nebenräume vorwiegend zu geschäftlichen Zwe-

cken benutzt werden. 
d) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes bei Unter-

belegung infolge des Wegzugs eines oder mehrerer Bewohner, 

d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Rückzahlung 
Anteilscheine 
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Art. 8   Austritt 

1 Ist das Mitglied Mieter von Räumlichkeiten der Genossenschaft, 

setzt der Austritt die Kündigung des Mietvertrags voraus. 

2 Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich auf Ende 

des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer sechsmonatigen 

Kündigungsfrist erklärt werden. Der Vorstand kann in begründeten 
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Kündigung  

Kündigungsfrist/ 
Zeitpunkt 
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Art. 9   Tod 
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Ehe-, eingetragene 
bzw. 
Lebenspartner 

Andere Personen 
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wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu haben, sofern er 

Mieter einer Wohnung ist und nicht eine Ausnahme nach Art. 4 

Abs. 5 vorliegt. 
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d.h. wenn die Zimmerzahl die Zahl der Bewohner um mehr als 

zwei übersteigt. 

Gründe 
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Art. 23  Einberufung und Leitung 

1 Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb 

von sechs Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt. 

2 Ausserordentliche Generalversammlungen werden einberufen, so-

fern eine vorangegangene Generalversammlung, der Vorstand, die 

Revisionsstelle bzw. die Liquidatoren dies beschliessen oder der 

zehnte Teil der Mitglieder dies verlangt. Die Einberufung hat innert 

acht Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand mindestens 14 

Tage vor dem Versammlungstag einberufen. In der Einberufung sind 

die Traktandenliste und bei Anträgen auf Änderung der Statuten der 

Wortlaut der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu geben. Bei 

ordentlichen Generalversammlungen werden der Einladung Jahres-

bericht, Jahresrechnung und Bericht der Revisionsstelle beigelegt; 

diese Unterlagen sind auch 14 Tage vor dem Versammlungstag am 

Geschäftsdomizil der Genossenschaft zur Einsicht aufzulegen.  

4 Die Generalversammlung wird vom Präsidenten oder einem Mit-

glied des Vorstandes geleitet. Sie kann auf Antrag des Vorstandes 

einen Tagespräsidenten wählen. 

5 Der Sitzungsleiter bestimmt die Stimmenzähler und ernennt einen 

Protokollführer. 

Ordentliche General-
versammlung 

Ausserordentliche 
Generalversammlung 

Einberufung 

Leitung 

Stimmenzähler und 
Protokollführer 

Art. 24  Stimmrecht 

1 Jedes Mitglied hat in der Generalversammlung eine Stimme.  

2 Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes Mitglied 

oder den im gleichen Haushalt lebenden Ehepartner, eingetragenen 

Partner bzw. Lebenspartner vertreten lassen. Niemand kann mehr 

als ein anderes Mitglied vertreten. 

3 Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vorstandes 

haben Personen, die in irgendeiner Weise an der Geschäftsführung 

teilgenommen haben, kein Stimmrecht. 

Grundsatz 

Vertretung 

Ausstand 

Art. 25  Beschlüsse und Wahlen 

1 Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie statutenge-

mäss einberufen worden ist.  

2 Wahlen und Abstimmungen erfolgen offen, sofern nicht ein Drittel 

der Stimmenden die geheime Durchführung verlangt oder der Ver-

sammlungsleiter dies anordnet. 

Beschlussfähigkeit 

Geheime Durchfüh-
rung 
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3 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, mit Ausnahme der 

unter Abs. 4 aufgeführten Geschäfte, mit der absoluten Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Wahlen gilt im ersten Wahlgang das 

absolute, im zweiten Wahlgang das relative Mehr. 

4 Für den Verkauf von Grundstücken und die Einräumung von 

Baurechten, für Statutenänderungen sowie für Auflösung und Fusion 

der Genossenschaft ist die Zustimmung von drei Vierteln der abge-

gebenen Stimmen notwendig. 

5 Bei der Ermittlung der abgegebenen Stimmen werden Stimment-

haltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. 

6 Bei Stimmengleichheit hat der Sitzungsleiter den Stichentscheid. 

7 Die Art. 889 OR und Art. 18 Abs. 1 Buchst. d FusG bleiben vorbe-

halten. 

8 Über Beschlüsse und Wahlresultate wird ein Protokoll geführt, das 

vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

Beschlussfassung 

Qualifiziertes Mehr 

Stimmenthaltungen/ 
ungültige Stimmen 

Stimmengleichheit 

Vorbehalt 

Protokoll 

Vorstand       

Art. 26  Wahl und Wählbarkeit 

1 Der Vorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mehr-

heit muss aus Genossenschaftern bestehen, welche gleichzeitig 

auch Mieter einer Wohnung sind. Der Präsident wird von der Gene-

ralversammlung bestimmt; im Übrigen konstituiert sich der Vorstand 

selbst. 

2 Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet sind Personen, die in 

dauernder wesentlicher geschäftlicher Beziehung zur Genossen-

schaft stehen.  

3 Die Mitglieder des Vorstandes werden jeweils an einer ordentlichen 

Generalversammlung für eine Amtsperiode von drei Jahren gewählt. 

Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- bzw. Wiederwahlen 

sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein Drittel der Mitglieder 

der Vorstandes zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

4 Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, bevor seine Amts-

periode abgelaufen ist, so wird an einer Generalversammlung ein 

neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 27  Aufgaben  

1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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1 Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statutarischen 

Bestimmungen für die Verwaltung und für alle Geschäfte der Ge-

nossenschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or-

gan vorbehalten sind. 

Kompetenzvermutung 
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e) Missachtung der Bestimmungen der Statuten oder der Hausord-

nung. 
f) Ablehnung eines zumutbaren Umsiedlungsangebotes, wenn das 

zuständige Organ einen Beschluss über Umbau oder Abbruch der 

betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
g) Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in Art. 11 

vorgesehen ist. 
h) Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kündigungs-

grundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 257f OR, 266g 

OR, 266h OR sowie anderer Verletzungen des Mietvertrages. 

2 Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung vorauszuge-

hen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrechtliche Kündi-

gung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt. 

3 Der Beschluss über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied 

durch eingeschriebenen Brief mit Begründung und Hinweis auf die 

Möglichkeit der Berufung an die Generalversammlung zu eröffnen. 

Dem Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen nach Empfang der 

Mitteilung das Recht der Berufung an die Generalversammlung zu. 

Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung, doch hat der Aus-

geschlossene das Recht, in der Generalversammlung seine Sicht 

selber darzulegen oder darlegen zu lassen. 

4 Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 3 Mona-

ten bleibt vorbehalten. Sie hat ebenfalls keine aufschiebende Wir-

kung.  

5 Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den mietrechtli-

chen Bestimmungen. 

Mahnung 

Mitteilung/ 
Berufung/ 
Ausschluss der auf-
schiebenden Wirkung 

Anrufung des Richters 

Mietrecht 

Art. 11  Eheschutz, Ehescheidung, Ehetrennung, Auflösung der 

eingetragenen Partnerschaft  

1 Weist das Gericht im Rahmen von Eheschutzmassnahmen die 

Benützung der Wohnung dem Ehepartner des Mitglieds zu, kann 

der Vorstand mit dessen Einverständnis den Mietvertrag auf den 

anderen Ehepartner übertragen. Eine solche Übertragung setzt den 

Erwerb der Mitgliedschaft durch den anderen Ehepartner sowie die 

Übernahme der Genossenschaftsanteile (Art. 14 Abs. 2) voraus. 

Der Vorstand kann dem Ehepartner und Mitglied, dem die Benüt-

zung der Wohnung nicht zugewiesen wurde, aus der Genossen-

schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-

fügung stellen kann oder will. 

2 Überträgt das Gericht mit Ehescheidungs- oder Ehetrennungsurteil 

oder mit Urteil über die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 

die Reche und Pflichten aus dem Mietvertrag auf den Ehepartner 

oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 

Ehetrennung, Ehe-
scheidung, Auflösung 
der eingetragenen 
Partnerschaft 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 

3 Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genossen-

schaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzentscheid bzw. dem 

Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
kapital 

Pflichtanteile 
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schaft ausschliessen, sofern er ihm keine andere Wohnung zur Ver-
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oder eingetragenen Partner des Mitglieds, kann der Vorstand, wenn 

er dem Mitglied keine andere Wohnung zur Verfügung stellen kann 

oder will, das Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der 

Eheschutz 
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scheidung, Auflösung 
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Partner, auf den der Mietvertrag übertragen wurde, muss Mitglied 

der Genossenschaft werden und die Genossenschaftsanteile über-

nehmen. 
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Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. der Konvention, wobei eine 

Auszahlung von Anteilkapital erst erfolgt, nachdem der verbleibende 

Partner einen entsprechenden Betrag der Genossenschaft überwie-

sen hat. 

Vermögensrechtliche 
Folgen 

Art. 12  Verpfändung und Übertragung von Genossenschaftsanteilen 

1 Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossenschafts-

anteilen sowie deren Übertragung auf Personen, die nicht Mitglieder 

der Genossenschaft sind, sind ausgeschlossen. 

2 Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen benötigt die Zu-

stimmung des Vorstandes. Erforderlich sind ein schriftlicher Abtre-

tungsvertrag sowie eine Mitteilung an die Genossenschaft. 

Verpfändung/ 
Belastung 

Übertragung 

Art. 13  Persönliche Pflichten der Mitglieder 

1   Die Mitglieder sind verpflichtet: 
a) Die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu wahren; 

b) Den Statuten, der Hausordnung sowie den Beschlüssen der Ge-

nossenschaftsorgane nachzuleben; 
c) Nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten teilzuneh-

men und in genossenschaftlichen Gremien mitzuwirken. 

Grundsatz 

4. Finanzielle Bestimmungen 

Genossenschaftskapital 

Art. 14  Genossenschaftsanteile 

1 Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der gezeich-

neten Genossenschaftsanteile. Die Genossenschaftsanteile lauten 

auf einen Nennwert von je CHF 100 und müssen voll einbezahlt 

werden. Ausnahmsweise kann der Vorstand Ratenzahlung bewilli-

gen. Der Vorstand kann für neue Mitglieder jederzeit neue Genos-

senschaftsanteile ausgeben. 

2 Jedes Mitglied muss mindestens einen Genossenschaftsanteil   

übernehmen. Mitglieder, die überdies eine Wohnung der Genossen-

schaft mieten, müssen zusätzliche Genossenschaftsanteile über-

nehmen. Die Anzahl der zusätzlich zu übernehmenden Genossen-

schaftsanteile ist abhängig von der Anzahl Zimmer (ohne Küche, 

Bad, und/oder Flur) der gemieteten Wohnung. Einzelheiten regelt 

der Vorstand in einem Reglement. 

Genossenschafts-
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2 Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, der sich 

aus der Jahresrechnung (Art. 18) und dem Jahresbericht zusam-

mensetzt. Der Geschäftsbericht stellt den Geschäftsverlauf sowie 

die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Genossenschaft dar und 

gibt die Prüfungsbestätigung der Revisionsstelle wieder. 

3 Er bestimmt die zeichnungsberechtigten Personen und die Art ihrer 

Zeichnung, wobei nur Kollektivunterschrift zu zweien erteilt werden 

darf. 

Geschäftsbericht 

Zeichnungsberechti-
gung 

Art. 28  Kompetenzdelegation 

1 Der Vorstand ist ermächtigt, einzelne Bereiche der Geschäftsfüh-

rung an eines oder mehrere seiner Mitglieder (Ausschüsse), an 

ständige oder Ad-hoc-Kommissionen und/oder an eine oder mehre-

re Personen zu übertragen, die nicht Mitglieder der Genossenschaft 

zu sein brauchen. 

2 Der Vorstand kann in diesem Fall ein Organisationsreglement er-

lassen, welches die Aufgaben von Vorstand, Ausschüssen und 

Kommissionen festlegt sowie insbesondere die Berichterstattungs-

pflicht regelt. 

Grundsatz 

Organisations-
reglement 

Art. 29  Vorstandssitzungen 

1 Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten einberufen, so oft 

dies die Geschäfte erfordern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder 

die Einberufung einer Vorstandssitzung verlangen. 

2 Der Vorstand ist bei Anwesenheit der Mehrheit seiner Mitglieder 

beschlussfähig. Er beschliesst mit der absoluten Mehrheit der abge-

gebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vorsit-

zende mit Stichentscheid. 

3 Sofern kein Vorstandsmitglied die mündliche Beratung verlangt und 

die Mehrheit der Vorstandsmitglieder mitwirkt, gelten ohne Gegen-

stimme gefasste schriftliche Zirkulationsbeschlüsse als gültige Vor-

standsbeschlüsse. Sie sind ins Protokoll der nächsten Vorstandssit-

zung aufzunehmen. 

4 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes ist ein 

Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom Vorsitzenden und vom 

Protokollführer zu unterzeichnen. 

Einberufung 

Beschlussfassung 

Zirkulationsbeschluss 

Protokoll 

Revisionsstelle    

Art. 30  Gesetzliche Revisionsstelle 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle. Sie kann auf 

die Wahl einer Revisionsstelle verzichten, wenn: 

1. die Genossenschaft nicht zur ordentlichen Revision verpflichtet 

ist; und 

Grundsatz 

16

2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 

Generalversammlung muss diesfalls die Revisionsstelle wählen. 

3 Eine ordentliche Revision können zudem verlangen: 

1. 10 % der Genossenschafter; 
2. Genossenschafter, die zusammen mindestens 10 % des Ge-

nossenschaftskapitals vertreten; 
3. Genossenschafter, die einer persönlichen Haftung oder einer 

Nachschusspflicht unterliegen. 

4 Die Amtsdauer beträgt ein Jahr. Im Übrigen gelten die gesetzlichen 

Vorschriften von Art. 906 i.V.m. Art. 727 ff. OR. 

Verzicht 

Ausnahme 

Amtsdauer 

Art. 31  Statutarische Kontrollstelle 

1 Sofern auf die Wahl einer gesetzlichen Revisionsstelle verzichtet 

und somit weder eine ordentliche noch eine eingeschränkte Revisi-

on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 
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reglement 
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2. sämtliche Genossenschafter zustimmen; und 

3. die Genossenschaft nicht mehr als zehn Vollzeitstellen im Jah-

resdurchschnitt hat. 

2 Der Verzicht gilt auch für die nachfolgenden Jahre. Jeder Genos-

senschafter hat jedoch das Recht, spätestens 10 Tage vor der Ge-

neralversammlung eine eingeschränkte Revision zu verlangen. Die 
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Ausnahme 
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on gemäss Art. 30 dieser Statuten durchgeführt wird, hat die Gene-

ralversammlung eine statutarische Kontrollstelle gemäss den vorlie-

genden Statutenbestimmungen zu wählen. Diese kann nicht im 

Handelsregister eingetragen werden.  

2 Die statutarische Kontrollstelle besteht aus drei Mitgliedern, die 

Genossenschafter aber weder zugelassene Revisoren noch Revisi-

onsexperten nach den Vorschriften des Revisionsaufsichtsgesetzes 

zu sein brauchen.  

3 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle dürfen nicht Mitglie-

der der Verwaltung der Genossenschaft sein.

4 Die Mitglieder der statutarischen Kontrollstelle werden jeweils an 

einer ordentlichen Generalversammlung für eine Amtsperiode von 

drei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die periodischen Neu- 

bzw. Wiederwahlen sind derart abgestuft, dass jährlich jeweils ein 

Mitglied der Kontrollstelle zur Neu- bzw. Wiederwahl steht. 

5 Scheidet ein Mitglied der statutarischen Kontrollstelle aus, bevor 

seine Amtsperiode abgelaufen ist, so wird an einer Generalver-

sammlung ein neues Mitglied gewählt. Dieses tritt in die laufende 

Amtsperiode ein. 

Grundsatz 

Zusammensetzung 

Unvereinbarkeit 

Amtsdauer 

Vorzeitiges Ausschei-
den 

Art. 7.1
Partizipation und Mitbestimmung

1 Die Genossenschaft gewährleistet eine breite Beteili-

gung ihrer Mitglieder an Entscheidungsprozessen.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) die Einführung von digitalen und analogen Beteili-

gungsformaten wie Foren, Werkstätten oder Online-Ab-

stimmungen;
b) die Förderung niederschwelliger Mitwirkungsmöglich-

keiten, um auch weniger aktive Mitglieder einzubinden;

c) die transparente Kommunikation aller Entscheidungs-

grundlagen und Ergebnisse.
3 Die Genossenschaft überprüft laufend die Angemessen-

heit und Zugänglichkeit ihrer Beteiligungsinstrumente.

Art. 4.1
Grundsätze des Teilens und Tauschens

Die Genossenschaft berücksichtigt bei der Vermietung 

und Nutzung ihrer Wohnungen und Räumlichkeiten 

auch neue Formen gemeinschaftlichen Wohnens und 

Arbeitens. 

a) Nutzungstausch: Mitglieder können in Absprache mit 

dem Vorstand ihre Wohnungen oder Teile davon zeitwei-

se tauschen, sofern die Grundsätze der Statuten und der 

Hausordnung eingehalten werden.
b) Flexible Gemeinschaftsnutzungen: Gemeinschaftsräu-

me und Infrastrukturen können je nach Bedarf der Mitglie-

der für Wohnen, Arbeiten, Kultur oder soziale Aktivitäten 

verwendet werden.
c) Sharing-Ökonomie des Raumes: Die Genossenschaft 

kann Modelle der gemeinsamen Nutzung und zeitweisen 

Überlassung von Räumen oder Arbeitsplätzen an Mit-

glieder oder befreundete Organisationen unterstützen, um 

Ressourcen effizient und solidarisch zu verwenden.

Art. 7.1
Digitale Strukturen und Organisation

1 Die Genossenschaft nutzt digitale Mittel zur effizienten 

Verwaltung und zur Förderung der Partizipation ihrer 

Mitglieder.
2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Aufbau einer sicheren, datenschutzkonformen 

Plattform für Mitgliederinformationen, Abstimmungen und 

Dokumentenzugang;
b) die Einführung digitaler Werkzeuge für Verwaltung, 

Kommunikation und Buchhaltung zur Erhöhung der 

Transparenz und Effizienz;
c) die Schulung der Mitglieder im Umgang mit den ein-

gesetzten digitalen Systemen.
3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Sicher-

heit und Zugänglichkeit der digitalen Infrastruktur.

Art. 24.1
Jugendwahlrecht

1 Die Genossenschaft fördert die frühzeitige Einbindung 

junger Mitglieder in die genossenschaftlichen Entschei-

dungsprozesse.
2 Die Massnahmen umfassen:
a) das aktive Wahlrecht für Mitglieder ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Angelegenheiten der Generalver-

sammlung;
b) die Möglichkeit für junge Mitglieder, beratend in Aus-

schüssen und Arbeitsgruppen mitzuwirken;

c) die Schaffung spezifischer Informations- und Bildungs-

angebote, um die Entscheidungsfähigkeit und Mitwir-

kungskompetenz junger Mitglieder zu stärken.

3 Die Genossenschaft überprüft regelmässig die Wirkung 

der Massnahmen und passt diese an die gesellschaft-

lichen Entwicklungen an.

Art. 26.1 
Diversität des Vorstandes
1 Der Vorstand besteht aus mindes-
tens einer Person, die im Zeitpunkt 
der Wahl das 35. Altersjahr noch nicht 
vollendet hat.
2 Der Vorstand darf zudem nie aus-
schliesslich aus drei Frauen oder drei 
Männern bestehen.

Art. 19
Weitere Erneuerungsfonds

d) Umwelt- und Begrünungsfonds
e) Mobilitätsfonds
f) Energie- und Autarkiefonds

Art. 19
Weitere Organe der Genos-
senschaft

e) Zukunftsrat

Art. 37
Mitteilungen

Die Genossenschaft kann ergänzend 
digitale Kommunikationsmittel ein-
setzen, sofern die Erreichbarkeit aller 
Mitglieder gewährleistet ist.

Art. 20
Entschädigungen 
der Organe

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
zur transparenten Ausweisung der 
Entschädigungen und achtet auf die 
Vereinbarkeit mit Grundsätzen guter 
Governance.

Art. 13
Persönliche Pflichten der 
Mitglieder

d) Die Mitglieder verpflichten sich, die 
Grundsätze eines ressourcenscho-
nenden und energieeffizienten Um-
gangs mit den genossenschaftlichen 
Liegenschaften zu beachten.

Art. 3
Zweck, Mittel und Zukunft

Die Genossenschaft berücksichtigt bei 

ihren Tätigkeiten auch die Förderung 
ökologisch nachhaltiger Bau- und 
Bewirtschaftungsweisen sowie die 
Nutzung digitaler Mittel zur Stärkung 
der Selbstverwaltung und Partizipation 

der ihrer Genossenschaftler*innen.

Art. 6
„Basler Mischung“

Die Genossenschaft achtet bei der 
Aufnahme neuer Mitglieder auf eine 
vielfältige Zusammensetzung im 
Hinblick auf Alter, Herkunft, Lebens-
formen und soziale Hintergründe, um 
eine durchmischte und solidarische 
Gemeinschaft zu fördern.

Art. 6
Genossenschaftskapital

Die Genossenschaft verpflichtet sich 
Einlagen der Mitglieder im Rahmen 
ökonomischer Dauerhaftigkeit und 
gesetzlicher Bestimmungen bevorzugt 
in regionale, nachhaltige und sozial-
verträgliche Anlageformen investieren.

Art. 24.1
Energieautarkie und Kreislauffähigkeit

1 Die Genossenschaft strebt eine weitgehende Energie-

autonomie und Ressourcenschonung an.

2 Die Massnahmen umfassen insbesondere:

a) den Ausbau erneuerbarer Energieanlagen wie Photo-

voltaik und gemeinschaftliche Batteriespeicher;

b) die Etablierung von Recycling- und Kreislaufsystemen, 

einschliesslich gemeinschaftlicher Werkstätten und Repa-

raturinitiativen;
c) die Förderung eines haushaltsübergreifenden Ressour-

cenpools, beispielsweise von Geräten oder Werkzeugen.

3 Die Genossenschaft passt ihre Massnahmen laufend 

den technischen Entwicklungen an.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, sozial

a) Förderung gemeinschaftlicher Projekte zur gegenseiti-

gen Unterstützung bei Hitzewellen, Stromausfällen oder 

Extremwetterereignissen;
b) Informations- und Bildungsangeboten für die Mitglieder 

zu nachhaltigem Verhalten im Alltag;
c) Aufbau von solidarischen Nachbarschaftsstrukturen, 

die vulnerable Gruppen wie ältere oder gesundheitlich 

eingeschränkte Personen besonders einbeziehen.

Art. 7.1
Klimaanpassungen, baulich

a) Verbesserung der Gebäudebegrünung (Dach- und 

Fassadenbegrünung) sowie Anlage gemeinschaftlicher 

Grün- und Schattenräume;
b) Umsetzung von energie- und wassersparenden Baum-

assnahmen, insbesondere Regenwassernutzung und 

Energiegewinnung;
c) Erhöhung der baulichen Resilienz durch die Ver-

wendung geeigneter Materialien und Techniken, welche 

die Beständigkeit gegenüber Extremwetterereignissen 

verbessern.
d) Die Genossenschaft verpflichtet sich, diese Massnah-

men laufend zu überprüfen und den jeweiligen techni-

schen und gesellschaftlichen Entwicklungen anzupassen. 

Statuten
Update
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Würdigung des Verfahrens
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Im vorliegenden «spekulativen Denkraum» mussten zum 
Glück keine «Sieger» erkoren werden. Alles «Gedachte» 
soll im Raum stehen, und es soll weitergedacht, entwickelt 
und hoffentlich das eine oder andere auch realisiert 
werden. Die Resultate aus diesem Verfahren sollen 
Material liefern für einen für die Entwicklung unserer 
Genossenschaften und der Städte wichtigen Diskurs. 
 
Ein paar «Learnings» aus dem von allen Beteiligten als 
äusserst anregend empfundenen Verfahren: 
Die bestehenden Strukturen, Bauten und die bestehenden 
sozialen Netze sind Ressourcen und nicht nur «Probleme». 
Auch die Klimakrise muss und kann als Chance gesehen 
werden. Die gesellschaftlichen Entwicklungen der 
Individualisierung verlangen mehr Möglichkeiten zur 
Gemeinschaftlichkeit und zur nachbarschaftlichen 
Interaktion. Dabei darf die Wohnfläche pro Person nicht 
weiter steigen. 
 
«Partizipation ist toll, von einfach war nie die Rede.» 
Soziale Prozesse müssen gestaltet und kuratiert werden. 
Es dürfen nicht nur die aktuelle Befindlichkeit der jetzigen 
Mitglieder das Mass der Dinge sein. «Gemeinsame 
Selbsthilfe» heisst nicht nur, selber zu profitieren, sondern 
auch, etwas beizutragen. Grössere Projekte sind immer 
im Rahmen des Generationenauftrags zu sehen. Es sind 
auf jeden Fall länger dauernde Prozesse. Damit können 
Genossenschaften in der Regel gut umgehen. 
 
Zusammen geht es besser: Darüber zu reden und sich 
auszutauschen, auch über die Grenzen der Bautätigen 
hinaus, ist essenziell. Soziologinnen und Soziologen 
helfen, die Bedürfnisse von Menschen und Gruppen zu 
verstehen, und unterstützen bei Partizipationsprozessen. 
Es gilt, soziokulturelles Wissen zu nutzen und die 
Disziplinen zu verbinden. 
 
In den Vorschlägen werden vor allem zwei 
unterschiedliche Strategien verfolgt: Einerseits 
«Toolboxen mit additiven Elementen, die auf Bedürfnisse 
baulich reagieren», und andererseits «fixe, nutzungsoffene 
Strukturen, die verschiedene Bedürfnisse abdecken 
können». Beide Strategien liefern Resultate. Beides 
auszuprobieren macht Sinn; es kann auch die Angst vor zu 
viel Utopie nehmen.
 
Es braucht ein Minimum an Genossenschaftlichkeit 
in den Genossenschaften: Nur so bleibt eine hohe 
Akzeptanz. Teilen, minimieren, Ressourcen schonen und 
Gemeinschaftlichkeit erzeugen sind Pflicht und Kür. 
Reines Bestandsverwalten genügt nicht mehr. 
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Die bestehenden Baunormen und -gesetze sind 
mehrheitlich für die grüne Wiese gedacht. Hier braucht 
es Kreativität im Umgang. «Probleme lösen» heisst 
manchmal, «sich vom Problem lösen». 
 
In Basel-Stadt kann der Bebauungsplan ein gutes 
Instrument sein, um auf den ersten Blick gewagte Projekte 
rechtlich umsetzen zu können. Es hilft, unkonventionelle 
Zugänge zu suchen. Tut es einfach – Normen und 
Vorschriften im Hinterkopf können zu Blockaden führen, 
eine übermässige Ökonomisierung ebenfalls. 
 
Es gilt, neue Gleichgewichte zu erzeugen und die Balance 
zu finden: 
 
Architektur – soziale Prozesse 
Vom Grossen ins Kleine – vom Kleinen ins Grosse 
Geben & Nehmen, Rechte & Pflichten 
Genossenschaft – Stadt als Ganzes 
 
Wie kann man den Wohnraum in der Stadt 
weiterentwickeln, ohne die Wohnenden vor die Tür 
zu stellen? Dies war eine der Ausgangsfragen für den 
Jubiläumswettbewerb. Und einige Antworten liegen vor. 
Wir können, indem wir das Vorhandene besser nutzen, 
mehr Suffizienz, mehr Nachbarschaftlichkeit, geeignete 
Partizipationsprozesse und vielleicht auch etwas 
weniger Perfektionswahn betreiben. Hilfreich wären eine 
Umbaunorm und angepasste Stadt-Umbau-Gesetze, die 
«Exo-Baumassnahmen» ermöglichen. So kann Wohnraum 
weitergenutzt und verbessert werden. 
 
Dieses Verfahren ist nur ein Anfang und eine Einladung 
zur Weiterführung der Diskussion um das «Gemeinsam in 
der Stadt wohnen». Alle bisher Beteiligten sind angetan 
vom Prozess und von diesen ersten Resultaten. Alle 
anderen sind nun eingeladen, ebenfalls am «Denkraum» 
teilzunehmen!



Interview

Wie hat der unkonventionelle Ideenwettbewerb 
angestossen?  Braucht es mehr solche Verfahren? Liza 
Papazoglou, Chefredaktorin der Zeitschrift WOHNEN, 
reflektiert im Gespräch mit Verfahrensbegleiter Lukas 
Gruntz und Soziologin Barbara Emmenegger das 
spezielle Verfahren und die inspirierenden Resultate. Das 
Interview erschien erstmals in der Zeitschrift WOHNEN im 
vergangenen Herbst.

Mit einem offenen Ideenwettbewerb hat 
der Regionalverband Nordwestschweiz sein 
Jubiläumsjahr eingeläutet. Was war das Ziel? 
 
Lukas Gruntz: Die Jubiläumsausstellung bietet einen Blick 
auf die reiche Geschichte der Genossenschaften und auf 
spannende aktuelle Projekte. Wir wollten aber auch eine 
Perspektive in die Zukunft eröffnen. In Basel gibt es viele 
kleinere Genossenschaften, deren Bestand vornehmlich 
aus den 1940er- und 1950er-Jahren stammt. Sie haben 
sich seit der Erstellung nicht mehr weiterentwickelt. Da 
liegt grosses Potenzial brach. Das möchten wir nutzen 
und die Genossenschaften dazu inspirieren, sich auf 
den Weg zu machen. Deshalb haben wir das offene 
Format gewählt. Es lädt dazu ein, Ideen in einem offenen 
Denkraum kollektiv und im Dialog zu entwickeln.

Wie wurde der Wettbewerb durchgeführt?
 
Gruntz: Zuerst haben wir 2024 mit einem Aufruf nach 
Genossenschaften gesucht, die Siedlungen haben, die 
sie weiterentwickeln möchten. Wir haben schliesslich 
drei unterschiedlich grosse gefunden (siehe Box), die 
die Basler Themen gut repräsentieren. Dann haben 
wir im Frühling 2025 mit einem anonymen «Open 
Call» Planungsteams dazu eingeladen, Vorschläge 
zur Weiterentwicklung der Siedlungen einzureichen. 
Gesucht waren keine fertigen Projektentwürfe, sondern 
Entwicklungsideen, die auch sozialräumliche Aspekte 
umfassen und möglichst exemplarisch sind.

Die Ausschreibung der Präqualifikation war 
niederschwellig angesetzt. Interessierte konnten sich 
mit Ideenskizzen auf einem A3-Plakat bewerben. Wie 
war die Resonanz?
 
Gruntz: Es gab 72 Eingaben. Das ist viel, auch angesichts 
der knappen Zeit und der Tatsache, dass es in der ersten 
Runde keine Entschädigung gab. Insgesamt war das eine 
gelungene Sache.

 86

«K
ol

la
b

or
a

ti
ve

s 
D

en
ke

n
fö

rd
er

t I
nn

ov
a

ti
on

»



 87

Barbara Emmenegger: Dem kann ich nur zustimmen. In 
der ersten Runde ging es darum, die Lust am Mitdenken 
aufzuzeigen. Dass so viele Büros teilgenommen haben – 
darunter neben vielen jungen auch einige renommierte –, 
fand ich grandios. 

Wie beurteilen Sie die Vielfalt und Qualität der 
eingereichten Ideen?
 
Emmenegger: Die Vielfalt war gross, die Qualität 
unterschiedlich. Es gab aber erstaunliche viele Teams, 
die sich bereits sehr differenziert und vertieft Gedanken 
gemacht hatten zu wichtigen sozialräumlichen 
Fragen: Wie leben wir eigentlich? Wie bilden sich 
Nachbarschaften und Gemeinschaften? Was braucht 
es dafür? Wie gehen wir um mit Ressourcen, was 
heisst Teilen? Das hat mich sehr gefreut. Ebenso wie 
die teils wunderschönen Eingaben mit ganz tollen 
Visualisierungen. Da war viel Anregendes dabei.
 
Gruntz: Das Beurteilungsgremium war ziemlich gefordert, 
den so unterschiedlichen Beiträgen gerecht zu werden. 
Eigentlich haben wir ja Thesen und Ideen gesucht, 
keine Projektentwürfe. Einige haben dennoch genau 
das gemacht. Daneben gab es aber auch analytische, 
spielerische und prozessorientierte Ansätze. Das Gremium 
hat schliesslich unterschiedliche Herangehensweisen zur 
Weiterbearbeitung ausgewählt.

Wohnschutz war eine Vorgabe der Ausschreibung: 
Die Mieter:innen sollen in ihren Wohnungen 
bleiben können, die Bausubstanz soll erhalten und 
aufgewertet werden. Wie gut haben die Vorschläge 
das umgesetzt?
 
Emmenegger: Die meisten haben das sehr gut gelöst.  
Gruntz: Bei den jungen Teams ist das Bauen im Bestand 
definitiv angekommen. Zu erwähnen ist auch, dass die 
Gebäude der drei betroffenen Siedlungen eine maximal 
solide Bausubstanz aufweisen. Diese Häuser können ganz 
viel, sie sind einfach sowie dauerhaft gebaut und eignen 
sich sehr gut zum Weiterbauen. Sie abzureissen, wäre 
unsinnig.

Aus den Bewerbungen der Präqualifikation wurden 
pro Siedlung zwei Teams ausgewählt, die ihre 
Vorschläge vertiefen konnten. Weshalb? 
 
Gruntz: Wir wollten, dass die Teilnehmer:innen ihre 
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Vorschläge in die Diskussion bringen und im Dialog 
weiterentwickeln. Wir hätten uns sogar eine zweite Runde 
mit neun oder sogar zwölf Teams gewünscht. Dafür 
reichte aber leider das Budget nicht. 

An zwei Workshops konkretisierten die sechs Teams 
zusammen mit den beteiligten Genossenschaften ihre 
Thesen für die Siedlungen. Wie lief das ab? 
 
Gruntz: Beim ersten Workshop im Mai ging es um das 
gegenseitige Kennenlernen. Alle sechs Teams haben ihre 
Thesen präsentiert und Fragen beantwortet. Danach 
tauschten sich die Genossenschaften mit ihren beiden 
ideengebenden Teams aus und klärten nochmals eins 
zu eins, was überhaupt das Ziel ist. Was beschäftigt die 
Genossenschaft in ihrem Alltag, was können die Teams 
dazu beitragen? Und welche Ansätze sind exemplarisch 
und auch für andere Genossenschaften interessant? 
Darauf folgte eine Phase des bilateralen, auch informellen 
Austauschs, mit Begehungen, Zwischenbesprechungen 
und Weiterentwickeln der Ideen. Am zweiten Workshop 
Anfang September wurde dann alles zusammengeführt 
und mit dem Beurteilungsgremium diskutiert. 

Welche Erfahrungen haben Sie mit diesem Vorgehen 
gemacht?
 
Emmenegger: Ob die Teams, die für die gleiche Siedlung 
Ideen einbrachten, kooperieren wollten, konnten sie 
selbst entscheiden. Die beiden Teams, die sich mit 
der Siedlung der kleinsten Genossenschaft Am Horn 
befassten, entwickelten ihre Analyse und Präsentation 
nach dem ersten Workshop zusammen weiter. Das war 
eine gelungene Form von kollaborativem Denken – was 
förderlich ist für Innovationen. Gleichzeitig konnten sie auf 
Basis dieser Arbeit ihre eigenen Thesen weiterverfolgen. 
Die anderen vier Teams haben je ihre eigenen Ansätze 
weiterentwickelt. Beide Vorgehensweisen hatten Platz 
und brachten kreative und sozialräumlich wichtige Ideen 
ins Spiel.
 
Gruntz: Insgesamt war der Prozess äusserst produktiv. 
Als Architekt kenne ich das Problem bei konventionellen 
Wettbewerben: Jemand muss gewinnen. Da gibt es viel 
Konkurrenzdenken, man will nicht zusammenarbeiten. 
Es braucht neue Verfahren, die das aufbrechen. Denn 
letztlich geht es ja darum, die beste Lösung zu finden. 
Da ist das kollaborative Denken befruchtend. Ich fand es 
ausgesprochen positiv und bereichernd, dass Informelles 
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und Diskussionen Platz hatten und dass es zwei vertiefte 
Studien gab, die sich gegenseitig inspirieren konnten.

Kommen wir zu den konkreten Lösungsansätzen. 
Mit dem Wettbewerb waren Ideen gesucht für einen 
ganzen Strauss an Themen – von preisgünstigem 
Wohnen und sozialer Durchmischung über das 
Zusammenleben und ökologische Anforderungen 
bis zur Mitgestaltung durch die Bewohnenden. Wie 
gefallen ihnen die Resultate?
 
Gruntz: Zwei Vorschläge gehen besonders lösungsoffen 
an die Fragen heran und zeigen Möglichkeitsräume auf. 
Beide enthalten Spielelemente. Ein Beitrag etwa lädt die 
Bewohner:innen mit «Was-wäre-wenn…»-Postkarten dazu 
ein, räumliche Gegebenheiten neu zu denken. Sie können 
Ideen einbringen, wie man zum Beispiel Waschküchen, 
Estrich- oder Kellerräume mehrfach, effizienter und 
gemeinschaftlicher nutzen kann, zusätzliche Funktionen in 
Fassaden integriert oder Wohnraum und Infrastrukturen 
teilt. Wer will, steuert auch selbst neue Frage-
Postkarten bei. So entsteht mit der Zeit eine kollektive 
Ideensammlung, die gemeinsam diskutiert und zu breit 
getragenen Lösungen führen soll.
 
Emmenegger: Dann gibt es auch eine Art Quartett-
Spiel. Mit diesem lassen sich verschiedene Strategien 
zum Verdichten beleuchten. Dabei geht es um den 
Wohnungsbestand, im übertragenen Sinn aber auch 
um Themen wie mehr Vernetzung in die Nachbarschaft 
oder bessere Infrastrukturen. Zieht man im Spiel eine 
entsprechende Karte, muss man als erstes immer das 
Positive dieser Verdichtungsoption beschreiben. Der 
Effekt ist bemerkenswert. 

Inwiefern?
 
Emmenegger: Man konnotiert Veränderungen nicht 
gleich negativ, sondern öffnet sich für neue Perspektiven. 
Ich habe das Spiel auch ausprobiert. Als ich eine Karte 
mit dem Bild eines überdachten Aussenraums zog, 
wurde nicht über dessen Aussehen, sondern über seine 
Funktion diskutiert. Es entspann sich ein Dialog, welche 
Gruppen solche geschützten Räume brauchen und wie 
man entsprechende Nischen umsetzen könnte. Diskutiert 
wurde also ausgehend vom Bedürfnis der Menschen. Die 
Architektur ist so nachgelagertes Mittel zum Zweck. So 
sollte es immer sein.
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Was schlagen die architektonisch gedachten 
Lösungen vor?
 
Gruntz: Auch dort gibt es sehr gute, differenzierte und 
flexible Ansätze. Sie arbeiten zwar teils mit herkömmlichen 
Strukturen wie dem Anbau von Zusatzschichten oder 
Annexen, verstehen diese aber eher als modulare und 
multiplizierbare Prinzipien. Somit bleibt offen, wie diese 
Elemente am Schluss ausgestaltet sind. 
 
Emmenegger: Sehr gelungen finde ich auch einen 
Lösungsansatz für die Siedlung der Genossenschaft 
Klybeck, neben der ein sehr grosses Areal transformiert 
wird. Das wird zu Baulärm, Emissionen und sozialen 
Veränderungen führen und löst Angst aus. Der Vorschlag 
nimmt diese Situation auf und nutzt die künftige 
Baustellenwand produktiv und multifunktional um; 
unter anderem integriert er dort Schutzräume, Lifte 
und neue Freiräume für die Bewohner:innen. Solche 
Synergien zu schaffen, finde ich sehr zukunftsfähig. Der 
Vorschlag bietet zudem Ansätze, wie konventionelle 
Kammergrundrisse durch minimale Eingriffe 
flexibilisiert werden können. Damit begegnet er auch 
gesellschaftlichen Herausforderungen wie den schnell 
ändernden Lebensformen.

Wie kamen die Vorschläge bei den Genossenschaften 
an?
 
Gruntz: Grundsätzlich sehr gut. Es gab Reaktionen von 
totaler Begeisterung bis zu zurückhaltender Anerkennung. 
Nur schon der Elan und das Engagement waren sehr 
eindrücklich, gerade für Leute, die nicht jeden Tag mit 
solchen Verfahren zu tun haben. Nun stellt sich natürlich 
die Frage, wie es konkret weitergeht. Vor allem der 
Präsident der kleinsten Genossenschaft Am Horn war 
Feuer und Flamme. Er fand zum Beispiel den Vorschlag für 
seine Siedlung, die Waschküche durch eine ganz einfache 
und kleine Intervention an den Garten anzuschliessen und 
so viel offener nutzbar zu machen, perfekt. Er möchte das 
am liebsten sofort umsetzen.

Die Wettbewerbsbeiträge sollen Impulse für die ganze 
Branche geben. Wo kann man sie anschauen und sich 
darüber austauschen?
 
Gruntz: Sie sechs vertieften Studien werden in 
Ausstellungen gezeigt, vorgesehen sind auch 
Diskussionsabende. Zudem gibt es einen Bericht, der 
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alle 71 Eingaben vorstellt. Wir hoffen, dass sich ganz viele 
Genossenschaften alles anschauen und sich von den 
Ideen inspirieren lassen. Und dass sich viele weitere Türen 
öffnen, etwa von Architekturzentren und -foren in anderen 
Städten.

Was nehmen Sie persönlich vom Ideenwettbewerbe 
mit?
 
Emmenegger: Man darf nicht aufhören, darüber  
weiterzudenken, welche Alternativen es zu Abriss 
und Neubau gibt. Diese Zitrone ist längst nicht 
ausgepresst, da geht noch viel mehr – angefangen 
beim gemeinsamen Generieren von Ideen mit den 
Bewohnenden über kluge bauliche Weiterentwicklungen 
und den Wohnflächenverbrauch bis hin zum 
effektiven Zusammenleben. Wichtig scheint mir, 
Siedlungsentwicklungen ganzheitlich, interdisziplinär und 
partizipativ zu gestalten, von der Idee bis zum Betrieb. 
 
Gruntz: Echtes kollektives Denken ausser Konkurrenz 
bietet einen grossen kulturellen Mehrwert. Es braucht 
den Raum für Inspiration, Diskurs und neue Ideen. 
Planungsbüros sollten eigene Perspektiven in einen 
lustvollen und konstruktiven Austausch mit allen 
Beteiligten bringen können, ohne immer gleich dem Druck 
zu unterliegen, ein bestimmtes Raumprogramm erfüllen 
oder Mengentabellen ausfüllen zu müssen. Diese Art 
des Austauschs, auch der Recherche, ist ausgesprochen 
produktiv. Gerade bei Genossenschaften braucht es mehr 
solcher Verfahren, die nicht auf eine spezifische Lösung 
abzielen, sondern prozess- und ergebnisoffen sind, 
Bedürfnisse abholen und zu Diskussionen einladen. Der 
organisatorische Aufwand ist überschaubar, der Nutzen 
gross.

Interview: Liza Papazoglou 
www.zeitschrift-wohnen.ch
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